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Wichtige Verbesserungen bei Arbeitserlaubnis und -suche für 
ausländische Studierende und andere Ausländer ab 1.8.2012 

 

Gesetzentwurf mit Begründung  
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/086/1708682.pdf  

mit diesen Änderungen (ebenfalls mit Begründung) beschlossen  

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/094/1709436.pdf  

 

Zur Kritik siehe die Stellungnahmen der Verbände und Sachverständigen im Innenausschuss des 

Bundestags  

http://www.bundestag.de/bundestag/ausschuesse17/a04/Anhoerungen/Anhoerung18/Stellungnah

men_weitere/index.html  

 

 
 

Das sog. "Bluecard-Gesetz" tritt am 1.8.2012 in Kraft. 
 

1. Das Gesetz bringt die "Bluecard" als neuen Aufenthaltstitel nach § 19a neu AufenthG, §§ 3a, 41a 
BeschV neu, Jahreseinkommen mind 44.800 € brutto, für bestimmte Berufsgruppen mit 

Fachkräftemangel mind. 35.000 Euro (Ingenieure, Mathematiker, Ärzte und IT-Fachkräfte, ISC 

Gruppen 21, 221 und 25, § 41a Abs. 2, siehe dazu hier).  

 

2. Unabhängig von der Bluecard enthält das Gesetz zahlreiche Erleichterungen für Studierende mit 
Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken + für Absolventen deutscher Hochschulen bei der Suche 
und Aufnahme einer Arbeit.  
Diese Neuregelungen gelten unabhängig von der Bluecard-Regelung also z.B. auch für solche 

Studierende und Absolventen, die keine Bluecard beanspruchen können, weil sie noch studieren 

oder nach dem Studium z.B. nur ein geringeres Einkommen erzielen können als dies für die Bluecard 

nötig wäre! 
 
3. Hinzu kommt eine zeitliche Begrenzung des Zustimmungsverfahrens bei der Arbeitsagentur für 
Beschäftigungserlaubnisse jeder Art auf idR 14 Tage,  

soweit das Zustimmungsverfahren bei der Arbeitsagentur durch das neue Gesetz nicht ganz entfällt.  
Dauert die Prüfung bei der Arbeitsagentur länger als 14 Tage, gilt die Zustimmung in der Regel als 

erteilt.  

Diese Neuregelung gilt zB auch für Asylsuchende, Geduldete, Rumänen und Bulgaren! 

 

 
Überblick über wichtige Änderungen 
 

* Arbeitserlaubnisfreie Beschäftigung mit AE nach § 16 I AufenthG für Studienzwecke (Änderung § 

16):  

Statt bisher 90 ganze bzw. 180 halbe künftig 120 ganze bzw 240 halbe Tage/Jahr Beschäftigung 
neben dem Studium arbeitserlaubnisfrei. Wie bisher zählen nur die Tage an denen tatsächlich 

gearbeitet wurde, nicht gerechnet werden zb. Feiertage, Urlaubstage, sonstige arbeitsfreie Tage. 

Darüber hinaus wie bisher arbeitserlaubnisfrei (ohne Anrechnung auf die genannten zeitlichen 

Obergrenzen) studentische Nebentätigkeiten (zB als stud. Hilfskraft an der Hochschule oder beim 

Studentenwerk).  

 



* Aufenthaltserlaubnis zur Arbeitssuche für 18 statt bisher 12 Monate für Absolventen deutscher 
Hochschulen.  

Für diese Dauer ist künftig jede Erwerbstätigkeit gestattet, § 16 III AufenthG.  

Die 18 Monatsfrist mit voller Erwerbserlaubnis dürfte auch für solche Absolventen gelten, die bei 

Inkraftteten des Gesetzes bereits eine 12monatige Aufenthaltserlaubis nach § 16 III zur Arbeitssuche 

besitzen, eine insoweit eindeutige Übergangsregelung fehlt im Gesetz allerdings. 

 

* Neu: auch Aufenthaltserlaubnis für qualifizierte selbständige Tätigkeit für Absolventen deutscher 
Hochschulen, § 21 Abs. 2a neu AufenthG.  
 

* Neu: bereits nach 24 Monaten unbefristete Niederlassungserlaubnis für qualifiziert beruftstätige 
Absolventen deutscher Hochschulen, § 18b neu AufenthG.  

 

* Neu: Visum/AE zur Arbeitssuche für neu einreisende Fachkräfte für bis zu 6 Monate, § 18c neu 

AufenthG.  

 

* § 3b BeschV neu (bisher: § 27 BeschV): für Aufenthaltserlaubnis zur qualifizierten Beschäftigung für 

Absolventen deutscher Hochschulen entfällt Zustimmung und Prüfung der Arbeitsbedingungen 

durch Arbeitsagentur. Die Ausländerbehörde entscheidet künftig allein.  
 

* § 27 BeschV neu: für Aufenthaltserlaubnis zur qualifizierten Beschäftigung im Anschluss an 

qualifizierte Berufsausbildung im Inland entfällt Arbeitsmarktprüfung.  

 

* § 3 BeschVerfV neu: Beschäftigung Familienangehöriger (Ehepartner, Lebenspartner) von 

Fachkräften, einschließlich Familiengehöriger (Ehepartner, Lebenspartner) qualifiziert tätiger 
Hochschulabsolventen wird durch Ausländerbehörde uneingeschränkt erlaubt, Zustimmung 

Arbeitsagentur und Arbeitsmarktprüfung entfallen.  

 

 
* § 14 BeschVerfV neu: Zustimmungsfiktion für Arbeitsmarktprüfung und Prüfung der 

Arbeitsbedingungen. Wenn Arbeitsagentur nicht innerhalb von zwei Wochen reagiert und 

Zustimmungsanfrage der Ausländerbehörde mitteilt, dass die Informationen nicht ausreichen oder 

der Arbeitgeber nötige Auskünfte nicht erteilt hat, gilt die Zustimmung als erteilt. 
Diese Neuregelung gilt auch zB für Asylsuchende und Geduldete, Rumänen und Bulgaren oder 

Ausländer mit Aaufenthaltstitel nach § 25 III AufenthG,  

es bleibt abzuwarten wie dies in der Praxis funktioniert. 

Außerdem ist künftig eine Vorabprüfung des Arbeitsmarktes und der Arbeitsbedingungen durch die 

Arbeitsagentur bereits vor einem Visaantrag zur Einreise zu Erwerbszwecken möglich. 

 
 



Synopse AufenthG , Stand 11.05.2012

Gesetzes zur Umsetzung der Hochqualifizierten-Richtlinie der Europäischen Union
Drucksache 17/8682 vom 15.02.2012

Gesetzentwurf Drucksache 236/12 vom 27.05.2012 (identisch mit Beschlussempfehlung des Innenausschusses17/9436)

Zustimmung des BR vom 11.05.2012

§ 4 Erfordernis eines Aufenthaltstitels

(1) 1Ausländer bedürfen für die Einreise und den Aufenthalt im
Bundesgebiet eines Aufenthaltstitels, sofern nicht durch Recht der
Europäischen Union oder durch Rechtsverordnung etwas anderes
bestimmt ist oder auf Grund des Abkommens vom 12. September
1963 zur Gründung einer Assoziation zwischen der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei (BGBl. 1964 II S. 509)
(Assoziationsabkommen EWG/Türkei) ein Aufenthaltsrecht

besteht. 2Die Aufenthaltstitel werden erteilt als

1. Visum im Sinne des § 6 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 3,

2. Aufenthaltserlaubnis (§ 7),

3. Niederlassungserlaubnis (§ 9) oder

4. Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG (§ 9a).

(2) 1Ein Aufenthaltstitel berechtigt zur Ausübung einer
Erwerbstätigkeit, sofern es nach diesem Gesetz bestimmt ist oder
der Aufenthaltstitel die Ausübung der Erwerbstätigkeit ausdrücklich

erlaubt. 2Jeder Aufenthaltstitel muss erkennen lassen, ob die
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1963 zur Gründung einer Assoziation zwischen der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei (BGBl. 1964 II S. 509)
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4. Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG (§ 9a).

2Die für die Aufenthaltserlaubnis geltenden Rechtsvorschriften
werden auch auf die Blaue Karte EU angewandt, sofern durch
Gesetz oder Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist.

(2) 1Ein Aufenthaltstitel berechtigt zur Ausübung einer
Erwerbstätigkeit, sofern es nach diesem Gesetz bestimmt ist oder
der Aufenthaltstitel die Ausübung der Erwerbstätigkeit ausdrücklich

erlaubt. 2Jeder Aufenthaltstitel muss erkennen lassen, ob die



Ausübung einer Erwerbstätigkeit erlaubt ist. 3Einem Ausländer, der
keine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Beschäftigung besitzt,
kann die Ausübung einer Beschäftigung nur erlaubt werden, wenn
die Bundesagentur für Arbeit zugestimmt hat oder durch
Rechtsverordnung bestimmt ist, dass die Ausübung der
Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit

zulässig ist. 4Beschränkungen bei der Erteilung der Zustimmung
durch die Bundesagentur für Arbeit sind in den Aufenthaltstitel zu
übernehmen.

(3) 1Ausländer dürfen eine Erwerbstätigkeit nur ausüben, wenn der

Aufenthaltstitel sie dazu berechtigt. 2Ausländer dürfen nur
beschäftigt oder mit anderen entgeltlichen Dienst- oder
Werkleistungen beauftragt werden, wenn sie einen solchen

Aufenthaltstitel besitzen. 3Dies gilt nicht, wenn dem Ausländer auf
Grund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung, eines Gesetzes
oder einer Rechtsverordnung die Erwerbstätigkeit gestattet ist,
ohne dass er hierzu durch einen Aufenthaltstitel berechtigt sein

muss. 4Wer im Bundesgebiet einen Ausländer beschäftigt oder mit
nachhaltigen entgeltlichen Dienst- oder Werkleistungen beauftragt,
die der Ausländer auf Gewinnerzielung gerichtet ausübt, muss
prüfen, ob die Voraussetzungen nach Satz 2 oder Satz 3 vorliegen.
5Wer im Bundesgebiet einen Ausländer beschäftigt, muss für die
Dauer der Beschäftigung eine Kopie des Aufenthaltstitels oder der
Bescheinigung über die Aufenthaltsgestattung oder über die
Aussetzung der Abschiebung des Ausländers in elektronischer
Form oder in Papierform aufbewahren.

(4) Eines Aufenthaltstitels bedürfen auch Ausländer, die als
Besatzungsmitglieder eines Seeschiffes tätig sind, das berechtigt
ist, die Bundesflagge zu führen.

(5) 1Ein Ausländer, dem nach dem Assoziationsabkommen
EWG/Türkei ein Aufenthaltsrecht zusteht, ist verpflichtet, das
Bestehen des Aufenthaltsrechts durch den Besitz einer
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Aufenthaltserlaubnis nachzuweisen, sofern er weder eine
Niederlassungserlaubnis noch eine Erlaubnis zum

Daueraufenthalt-EG besitzt. 2Die Aufenthaltserlaubnis wird auf
Antrag ausgestellt.

Bestehen des Aufenthaltsrechts durch den Besitz einer
Aufenthaltserlaubnis nachzuweisen, sofern er weder eine
Niederlassungserlaubnis noch eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt-

EG besitzt. 2Die Aufenthaltserlaubnis wird auf Antrag ausgestellt.

§ 6 Visum

(1) Einem Ausländer können nach Maßgabe der Verordnung (EG)
Nr. 810/2009 folgende Visa erteilt werden:

1. ein Visum für die Durchreise durch das Hoheitsgebiet der
Schengen-Staaten oder für geplante Aufenthalte in diesem
Gebiet von bis zu drei Monaten innerhalb einer Frist von sechs
Monaten von dem Tag der ersten Einreise an (Schengen-Visum),

2. ein Flughafentransitvisum für die Durchreise durch die
internationalen Transitzonen der Flughäfen.

(2) Schengen-Visa können nach Maßgabe der Verordnung (EG)
Nr. 810/2009 bis zu einer Gesamtaufenthaltsdauer von drei
Monaten innerhalb einer Frist von sechs Monaten von dem Tag der
ersten Einreise an verlängert werden. Für weitere drei Monate
innerhalb der betreffenden Sechsmonatsfrist kann ein Schengen-
Visum aus den in Artikel 33 der Verordnung (EG) Nr. 810/2009/EG
genannten Gründen, zur Wahrung politischer Interessen der
Bundesrepublik Deutschland oder aus völkerrechtlichen Gründen
als nationales Visum verlängert werden.

(3) 1Für längerfristige Aufenthalte ist ein Visum für das
Bundesgebiet (nationales Visum) erforderlich, das vor der Einreise

erteilt wird. 2Die Erteilung richtet sich nach den für die
Aufenthaltserlaubnis, die Niederlassungserlaubnis und die

Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG geltenden Vorschriften. 3Die
Dauer des rechtmäßigen Aufenthalts mit einem nationalen Visum
wird auf die Zeiten des Besitzes einer Aufenthaltserlaubnis,
Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG

§ 6 Visum

(1) Einem Ausländer können nach Maßgabe der Verordnung (EG)
Nr. 810/2009 folgende Visa erteilt werden:

1. ein Visum für die Durchreise durch das Hoheitsgebiet der
Schengen-Staaten oder für geplante Aufenthalte in diesem
Gebiet von bis zu drei Monaten innerhalb einer Frist von sechs
Monaten von dem Tag der ersten Einreise an (Schengen-Visum),

2. ein Flughafentransitvisum für die Durchreise durch die
internationalen Transitzonen der Flughäfen.
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Gründen, zur Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik
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(3) 1Für längerfristige Aufenthalte ist ein Visum für das
Bundesgebiet (nationales Visum) erforderlich, das vor der Einreise

erteilt wird. 2Die Erteilung richtet sich nach den für die
Aufenthaltserlaubnis, die blaue Karte EU, die
Niederlassungserlaubnis und die Erlaubnis zum Daueraufenthalt-

EG geltenden Vorschriften. 3Die Dauer des rechtmäßigen
Aufenthalts mit einem nationalen Visum wird auf die Zeiten des
Besitzes einer Aufenthaltserlaubnis, blaue Karte EU ,



angerechnet. Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG
angerechnet.

§ 9a Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG

(1) 1Die Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG ist ein unbefristeter

Aufenthaltstitel. 2§ 9 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.
3Soweit dieses Gesetz nichts anderes regelt, ist die Erlaubnis zum
Daueraufenthalt-EG der Niederlassungserlaubnis gleichgestellt.

(2) 1Einem Ausländer ist eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG
nach Artikel 2 Buchstabe b der Richtlinie 2003/109/EG zu erteilen,
wenn

1. er sich seit fünf Jahren mit Aufenthaltstitel im Bundesgebiet
aufhält,

2. sein Lebensunterhalt und derjenige seiner Angehörigen, denen
er Unterhalt zu leisten hat, durch feste und regelmäßige
Einkünfte gesichert ist,

3. er über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache
verfügt,

4. er über Grundkenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung
und der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet verfügt,

5. Gründe der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung unter
Berücksichtigung der Schwere oder der Art des Verstoßes gegen
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung oder der vom Ausländer
ausgehenden Gefahr unter Berücksichtigung der Dauer des
bisherigen Aufenthalts und dem Bestehen von Bindungen im
Bundesgebiet nicht entgegenstehen und

6. er über ausreichenden Wohnraum für sich und seine mit ihm in
familiärer Gemeinschaft lebenden Familienangehörigen verfügt.
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2Für Satz 1 Nr. 3 und 4 gilt § 9 Abs. 2 Satz 2 bis 5 entsprechend.

(3) Absatz 2 ist nicht anzuwenden, wenn der Ausländer

1. einen Aufenthaltstitel nach Abschnitt 5 besitzt, der nicht auf
Grund des § 23 Abs. 2 erteilt wurde, oder eine vergleichbare
Rechtsstellung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen
Union innehat,

2. in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union einen Antrag auf
Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft oder auf Gewährung
subsidiären Schutzes im Rahmen der Richtlinie 2004/83/EG des
Rates vom 29. April 2004 über Mindestnormen für die
Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder
Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig
internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu
gewährenden Schutzes (ABl. EU Nr. L 304 S. 12) gestellt oder
vorübergehenden Schutz im Sinne des § 24 beantragt hat und
über seinen Antrag noch nicht abschließend entschieden worden
ist,

3. in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union eine
Rechtsstellung besitzt, die der in § 1 Abs. 2 Nr. 2 beschriebenen
entspricht,

4. sich mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16 oder § 17 oder

5. sich zu einem sonstigen seiner Natur nach vorübergehenden
Zweck im Bundesgebiet aufhält, insbesondere

a) auf Grund einer Aufenthaltserlaubnis nach § 18, wenn die
Befristung der Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit auf
einer Verordnung nach § 42 Abs. 1 bestimmten

familiärer Gemeinschaft lebenden Familienangehörigen verfügt.

2Für Satz 1 Nr. 3 und 4 gilt § 9 Abs. 2 Satz 2 bis 5 entsprechend.

(3) Absatz 2 ist nicht anzuwenden, wenn der Ausländer

1. einen Aufenthaltstitel nach Abschnitt 5 besitzt, der nicht auf
Grund des § 23 Abs. 2 erteilt wurde, oder eine vergleichbare
Rechtsstellung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen
Union innehat; Gleiches gilt, wenn er einen solchen Titel oder
eine solche Rechtsstellung beantragt hat und über den Antrag
noch nicht abschließend entschieden worden ist,

2. in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union einen Antrag auf
Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft oder auf Gewährung
subsidiären Schutzes im Rahmen der Richtlinie 2004/83/EG des
Rates vom 29. April 2004 über Mindestnormen für die
Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder
Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig
internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu
gewährenden Schutzes (ABl. EU Nr. L 304 S. 12) gestellt oder
vorübergehenden Schutz im Sinne des § 24 beantragt hat und
über seinen Antrag noch nicht abschließend entschieden worden
ist,

3. in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union eine
Rechtsstellung besitzt, die der in § 1 Abs. 2 Nr. 2 beschriebenen
entspricht,

4. sich mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16 oder § 17 oder

5. sich zu einem sonstigen seiner Natur nach vorübergehenden
Zweck im Bundesgebiet aufhält, insbesondere

a) auf Grund einer Aufenthaltserlaubnis nach § 18, wenn die
Befristung der Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit auf
einer Verordnung nach § 42 Abs. 1 bestimmten
Höchstbeschäftigungsdauer beruht,



Höchstbeschäftigungsdauer beruht,

b) wenn die Verlängerung seiner Aufenthaltserlaubnis nach § 8
Abs. 2 ausgeschlossen wurde oder

c) wenn seine Aufenthaltserlaubnis der Herstellung oder
Wahrung der familiären Lebensgemeinschaft mit einem
Ausländer dient, der sich selbst nur zu einem seiner Natur
nach vorübergehenden Zweck im Bundesgebiet aufhält, und
bei einer Aufhebung der Lebensgemeinschaft kein
eigenständiges Aufenthaltsrecht entstehen würde.

b) wenn die Verlängerung seiner Aufenthaltserlaubnis nach § 8
Abs. 2 ausgeschlossen wurde oder

c) wenn seine Aufenthaltserlaubnis der Herstellung oder
Wahrung der familiären Lebensgemeinschaft mit einem
Ausländer dient, der sich selbst nur zu einem seiner Natur
nach vorübergehenden Zweck im Bundesgebiet aufhält, und
bei einer Aufhebung der Lebensgemeinschaft kein
eigenständiges Aufenthaltsrecht entstehen würde.

§ 9b Anrechnung von Aufenthaltszeiten

1Auf die erforderlichen Zeiten nach § 9a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
werden folgende Zeiten angerechnet:

1. Zeiten eines Aufenthalts außerhalb des Bundesgebiets, in denen
der Ausländer einen Aufenthaltstitel besaß und

a) sich wegen einer Entsendung aus beruflichen Gründen im
Ausland aufgehalten hat, soweit deren Dauer jeweils sechs
Monate oder eine von der Ausländerbehörde nach § 51 Abs. 1
Nr. 7 bestimmte längere Frist nicht überschritten hat, oder

b) die Zeiten sechs aufeinander folgende Monate und innerhalb
des in § 9a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 genannten Zeitraums
insgesamt zehn Monate nicht überschreiten,

2. Zeiten eines früheren Aufenthalts im Bundesgebiet mit
Aufenthaltserlaubnis, Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis
zum Daueraufenthalt-EG, wenn der Ausländer zum Zeitpunkt
seiner Ausreise im Besitz einer Niederlassungserlaubnis oder
einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG war und die
Niederlassungserlaubnis oder die Erlaubnis zum
Daueraufenthalt-EG allein wegen eines Aufenthalts außerhalb
von Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder wegen des
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1Auf die erforderlichen Zeiten nach § 9a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 werden
folgende Zeiten angerechnet:

1. Zeiten eines Aufenthalts außerhalb des Bundesgebiets, in denen
der Ausländer einen Aufenthaltstitel besaß und

a) sich wegen einer Entsendung aus beruflichen Gründen im
Ausland aufgehalten hat, soweit deren Dauer jeweils sechs
Monate oder eine von der Ausländerbehörde nach § 51 Abs. 1
Nr. 7 bestimmte längere Frist nicht überschritten hat, oder

b) die Zeiten sechs aufeinander folgende Monate und innerhalb
des in § 9a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 genannten Zeitraums
insgesamt zehn Monate nicht überschreiten,

2. Zeiten eines früheren Aufenthalts im Bundesgebiet mit
Aufenthaltserlaubnis, Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis
zum Daueraufenthalt-EG, wenn der Ausländer zum Zeitpunkt
seiner Ausreise im Besitz einer Niederlassungserlaubnis oder
einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG war und die
Niederlassungserlaubnis oder die Erlaubnis zum
Daueraufenthalt-EG allein wegen eines Aufenthalts außerhalb
von Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder wegen des



Erwerbs der Rechtsstellung eines langfristig
Aufenthaltsberechtigten in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union erloschen ist, bis zu höchstens vier Jahre,

3. Zeiten, in denen der Ausländer freizügigkeitsberechtigt war,

4. Zeiten eines rechtmäßigen Aufenthalts zum Zweck des
Studiums oder der Berufsausbildung im Bundesgebiet zur Hälfte.

2Nicht angerechnet werden Zeiten eines Aufenthalts nach § 9a
Abs. 3 Nr. 5 und Zeiten des Aufenthalts, in denen der Ausländer

auch die Voraussetzungen des § 9a Abs. 3 Nr. 3 erfüllte. 3Zeiten
eines Aufenthalts außerhalb des Bundesgebiets unterbrechen den
Aufenthalt nach § 9a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 nicht, wenn der Aufenthalt
außerhalb des Bundesgebiets nicht zum Erlöschen des
Aufenthaltstitels geführt hat; diese Zeiten werden bei der
Bestimmung der Gesamtdauer des Aufenthalts nach § 9a Abs. 2

Satz 1 Nr. 1 nicht angerechnet. 4In allen übrigen Fällen unterbricht
die Ausreise aus dem Bundesgebiet den Aufenthalt nach § 9a Abs.
2 Satz 1 Nr. 1.

Erwerbs der Rechtsstellung eines langfristig
Aufenthaltsberechtigten in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union erloschen ist, bis zu höchstens vier Jahre,

3. Zeiten, in denen der Ausländer freizügigkeitsberechtigt war,

4. Zeiten eines rechtmäßigen Aufenthalts zum Zweck des Studiums
oder der Berufsausbildung im Bundesgebiet zur Hälfte.

2Nicht angerechnet werden Zeiten eines Aufenthalts nach § 9a
Abs. 3 Nr. 5 und Zeiten des Aufenthalts, in denen der Ausländer

auch die Voraussetzungen des § 9a Abs. 3 Nr. 3 erfüllte. 3Zeiten
eines Aufenthalts außerhalb des Bundesgebiets unterbrechen den
Aufenthalt nach § 9a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 nicht, wenn der Aufenthalt
außerhalb des Bundesgebiets nicht zum Erlöschen des
Aufenthaltstitels geführt hat; diese Zeiten werden bei der
Bestimmung der Gesamtdauer des Aufenthalts nach § 9a Abs. 2

Satz 1 Nr. 1 nicht angerechnet. 4In allen übrigen Fällen unterbricht
die Ausreise aus dem Bundesgebiet den Aufenthalt nach § 9a Abs.
2 Satz 1 Nr. 1.

(2) 1Auf die erforderlichen Zeiten nach § 9a Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 werden die Zeiten angerechnet, in denen der Ausländer
eine Blaue Karte EU besitzt, die von einem anderen Mitgliedstaat
der Europäischen Union erteilt wurde, wenn sich der Ausländer

1. in diesem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union mit
einer Blauen Karte EU mindestens 18 Monate aufgehalten hat
und

2. bei Antragstellung seit mindestens zwei Jahren als Inhaber der
Blauen Karte EU im Bundesgebiet aufhält.

2Nicht angerechnet werden Zeiten, in denen sich der Ausländer



nicht in der Europäischen Union aufgehalten hat. 3Diese Zeiten
unterbrechen jedoch den Aufenthalt nach § 9a Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 nicht, wenn sie zwölf aufeinander folgende Monate nicht
überschreiten und innerhalb des Zeitraums nach § 9a Absatz 2

Satz 1 Nummer 1 insgesamt 18 Monate nicht überschreiten. 4Die
Sätze 1 bis 3 sind entsprechend auf Familienangehörige des
Ausländers anzuwenden, denen eine Aufenthaltserlaubnis nach
den §§ 30 oder 32 erteilt wurde.

§ 16 Studium; Sprachkurse; Schulbesuch

(1) 1Einem Ausländer kann zum Zweck des Studiums an einer
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule oder
vergleichbaren Ausbildungseinrichtung eine Aufenthaltserlaubnis

erteilt werden. 2Der Aufenthaltszweck des Studiums umfasst auch
studienvorbereitende Sprachkurse sowie den Besuch eines

Studienkollegs (studienvorbereitende Maßnahmen). 3Die
Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Studiums darf nur erteilt
werden, wenn der Ausländer von der Ausbildungseinrichtung
zugelassen worden ist; eine bedingte Zulassung ist ausreichend.
4Ein Nachweis von Kenntnissen in der Ausbildungssprache wird
nicht verlangt, wenn die Sprachkenntnisse bei der
Zulassungsentscheidung bereits berücksichtigt worden sind oder
durch studienvorbereitende Maßnahmen erworben werden sollen.
5Die Geltungsdauer bei der Ersterteilung und Verlängerung der
Aufenthaltserlaubnis für ein Studium beträgt mindestens ein Jahr
und soll bei Studium und studienvorbereitenden Maßnahmen zwei
Jahre nicht überschreiten; sie kann verlängert werden, wenn der
Aufenthaltszweck noch nicht erreicht ist und in einem
angemessenen Zeitraum noch erreicht werden kann.

(1a) 1Einem Ausländer kann auch zum Zweck der

Studienbewerbung eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. 2Der

§ 16 Studium; Sprachkurse; Schulbesuch

(1) 1Einem Ausländer kann zum Zweck des Studiums an einer
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule oder
vergleichbaren Ausbildungseinrichtung eine Aufenthaltserlaubnis

erteilt werden. 2Der Aufenthaltszweck des Studiums umfasst auch
studienvorbereitende Sprachkurse sowie den Besuch eines

Studienkollegs (studienvorbereitende Maßnahmen). 3Die
Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Studiums darf nur erteilt
werden, wenn der Ausländer von der Ausbildungseinrichtung
zugelassen worden ist; eine bedingte Zulassung ist ausreichend.
4Ein Nachweis von Kenntnissen in der Ausbildungssprache wird
nicht verlangt, wenn die Sprachkenntnisse bei der
Zulassungsentscheidung bereits berücksichtigt worden sind oder
durch studienvorbereitende Maßnahmen erworben werden sollen.
5Die Geltungsdauer bei der Ersterteilung und Verlängerung der
Aufenthaltserlaubnis für ein Studium beträgt mindestens ein Jahr
und soll bei Studium und studienvorbereitenden Maßnahmen zwei
Jahre nicht überschreiten; sie kann verlängert werden, wenn der
Aufenthaltszweck noch nicht erreicht ist und in einem
angemessenen Zeitraum noch erreicht werden kann.

(1a) 1Einem Ausländer kann auch zum Zweck der

Studienbewerbung eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. 2Der



Aufenthalt als Studienbewerber darf höchstens neun Monate
betragen.

(2) 1Während des Aufenthalts nach Absatz 1 oder 1a soll in der
Regel keine Aufenthaltserlaubnis für einen anderen
Aufenthaltszweck erteilt oder verlängert werden, sofern nicht ein

gesetzlicher Anspruch besteht. 2§ 9 findet keine Anwendung.

(3) 1Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer
Beschäftigung, die insgesamt 90 Tage oder 180 halbe Tage im
Jahr nicht überschreiten darf, sowie zur Ausübung studentischer

Nebentätigkeiten. 2Dies gilt nicht während des Aufenthalts zu
studienvorbereitenden Maßnahmen im ersten Jahr des
Aufenthalts, ausgenommen in der Ferienzeit und bei einem
Aufenthalt nach Absatz 1a.

(4) 1Nach erfolgreichem Abschluss des Studiums kann die
Aufenthaltserlaubnis bis zu einem Jahr zur Suche eines diesem
Abschluss angemessenen Arbeitsplatzes, sofern er nach den
Bestimmungen der §§ 18, 19 und 21 von Ausländern besetzt

werden darf, verlängert werden. 2Absatz 3 gilt entsprechend. 3§ 9
findet keine Anwendung.

(5) 1Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur
Teilnahme an Sprachkursen, die nicht der Studienvorbereitung
dienen, und in Ausnahmefällen für den Schulbesuch erteilt werden.
2Absatz 2 gilt entsprechend.

Aufenthalt als Studienbewerber darf höchstens neun Monate
betragen.

(2) 1Während des Aufenthalts nach Absatz 1 oder 1a soll in der
Regel keine Aufenthaltserlaubnis für einen anderen
Aufenthaltszweck erteilt oder verlängert werden, sofern nicht ein

gesetzlicher Anspruch besteht. 2§ 9 findet keine Anwendung.

(3) 1Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer
Beschäftigung, die insgesamt 120 Tage oder 240 halbe Tage im
Jahr nicht überschreiten darf, sowie zur Ausübung studentischer

Nebentätigkeiten. 2Dies gilt nicht während des Aufenthalts zu
studienvorbereitenden Maßnahmen im ersten Jahr des Aufenthalts,
ausgenommen in der Ferienzeit und bei einem Aufenthalt nach
Absatz 1a.

(4) 1Nach erfolgreichem Abschluss des Studiums kann die
Aufenthaltserlaubnis bis zu 18 Monaten zur Suche eines diesem
Abschluss angemessenen Arbeitsplatzes, sofern er nach den
Bestimmungen der §§ 18, 19, 19a und 21 von Ausländern besetzt

werden darf, verlängert werden. 2Die Aufenthaltserlaubnis
berechtigt während dieses Zeitraums zur Ausübung der

Erwerbstätigkeit. 3§ 9 findet keine Anwendung.

(5) 1Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur
Teilnahme an Sprachkursen, die nicht der Studienvorbereitung
dienen, und in Ausnahmefällen für den Schulbesuch erteilt werden.
2Absatz 2 gilt entsprechend.

(5a) Dient der Schulbesuch nach Absatz 5 einer qualifizierten
Berufsausbildung, berechtigt die Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung
einer von der Ausbildung unabhängigen Beschäftigung bis zu zehn
Stunden je Woche.



(6) 1Einem Ausländer, dem von einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union ein Aufenthaltstitel zum Zweck des Studiums
erteilt wurde, der in den Anwendungsbereich der Richtlinie
2004/114/ EG des Rates vom 13. Dezember 2004 über die
Zulassung von Drittstaatsangehörigen zur Absolvierung eines
Studiums oder zur Teilnahme an einem Schüleraustausch, einer
unbezahlten Ausbildungsmaßnahme oder einem Freiwilligendienst
(ABl. EU Nr. L 375 S. 12) fällt, wird eine Aufenthaltserlaubnis zum
gleichen Zweck erteilt, wenn er

1. einen Teil seines Studiums an einer Ausbildungseinrichtung im
Bundesgebiet durchführen möchte, weil er im Rahmen seines
Studienprogramms verpflichtet ist, einen Teil seines Studiums an
einer Bildungseinrichtung eines anderen Mitgliedstaats der
Europäischen Union durchzuführen oder

2. die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt und einen Teil eines
von ihm in dem anderen Mitgliedstaat bereits begonnenen
Studiums im Bundesgebiet fortführen oder durch ein Studium im
Bundesgebiet ergänzen möchte und

a) an einem Austauschprogramm zwischen den Mitgliedstaaten
der Europäischen Union oder an einem Austauschprogramm
der Europäischen Union teilnimmt oder

b) in dem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union für die
Dauer von mindestens zwei Jahren zum Studium zugelassen

(5b) 1Nach erfolgreichem Abschluss der qualifizierten
Berufsausbildung kann die Aufenthaltserlaubnis bis zu einem Jahr zur
Suche eines diesem Abschluss angemessenen Arbeitsplatzes, sofern
er nach den Bestimmungen der §§ 18 und 21 von Ausländern besetzt

werden darf, verlängert werden. 2Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt
während dieses Zeitraums zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. § 9
findet keine Anwendung.

(6) 1Einem Ausländer, dem von einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union ein Aufenthaltstitel zum Zweck des Studiums
erteilt wurde, der in den Anwendungsbereich der Richtlinie
2004/114/ EG des Rates vom 13. Dezember 2004 über die
Zulassung von Drittstaatsangehörigen zur Absolvierung eines
Studiums oder zur Teilnahme an einem Schüleraustausch, einer
unbezahlten Ausbildungsmaßnahme oder einem Freiwilligendienst
(ABl. EU Nr. L 375 S. 12) fällt, wird eine Aufenthaltserlaubnis zum
gleichen Zweck erteilt, wenn er

1. einen Teil seines Studiums an einer Ausbildungseinrichtung im
Bundesgebiet durchführen möchte, weil er im Rahmen seines
Studienprogramms verpflichtet ist, einen Teil seines Studiums an
einer Bildungseinrichtung eines anderen Mitgliedstaats der
Europäischen Union durchzuführen oder

2. die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt und einen Teil eines
von ihm in dem anderen Mitgliedstaat bereits begonnenen
Studiums im Bundesgebiet fortführen oder durch ein Studium im
Bundesgebiet ergänzen möchte und

a) an einem Austauschprogramm zwischen den Mitgliedstaaten
der Europäischen Union oder an einem Austauschprogramm
der Europäischen Union teilnimmt oder

b) in dem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union für die
Dauer von mindestens zwei Jahren zum Studium zugelassen
worden ist.



worden ist.

2Ein Ausländer, der einen Aufenthaltstitel nach Satz 1 Nr. 2
beantragt, hat der zuständigen Behörde Unterlagen zu seiner
akademischen Vorbildung und zum beabsichtigten Studium in
Deutschland vorzulegen, die die Fortführung oder Ergänzung des
bisherigen Studiums durch das Studium im Bundesgebiet belegen.
3§ 9 ist nicht anzuwenden.

(7) Sofern der Ausländer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat, müssen die zur Personensorge berechtigten Personen dem
geplanten Aufenthalt zustimmen.

2Ein Ausländer, der einen Aufenthaltstitel nach Satz 1 Nr. 2
beantragt, hat der zuständigen Behörde Unterlagen zu seiner
akademischen Vorbildung und zum beabsichtigten Studium in
Deutschland vorzulegen, die die Fortführung oder Ergänzung des
bisherigen Studiums durch das Studium im Bundesgebiet belegen.
3§ 9 ist nicht anzuwenden.

(7) Sofern der Ausländer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat, müssen die zur Personensorge berechtigten Personen dem
geplanten Aufenthalt zustimmen.

§ 17 Sonstige Ausbildungszwecke

Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der
betrieblichen Aus- und Weiterbildung erteilt werden, wenn die
Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch
Rechtsverordnung nach § 42 oder zwischenstaatliche
Vereinbarung bestimmt ist, dass die Aus- und Weiterbildung ohne
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist.
Beschränkungen bei der Erteilung der Zustimmung durch die
Bundesagentur für Arbeit sind in die Aufenthaltserlaubnis zu
übernehmen. § 16 Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 17 Sonstige Ausbildungszwecke

(1) Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck
der betrieblichen Aus- und Weiterbildung erteilt werden, wenn die
Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch
Rechtsverordnung nach § 42 oder zwischenstaatliche
Vereinbarung bestimmt ist, dass die Aus- und Weiterbildung ohne
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist.
Beschränkungen bei der Erteilung der Zustimmung durch die
Bundesagentur für Arbeit sind in die Aufenthaltserlaubnis zu
übernehmen. § 16 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Handelt es sich um eine qualifizierte Berufsausbildung, berechtigt die
Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer von der Berufsausbildung
unabhängigen Beschäftigung bis zu zehn Stunden je Woche.

(3) Nach erfolgreichem Abschluss der qualifizierten Berufsausbildung
kann die Aufenthaltserlaubnis bis zu einem Jahr zur Suche eines diesem
Abschluss angemessenen Arbeitsplatzes, sofern er nach den
Bestimmungen der §§ 18 und 21 von Ausländern besetzt werden darf,
verlängert werden. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt während dieses
Zeitraums zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. § 9 findet keine



Anwendung.

§ 18 Beschäftigung

(1) Die Zulassung ausländischer Beschäftigter orientiert sich an
den Erfordernissen des Wirtschaftsstandortes Deutschland unter
Berücksichtigung der Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt und dem
Erfordernis, die Arbeitslosigkeit wirksam zu bekämpfen.
Internationale Verträge bleiben unberührt.

(2) Einem Ausländer kann ein Aufenthaltstitel zur Ausübung einer
Beschäftigung erteilt werden, wenn die Bundesagentur für Arbeit
nach § 39 zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung nach § 42
oder zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist, dass die
Ausübung der Beschäftigung ohne Zustimmung der
Bundesagentur für Arbeit zulässig ist. Beschränkungen bei der
Erteilung der Zustimmung durch die Bundesagentur für Arbeit sind
in den Aufenthaltstitel zu übernehmen.

(3) Eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer Beschäftigung
nach Absatz 2, die keine qualifizierte Berufsausbildung
voraussetzt, darf nur erteilt werden, wenn dies durch
zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist oder wenn auf
Grund einer Rechtsverordnung nach § 42 die Erteilung der
Zustimmung zu einer Aufenthaltserlaubnis für diese Beschäftigung
zulässig ist.

(4) Ein Aufenthaltstitel zur Ausübung einer Beschäftigung nach
Absatz 2, die eine qualifizierte Berufsausbildung voraussetzt, darf
nur für eine Beschäftigung in einer Berufsgruppe erteilt werden, die
durch Rechtsverordnung nach § 42 zugelassen worden ist. Im
begründeten Einzelfall kann eine Aufenthaltserlaubnis für eine
Beschäftigung erteilt werden, wenn an der Beschäftigung ein
öffentliches, insbesondere ein regionales, wirtschaftliches oder
arbeitsmarktpolitisches Interesse besteht.

§ 18 Beschäftigung

(1) Die Zulassung ausländischer Beschäftigter orientiert sich an
den Erfordernissen des Wirtschaftsstandortes Deutschland unter
Berücksichtigung der Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt und dem
Erfordernis, die Arbeitslosigkeit wirksam zu bekämpfen.
Internationale Verträge bleiben unberührt.

(2) Einem Ausländer kann ein Aufenthaltstitel zur Ausübung einer
Beschäftigung erteilt werden, wenn die Bundesagentur für Arbeit
nach § 39 zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung nach § 42
oder zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist, dass die
Ausübung der Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur
für Arbeit zulässig ist. Beschränkungen bei der Erteilung der
Zustimmung durch die Bundesagentur für Arbeit sind in den
Aufenthaltstitel zu übernehmen.

(3) Eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer Beschäftigung
nach Absatz 2, die keine qualifizierte Berufsausbildung voraussetzt,
darf nur erteilt werden, wenn dies durch zwischenstaatliche
Vereinbarung bestimmt ist oder wenn auf Grund einer
Rechtsverordnung nach § 42 die Erteilung der Zustimmung zu
einer Aufenthaltserlaubnis für diese Beschäftigung zulässig ist.

(4) Ein Aufenthaltstitel zur Ausübung einer Beschäftigung nach
Absatz 2, die eine qualifizierte Berufsausbildung voraussetzt, darf
nur für eine Beschäftigung in einer Berufsgruppe erteilt werden, die
durch Rechtsverordnung nach § 42 zugelassen worden ist. Im
begründeten Einzelfall kann eine Aufenthaltserlaubnis für eine
Beschäftigung erteilt werden, wenn an der Beschäftigung ein
öffentliches, insbesondere ein regionales, wirtschaftliches oder
arbeitsmarktpolitisches Interesse besteht.

(5) Ein Aufenthaltstitel nach Absatz 2, § 19 oder § 19a darf nur



(5) Ein Aufenthaltstitel nach Absatz 2 und § 19 darf nur erteilt
werden, wenn ein konkretes Arbeitsplatzangebot vorliegt.

erteilt werden, wenn ein konkretes Arbeitsplatzangebot vorliegt und
eine Berufsausübungserlaubnis, soweit diese vorgeschrieben ist,
erteilt wurde oder ihre Erteilung zugesagt ist.

(6) Die Erteilung oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels nach
Absatz 2, § 19 oder § 19a, der auf Grund dieses Gesetzes, einer
Rechtsverordnung oder einer zwischenstaatlichen Vereinbarung
nicht der Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit bedarf, kann
versagt werden, wenn ein Sachverhalt vorliegt, der bei
zustimmungspflichtigen Beschäftigungen zur Versagung der
Zustimmung nach § 40 Absatz 2 Nummer 3 berechtigen würde.

§ 18b Niederlassungserlaubnis für Absolventen deutscher
Hochschulen

Einem Ausländer, der sein Studium an einer staatlichen oder
staatlich anerkannten Hochschule oder vergleichbaren
Ausbildungseinrichtung im Bundesgebiet erfolgreich
abgeschlossen hat, wird eine Niederlassungserlaubnis erteilt, wenn

1. er seit zwei Jahren einen Aufenthaltstitel nach den §§ 18, 18a,
19a oder § 21 besitzt,

2. er zum Zeitpunkt der Antragstellung einen seinem Abschluss
angemessenen Arbeitsplatz inne hat,

3. er mindestens 24 Monate Pflichtbeiträge oder freiwillige Beiträge
zur gesetzlichen Rentenversicherung geleistet hat oder
Aufwendungen für einen Anspruch auf vergleichbare Leistungen
einer Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung oder eines
Versicherungsunternehmens nachweist und

4. die Voraussetzungen des § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 4
bis 9 vorliegen; § 9 Absatz 2 Satz 2 bis 6 gilt entsprechend.



§ 18c Aufenthaltstitel zur Arbeitsplatzsuche für qualifizierte
Fachkräfte

(1) Einem Ausländer, der über einen deutschen oder anerkannten
oder einem deutschen Hochschulabschluss vergleichbaren
ausländischen Hochschulabschluss verfügt und dessen
Lebensunterhalt gesichert ist, kann ein Aufenthaltstitel zur Suche nach
einem der Qualifikation angemessenen Arbeitsplatz für bis zu sechs
Monate erteilt werden. Der Aufenthaltstitel berechtigt nicht zur
Erwerbstätigkeit.

(2) Eine Verlängerung des Aufenthaltstitels über den in Absatz 1
genannten Höchstzeitraum hinaus ist ausgeschlossen. Ein
Aufenthaltstitel nach Absatz 1 kann erneut nur erteilt werden, wenn
sich der Ausländer nach seiner Ausreise mindestens so lange im
Ausland aufgehalten hat, wie er sich zuvor auf der Grundlage eines
Aufenthaltstitels nach Absatz 1 im Bundesgebiet aufgehalten hat.

(3) Absatz 1 findet keine Anwendung auf Ausländer, die sich mit einem
Aufenthaltstitel zu einem anderen Zweck im Bundesgebiet aufhalten.

§ 19 Niederlassungserlaubnis für Hochqualifizierte

(1) Einem hoch qualifizierten Ausländer kann in besonderen Fällen
eine Niederlassungserlaubnis erteilt werden, wenn die
Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch
Rechtsverordnung nach § 42 oder zwischenstaatliche
Vereinbarung bestimmt ist, dass die Niederlassungserlaubnis ohne
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit nach § 39 erteilt werden
kann und die Annahme gerechtfertigt ist, dass die Integration in die
Lebensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland und die
Sicherung des Lebensunterhalts ohne staatliche Hilfe
gewährleistet sind. Die Landesregierung kann bestimmen, dass die
Erteilung der Niederlassungserlaubnis nach Satz 1 der

§ 19 Niederlassungserlaubnis für Hochqualifizierte

(1) Einem hoch qualifizierten Ausländer kann in besonderen Fällen
eine Niederlassungserlaubnis erteilt werden, wenn die
Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch
Rechtsverordnung nach § 42 oder zwischenstaatliche
Vereinbarung bestimmt ist, dass die Niederlassungserlaubnis ohne
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit nach § 39 erteilt werden
kann und die Annahme gerechtfertigt ist, dass die Integration in die
Lebensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland und die
Sicherung des Lebensunterhalts ohne staatliche Hilfe gewährleistet
sind. Die Landesregierung kann bestimmen, dass die Erteilung der
Niederlassungserlaubnis nach Satz 1 der Zustimmung der obersten



Zustimmung der obersten Landesbehörde oder einer von ihr
bestimmten Stelle bedarf.

(2) Hoch qualifiziert nach Absatz 1 sind insbesondere

1. Wissenschaftler mit besonderen fachlichen Kenntnissen,

2. Lehrpersonen in herausgehobener Funktion oder
wissenschaftliche Mitarbeiter in herausgehobener Funktion oder

3. Spezialisten und leitende Angestellte mit besonderer
Berufserfahrung, die ein Gehalt in Höhe der
Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Ren-
tenversicherung erhalten.

Landesbehörde oder einer von ihr bestimmten Stelle bedarf.

(2) Hoch qualifiziert nach Absatz 1 sind insbesondere

1. Wissenschaftler mit besonderen fachlichen Kenntnissen oder

2. Lehrpersonen in herausgehobener Funktion oder
wissenschaftliche Mitarbeiter in herausgehobener Funktion.

3. Spezialisten und leitende Angestellte mit besonderer Berufserfahrung,
die ein Gehalt in Höhe von mindestens 48 000 Euro erhalten; der
Betrag wird angepasst, wenn die Beitragsbemessungsgrenze der
allgemeinen Rentenversicherung geändert wird; die Anpassung erfolgt
in Höhe von zwei Dritteln der Änderung; der Betrag wird im
Bundesanzeiger veröffentlicht; der Ausländer ist schriftlich über die
Erlöschensregelung nach § 51 Absatz 1a zu belehren.

§ 19a Blaue Karte EU

(1) Einem Ausländer wird eine Blaue Karte EU nach der Richtlinie
2009/50/EG des Rates vom 25. Mai 2009 über die Bedingungen für die
Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur Ausübung
einer hochqualifizierten Beschäftigung (ABl. L 155 vom 18.6.2009, S. 17)
zum Zweck einer seiner Qualifikation angemessenen Beschäftigung
erteilt, wenn

1. er

a) einen deutschen, einen anerkannten ausländischen oder
einen einem deutschen Hochschulabschluss vergleichbaren
ausländischen Hochschulabschluss besitzt oder

b) soweit durch Rechtsverordnung nach Absatz 2 bestimmt, eine
durch eine mindestens fünfjährige Berufserfahrung
nachgewiesene vergleichbare Qualifikation besitzt,

2. die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder
durch Rechtsverordnung nach § 42 oder zwischenstaatliche



Vereinbarung bestimmt ist, dass die Blaue Karte EU ohne
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit nach § 39 erteilt
werden kann, und

3. er ein Gehalt erhält, das mindestens dem Betrag entspricht, der
durch Rechtsverordnung nach Absatz 2 bestimmt ist.

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch
Rechtsverordnung Folgendes bestimmen:

1. die Höhe des Gehalts nach Absatz 1 Nummer 3,

2. Berufe, in denen die einem Hochschulabschluss vergleichbare
Qualifikation durch mindestens fünfjährige Berufserfahrung
nachgewiesen werden kann, und

3. Berufe, in denen für Angehörige bestimmter Staaten die
Erteilung einer Blauen Karte EU zu versagen ist, weil im
Herkunftsland ein Mangel an qualifizierten Arbeitnehmern in
diesen Berufsgruppen besteht.

Rechtsverordnungen nach den Nummern 1 und 2 bedürfen der
Zustimmung des Bundesrates.

(3) Die Blaue Karte EU wird bei erstmaliger Erteilung auf höchstens vier
Jahre befristet. Beträgt die Dauer des Arbeitsvertrags weniger als vier
Jahre, wird die Blaue Karte EU für die Dauer des Arbeitsvertrags
zuzüglich dreier Monate ausgestellt oder verlängert.

(4) Für jeden Arbeitsplatzwechsel eines Inhabers einer Blauen Karte EU
ist in den ersten zwei Jahren der Beschäftigung die Erlaubnis durch die



Ausländerbehörde erforderlich; die Erlaubnis wird erteilt, wenn die
Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen.

(5) Eine Blaue Karte EU wird nicht erteilt an Ausländer,

1. die die Voraussetzungen nach § 9a Absatz 3 Nummer 1 oder 2
erfüllen,

2. die einen Antrag auf Feststellung der Voraussetzungen nach §
60 Absatz 5 oder 7 Satz 1 oder nach § 60a Absatz 2 Satz 1
gestellt haben,

3. deren Einreise in einen Mitgliedstaat der Europäischen Union
Verpflichtungen unterliegt, die sich aus internationalen
Abkommen zur Erleichterung der Einreise und des
vorübergehenden Aufenthalts bestimmter Kategorien von
natürlichen Personen, die handels- und investitionsbezogene
Tätigkeiten ausüben, herleiten,

4. die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union als
Saisonarbeitnehmer zugelassen wurden,

5. die im Besitz einer Duldung nach § 60a sind,

6. die unter die Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 16. Dezember 1996 über die Entsendung
von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von
Dienstleistungen (ABl. L 18 vom 21.1.1997, S. 1) fallen, für die
Dauer ihrer Entsendung nach Deutschland, oder

7. die auf Grund von Übereinkommen zwischen der Europäischen



Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Drittstaaten
anderseits ein Recht auf freien Personenverkehr genießen, das
dem der Unionsbürger gleichwertig ist.

(6) Dem Inhaber einer Blauen Karte EU ist eine Niederlassungs-
erlaubnis zu erteilen, wenn er mindestens 33 Monate eine
Beschäftigung nach Absatz 1 ausgeübt hat und für diesen Zeitraum
Pflichtbeiträge oder freiwillige Beiträge zur gesetzlichen
Rentenversicherung geleistet hat oder Aufwendungen für einen
Anspruch auf vergleichbare Leistungen einer Versicherungs- oder
Versorgungseinrichtung oder eines Versicherungsunternehmens
nachweist und die Voraussetzungen des § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer
2 und 4 bis 9 vorliegen. § 9 Absatz 2 Satz 2 bis 6 gilt entsprechend.
Die Frist nach Satz 1 verkürzt sich auf 21 Monate, wenn der Ausländer
deutsche Sprachkenntnisse der Stufe B1 nachweist.

§ 20 Forschung

(1) Einem Ausländer wird eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der
Forschung erteilt, wenn

1. er eine wirksame Aufnahmevereinbarung zur Durchführung
eines Forschungsvorhabens mit einer Forschungseinrichtung
abgeschlossen hat, die für die Durchführung des besonderen
Zulassungsverfahrens für Forscher im Bundesgebiet nach der
Richtlinie 2005/71/EG des Rates vom 12. Oktober 2005 über ein
besonderes Zulassungsverfahren für Drittstaatsangehörige zum
Zwecke der wissenschaftlichen Forschung (ABl. EU Nr. L 289 S.
15) vorgesehenen besonderen Zulassungsverfahrens für
Forscher im Bundesgebiet anerkannt ist, und

2. die anerkannte Forschungseinrichtung sich schriftlich zur
Übernahme der Kosten verpflichtet hat, die öffentlichen Stellen
bis zu sechs Monaten nach der Beendigung der
Aufnahmevereinbarung entstehen für

§ 20 Forschung

(1) Einem Ausländer wird eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der
Forschung erteilt, wenn

1. er eine wirksame Aufnahmevereinbarung zur Durchführung
eines Forschungsvorhabens mit einer Forschungseinrichtung
abgeschlossen hat, die für die Durchführung des besonderen
Zulassungsverfahrens für Forscher im Bundesgebiet nach der
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Aufnahmevereinbarung entstehen für



a) den Lebensunterhalt des Ausländers während eines
unerlaubten Aufenthalts in einem Mitgliedstaat der
Europäischen Union und

b) eine Abschiebung des Ausländers.

(2) 1Von dem Erfordernis des Absatzes 1 Nr. 2 soll abgesehen
werden, wenn die Tätigkeit der Forschungseinrichtung

überwiegend aus öffentlichen Mitteln finanziert wird. 2Es kann
davon abgesehen werden, wenn an dem Forschungsvorhaben ein

besonderes öffentliches Interesse besteht. 3Auf die nach Absatz 1
Nr. 2 abgegebenen Erklärungen sind § 66 Abs. 5, § 67 Abs. 3
sowie § 68 Abs. 2 Satz 2 und 3 und Abs. 4 entsprechend
anzuwenden.

(3) Die Forschungseinrichtung kann die Erklärung nach Absatz 1
Nr. 2 auch gegenüber der für ihre Anerkennung zuständigen Stelle
allgemein für sämtliche Ausländer abgeben, denen auf Grund einer
mit ihr geschlossenen Aufnahmevereinbarung eine
Aufenthaltserlaubnis erteilt wird.

(4) 1Die Aufenthaltserlaubnis wird für mindestens ein Jahr erteilt.
2Wenn das Forschungsvorhaben in einem kürzeren Zeitraum
durchgeführt wird, wird die Aufenthaltserlaubnis abweichend von
Satz 1 auf die Dauer des Forschungsvorhabens befristet.

(5) 1Ausländern, die einen Aufenthaltstitel eines anderen
Mitgliedstaates der Europäischen Union zum Zweck der Forschung
nach der Richtlinie 2005/71/EG besitzen, ist zur Durchführung von
Teilen des Forschungsvorhabens im Bundesgebiet eine

Aufenthaltserlaubnis oder ein Visum zu erteilen. 2Für einen
Aufenthalt von mehr als drei Monaten wird die Aufenthaltserlaubnis
nur erteilt, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt sind.
3§ 9 ist nicht anzuwenden.

a) den Lebensunterhalt des Ausländers während eines
unerlaubten Aufenthalts in einem Mitgliedstaat der
Europäischen Union und

b) eine Abschiebung des Ausländers.

(2) 1Von dem Erfordernis des Absatzes 1 Nr. 2 soll abgesehen
werden, wenn die Tätigkeit der Forschungseinrichtung

überwiegend aus öffentlichen Mitteln finanziert wird. 2Es kann
davon abgesehen werden, wenn an dem Forschungsvorhaben ein

besonderes öffentliches Interesse besteht. 3Auf die nach Absatz 1
Nr. 2 abgegebenen Erklärungen sind § 66 Abs. 5, § 67 Abs. 3
sowie § 68 Abs. 2 Satz 2 und 3 und Abs. 4 entsprechend
anzuwenden.

(3) Die Forschungseinrichtung kann die Erklärung nach Absatz 1
Nr. 2 auch gegenüber der für ihre Anerkennung zuständigen Stelle
allgemein für sämtliche Ausländer abgeben, denen auf Grund einer
mit ihr geschlossenen Aufnahmevereinbarung eine
Aufenthaltserlaubnis erteilt wird.

(4) 1Die Aufenthaltserlaubnis wird für mindestens ein Jahr erteilt.
2Wenn das Forschungsvorhaben in einem kürzeren Zeitraum
durchgeführt wird, wird die Aufenthaltserlaubnis abweichend von
Satz 1 auf die Dauer des Forschungsvorhabens befristet.

(5) 1Ausländern, die einen Aufenthaltstitel eines anderen
Mitgliedstaates der Europäischen Union zum Zweck der Forschung
nach der Richtlinie 2005/71/EG besitzen, ist zur Durchführung von
Teilen des Forschungsvorhabens im Bundesgebiet eine

Aufenthaltserlaubnis oder ein Visum zu erteilen. 2Für einen
Aufenthalt von mehr als drei Monaten wird die Aufenthaltserlaubnis

nur erteilt, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt sind. 3§
9 ist nicht anzuwenden.



(6) 1Eine Aufenthaltserlaubnis nach den Absätzen 1 und 5 Satz 2
berechtigt zur Aufnahme der Erwerbstätigkeit für das in der
Aufnahmevereinbarung bezeichnete Forschungsvorhaben und zur

Ausübung von Tätigkeiten in der Lehre. 2Änderungen des
Forschungsvorhabens während des Aufenthalts führen nicht zum

Wegfall dieser Berechtigung. 3Ein Ausländer, der die
Voraussetzungen nach Absatz 5 Satz 1 erfüllt, darf für einen
Zeitraum von drei Monaten innerhalb von zwölf Monaten eine
Erwerbstätigkeit nach Satz 1 auch ohne Aufenthaltstitel ausüben.

(7) Die Absätze 1 und 5 gelten nicht für Ausländer,

1. die sich in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union
aufhalten, weil sie einen Antrag auf Zuerkennung der
Flüchtlingseigenschaft oder auf Gewährung subsidiären
Schutzes im Sinne der Richtlinie 2004/83/EG gestellt haben,

2. die sich im Rahmen einer Regelung zum vorübergehenden
Schutz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union aufhalten,

3. deren Abschiebung in einem Mitgliedstaat der Europäischen
Union aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen ausgesetzt
wurde,

4. deren Forschungstätigkeit Bestandteil eines
Promotionsstudiums ist oder

5. die von einer Forschungseinrichtung in einem anderen
Mitgliedstaat der Europäischen Union an eine deutsche
Forschungseinrichtung als Arbeitnehmer entsandt werden.

(6) 1Eine Aufenthaltserlaubnis nach den Absätzen 1 und 5 Satz 2
berechtigt zur Aufnahme der Forschungstätigkeit bei der in der
Aufnahmevereinbarung bezeichneten Forschungseinrichtung und

zur Ausübung von Tätigkeiten in der Lehre. 2Änderungen des
Forschungsvorhabens während des Aufenthalts führen nicht zum

Wegfall dieser Berechtigung. 3Ein Ausländer, der die
Voraussetzungen nach Absatz 5 Satz 1 erfüllt, darf für einen
Zeitraum von drei Monaten innerhalb von zwölf Monaten eine
Erwerbstätigkeit nach Satz 1 auch ohne Aufenthaltstitel ausüben.

(7) Die Absätze 1 und 5 gelten nicht für Ausländer,

1. die sich in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union
aufhalten, weil sie einen Antrag auf Zuerkennung der
Flüchtlingseigenschaft oder auf Gewährung subsidiären
Schutzes im Sinne der Richtlinie 2004/83/EG gestellt haben,

2. die sich im Rahmen einer Regelung zum vorübergehenden
Schutz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union aufhalten,

3. deren Abschiebung in einem Mitgliedstaat der Europäischen
Union aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen ausgesetzt
wurde,

4. deren Forschungstätigkeit Bestandteil eines Promotionsstudiums
ist oder

5. die von einer Forschungseinrichtung in einem anderen
Mitgliedstaat der Europäischen Union an eine deutsche
Forschungseinrichtung als Arbeitnehmer entsandt werden.

§ 21 Selbständige Tätigkeit

(1) 1Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur
Ausübung einer selbständigen Tätigkeit erteilt werden, wenn

1. ein übergeordnetes wirtschaftliches Interesse oder ein

§ 21 Selbständige Tätigkeit

(1) 1Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung
einer selbständigen Tätigkeit erteilt werden, wenn

1. ein übergeordnetes wirtschaftliches Interesse oder ein



besonderes regionales Bedürfnis besteht,

2. die Tätigkeit positive Auswirkungen auf die Wirtschaft erwarten
lässt und

3. die Finanzierung der Umsetzung durch Eigenkapital oder durch
eine Kreditzusage gesichert ist.

2Die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 1 und 2 sind in der Regel
gegeben, wenn mindestens 250.000 Euro investiert und fünf

Arbeitsplätze geschaffen werden. 3Im Übrigen richtet sich die
Beurteilung der Voraussetzungen nach Satz 1 insbesondere nach
der Tragfähigkeit der zu Grunde liegenden Geschäftsidee, den
unternehmerischen Erfahrungen des Ausländers, der Höhe des
Kapitaleinsatzes, den Auswirkungen auf die Beschäftigungs- und
Ausbildungssituation und dem Beitrag für Innovation und

Forschung. 4Bei der Prüfung sind die für den Ort der geplanten
Tätigkeit fachkundigen Körperschaften, die zuständigen
Gewerbebehörden, die öffentlich-rechtlichen Berufsvertretungen
und die für die Berufszulassung zuständigen Behörden zu
beteiligen.

(2) Eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer selbständigen
Tätigkeit kann auch erteilt werden, wenn völkerrechtliche
Vergünstigungen auf der Grundlage der Gegenseitigkeit bestehen.
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2. die Tätigkeit positive Auswirkungen auf die Wirtschaft erwarten
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Tätigkeit fachkundigen Körperschaften, die zuständigen
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(2) Eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer selbständigen
Tätigkeit kann auch erteilt werden, wenn völkerrechtliche
Vergünstigungen auf der Grundlage der Gegenseitigkeit bestehen.

(2a) Einem Ausländer, der sein Studium an einer staatlichen oder
staatlich anerkannten Hochschule oder vergleichbaren
Ausbildungseinrichtung im Bundesgebiet erfolgreich abgeschlossen
hat oder der als Forscher oder Wissenschaftler eine
Aufenthaltserlaubnis nach § 18 oder § 20 besitzt, kann eine
Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer selbständigen Tätigkeit
abweichend von Absatz 1 erteilt werden. Die beabsichtigte
selbständige Tätigkeit muss einen Zusammenhang mit den in der
Hochschulausbildung erworbenen Kenntnissen oder der Tätigkeit als
Forscher oder Wissenschaftler erkennen lassen.



(3) Ausländern, die älter sind als 45 Jahre, soll die
Aufenthaltserlaubnis nur erteilt werden, wenn sie über eine
angemessene Altersversorgung verfügen.

(4) 1Die Aufenthaltserlaubnis wird auf längstens drei Jahre

befristet. 2Nach drei Jahren kann abweichend von § 9 Abs. 2 eine
Niederlassungserlaubnis erteilt werden, wenn der Ausländer die
geplante Tätigkeit erfolgreich verwirklicht hat und der
Lebensunterhalt des Ausländers und seiner mit ihm in familiärer
Gemeinschaft lebenden Angehörigen, denen er Unterhalt zu
leisten hat, durch ausreichende Einkünfte gesichert ist.

(5) 1Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur
Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit abweichend von Absatz 1

erteilt werden. 2Eine erforderliche Erlaubnis zur Ausübung des
freien Berufes muss erteilt worden oder ihre Erteilung zugesagt

sein. 3Absatz 1 Satz 4 ist entsprechend anzuwenden. 4Absatz 4
ist nicht anzuwenden.

(6) Einem Ausländer, dem eine Aufenthaltserlaubnis zu einem
anderen Zweck erteilt wird oder erteilt worden ist, kann unter
Beibehaltung dieses Aufenthaltszwecks die Ausübung einer
selbständigen Tätigkeit erlaubt werden, wenn die nach sonstigen
Vorschriften erforderlichen Erlaubnisse erteilt wurden oder ihre
Erteilung zugesagt ist.

(3) Ausländern, die älter sind als 45 Jahre, soll die
Aufenthaltserlaubnis nur erteilt werden, wenn sie über eine
angemessene Altersversorgung verfügen.

(4) 1Die Aufenthaltserlaubnis wird auf längstens drei Jahre

befristet. 2Nach drei Jahren kann abweichend von § 9 Abs. 2 eine
Niederlassungserlaubnis erteilt werden, wenn der Ausländer die
geplante Tätigkeit erfolgreich verwirklicht hat und der
Lebensunterhalt des Ausländers und seiner mit ihm in familiärer
Gemeinschaft lebenden Angehörigen, denen er Unterhalt zu leisten
hat, durch ausreichende Einkünfte gesichert ist.

(5) 1Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung
einer freiberuflichen Tätigkeit abweichend von Absatz 1 erteilt

werden. 2Eine erforderliche Erlaubnis zur Ausübung des freien
Berufes muss erteilt worden oder ihre Erteilung zugesagt sein.
3Absatz 1 Satz 4 ist entsprechend anzuwenden. 4Absatz 4 ist nicht
anzuwenden.

(6) Einem Ausländer, dem eine Aufenthaltserlaubnis zu einem
anderen Zweck erteilt wird oder erteilt worden ist, kann unter
Beibehaltung dieses Aufenthaltszwecks die Ausübung einer
selbständigen Tätigkeit erlaubt werden, wenn die nach sonstigen
Vorschriften erforderlichen Erlaubnisse erteilt wurden oder ihre
Erteilung zugesagt ist.

§ 27 Grundsatz des Familiennachzugs

(1) Die Aufenthaltserlaubnis zur Herstellung und Wahrung der
familiären Lebensgemeinschaft im Bundesgebiet für ausländische
Familienangehörige (Familiennachzug) wird zum Schutz von Ehe
und Familie gemäß Artikel 6 des Grundgesetzes erteilt und
verlängert.
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(1a) Ein Familiennachzug wird nicht zugelassen, wenn

1. feststeht, dass die Ehe oder das Verwandtschaftsverhältnis
ausschließlich zu dem Zweck geschlossen oder begründet
wurde, dem Nachziehenden die Einreise ins und den Aufenthalt
im Bundesgebiet zu ermöglichen oder

2. tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme begründen, dass einer
der Ehegatten zur Eingehung der Ehe genötigt wurde.

(2) Für die Herstellung und Wahrung einer
lebenspartnerschaftlichen Gemeinschaft im Bundesgebiet finden
die Absätze 1a und 3, § 9 Abs. 3, § 9c Satz 2, die §§ 28 bis 31
sowie 51 Abs. 2 entsprechende Anwendung.

(3) 1Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des
Familiennachzugs kann versagt werden, wenn derjenige, zu dem
der Familiennachzug stattfindet, für den Unterhalt von anderen
Familienangehörigen oder anderen Haushaltsangehörigen auf
Leistungen nach dem Zweiten oder Zwölften Buch

Sozialgesetzbuch angewiesen ist. 2Von § 5 Abs. 1 Nr. 2 kann
abgesehen werden.

(4) 1Eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Familiennachzugs
darf längstens für den Gültigkeitszeitraum der Aufenthaltserlaubnis
des Ausländers erteilt werden, zu dem der Familiennachzug

stattfindet. 2Sie ist für diesen Zeitraum zu erteilen, wenn der
Ausländer, zu dem der Familiennachzug stattfindet, eine

Aufenthaltserlaubnis nach § 20 oder § 38a besitzt. 3Die
Aufenthaltserlaubnis darf jedoch nicht länger gelten als der Pass

oder Passersatz des Familienangehörigen. 4Im Übrigen ist die
Aufenthaltserlaubnis erstmals für mindestens ein Jahr zu erteilen.

verlängert.
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Jahr zu erteilen.



§ 29 Familiennachzug zu Ausländern

(1) Für den Familiennachzug zu einem Ausländer muss

1. der Ausländer eine Niederlassungserlaubnis, Erlaubnis zum
Daueraufenthalt-EG oder Aufenthaltserlaubnis besitzen und

2. ausreichender Wohnraum zur Verfügung stehen.

(2) 1Bei dem Ehegatten und dem minderjährigen ledigen Kind
eines Ausländers, der eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1
oder 2 oder eine Niederlassungserlaubnis nach § 26 Abs. 3 besitzt,
kann von den Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 1 und des

Absatzes 1 Nr. 2 abgesehen werden. 2In den Fällen des Satzes 1
ist von diesen Voraussetzungen abzusehen, wenn

1. der im Zuge des Familiennachzugs erforderliche Antrag auf
Erteilung eines Aufenthaltstitels innerhalb von drei Monaten nach
unanfechtbarer Anerkennung als Asylberechtigter oder
unanfechtbarer Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft gestellt
wird und

2. die Herstellung der familiären Lebensgemeinschaft in einem
Staat, der nicht Mitgliedstaat der Europäischen Union ist und zu
dem der Ausländer oder seine Familienangehörigen eine
besondere Bindung haben, nicht möglich ist.

3Die in Satz 2 Nr. 1 genannte Frist wird auch durch die rechtzeitige
Antragstellung des Ausländers gewahrt.

(3) 1Die Aufenthaltserlaubnis darf dem Ehegatten und dem
minderjährigen Kind eines Ausländers, der eine
Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 22, 23 Abs. 1 oder § 25 Abs. 3
besitzt, nur aus völkerrechtlichen oder humanitären Gründen oder
zur Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik

§ 29 Familiennachzug zu Ausländern

(1) Für den Familiennachzug zu einem Ausländer muss

1. der Ausländer eine Niederlassungserlaubnis, Erlaubnis zum
Daueraufenthalt-EG, Aufenthaltserlaubnis oder eine Blaue Karte
EU besitzen und

2. ausreichender Wohnraum zur Verfügung stehen.

(2) 1Bei dem Ehegatten und dem minderjährigen ledigen Kind
eines Ausländers, der eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1
oder 2 oder eine Niederlassungserlaubnis nach § 26 Abs. 3 besitzt,
kann von den Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 1 und des

Absatzes 1 Nr. 2 abgesehen werden. 2In den Fällen des Satzes 1
ist von diesen Voraussetzungen abzusehen, wenn

1. der im Zuge des Familiennachzugs erforderliche Antrag auf
Erteilung eines Aufenthaltstitels innerhalb von drei Monaten nach
unanfechtbarer Anerkennung als Asylberechtigter oder
unanfechtbarer Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft gestellt
wird und

2. die Herstellung der familiären Lebensgemeinschaft in einem
Staat, der nicht Mitgliedstaat der Europäischen Union ist und zu
dem der Ausländer oder seine Familienangehörigen eine
besondere Bindung haben, nicht möglich ist.

3Die in Satz 2 Nr. 1 genannte Frist wird auch durch die rechtzeitige
Antragstellung des Ausländers gewahrt.

(3) 1Die Aufenthaltserlaubnis darf dem Ehegatten und dem
minderjährigen Kind eines Ausländers, der eine
Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 22, 23 Abs. 1 oder § 25 Abs. 3
besitzt, nur aus völkerrechtlichen oder humanitären Gründen oder
zur Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik



Deutschland erteilt werden. 2§ 26 Abs. 4 gilt entsprechend. 3Ein
Familiennachzug wird in den Fällen des § 25 Abs. 4 bis 5, § 25a
Absatz 1 und 2, § 104a Abs. 1 Satz 1 und § 104b nicht gewährt.

(4) 1Die Aufenthaltserlaubnis wird dem Ehegatten und dem
minderjährigen ledigen Kind eines Ausländers oder dem
minderjährigen ledigen Kind seines Ehegatten abweichend von § 5
Abs. 1 und § 27 Abs. 3 erteilt, wenn dem Ausländer
vorübergehender Schutz nach § 24 Abs. 1 gewährt wurde und

1. die familiäre Lebensgemeinschaft im Herkunftsland durch die
Fluchtsituation aufgehoben wurde und

2. der Familienangehörige aus einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union übernommen wird oder sich außerhalb der
Europäischen Union befindet und schutzbedürftig ist.

2Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis an sonstige
Familienangehörige eines Ausländers, dem vorübergehender
Schutz nach § 24 Abs. 1 gewährt wurde, richtet sich nach § 36. Auf
die nach diesem Absatz aufgenommenen Familienangehörigen
findet § 24 Anwendung.

(5) Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer
Erwerbstätigkeit,

1. soweit der Ausländer, zu dem der Familiennachzug stattfindet,
zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit berechtigt ist,

2. wenn der Ausländer, zu dem der Familiennachzug stattfindet,
einen Aufenthaltstitel nach § 20 besitzt oder

3. wenn die eheliche Lebensgemeinschaft seit mindestens zwei
Jahren rechtmäßig im Bundesgebiet bestanden hat und die
Aufenthaltserlaubnis des Ausländers, zu dem der
Familiennachzug stattfindet, nicht mit einer Nebenbestimmung
nach § 8 Abs. 2 versehen oder dessen Aufenthalt nicht bereits
durch Gesetz oder Verordnung von einer Verlängerung

Deutschland erteilt werden. 2§ 26 Abs. 4 gilt entsprechend. 3Ein
Familiennachzug wird in den Fällen des § 25 Abs. 4 bis 5, § 25a
Absatz 1 und 2, § 104a Abs. 1 Satz 1 und § 104b nicht gewährt.

(4) 1Die Aufenthaltserlaubnis wird dem Ehegatten und dem
minderjährigen ledigen Kind eines Ausländers oder dem
minderjährigen ledigen Kind seines Ehegatten abweichend von § 5
Abs. 1 und § 27 Abs. 3 erteilt, wenn dem Ausländer
vorübergehender Schutz nach § 24 Abs. 1 gewährt wurde und

1. die familiäre Lebensgemeinschaft im Herkunftsland durch die
Fluchtsituation aufgehoben wurde und

2. der Familienangehörige aus einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union übernommen wird oder sich außerhalb der
Europäischen Union befindet und schutzbedürftig ist.

2Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis an sonstige
Familienangehörige eines Ausländers, dem vorübergehender
Schutz nach § 24 Abs. 1 gewährt wurde, richtet sich nach § 36. Auf
die nach diesem Absatz aufgenommenen Familienangehörigen
findet § 24 Anwendung.

(5) Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer
Erwerbstätigkeit,

1. soweit der Ausländer, zu dem der Familiennachzug stattfindet,
zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit berechtigt ist,

2. wenn der Ausländer, zu dem der Familiennachzug stattfindet,
einen Aufenthaltstitel nach den §§ 19a oder 20 besitzt oder

3. wenn die eheliche Lebensgemeinschaft seit mindestens zwei
Jahren rechtmäßig im Bundesgebiet bestanden hat und die
Aufenthaltserlaubnis des Ausländers, zu dem der
Familiennachzug stattfindet, nicht mit einer Nebenbestimmung
nach § 8 Abs. 2 versehen oder dessen Aufenthalt nicht bereits
durch Gesetz oder Verordnung von einer Verlängerung



ausgeschlossen ist. ausgeschlossen ist.

§ 30 Ehegattennachzug

(1) 1Dem Ehegatten eines Ausländers ist eine Aufenthaltserlaubnis
zu erteilen, wenn

1. beide Ehegatten das 18. Lebensjahr vollendet haben,

2. der Ehegatte sich zumindest auf einfache Art in deutscher
Sprache verständigen kann und

3. der Ausländer

a) eine Niederlassungserlaubnis besitzt,

b) eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG besitzt,

c) eine Aufenthaltserlaubnis nach § 20 oder § 25 Abs. 1 oder
Abs. 2 besitzt,

d) seit zwei Jahren eine Aufenthaltserlaubnis besitzt und die
Aufenthaltserlaubnis nicht mit einer Nebenbestimmung nach §
8 Abs. 2 versehen oder die spätere Erteilung einer
Niederlassungserlaubnis nicht auf Grund einer Rechtsnorm
ausgeschlossen ist,

e) eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, die Ehe bei deren Erteilung
bereits bestand und die Dauer seines Aufenthalts im
Bundesgebiet voraussichtlich über ein Jahr betragen wird oder

f) eine Aufenthaltserlaubnis nach § 38a besitzt und die eheliche
Lebensgemeinschaft bereits in dem Mitgliedstaat der
Europäischen Union bestand, in dem der Ausländer die
Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten
innehat.

2Satz 1 Nr. 1 und 2 ist für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis

§ 30 Ehegattennachzug

(1) 1Dem Ehegatten eines Ausländers ist eine Aufenthaltserlaubnis
zu erteilen, wenn

1. beide Ehegatten das 18. Lebensjahr vollendet haben,

2. der Ehegatte sich zumindest auf einfache Art in deutscher
Sprache verständigen kann und

3. der Ausländer

a) eine Niederlassungserlaubnis besitzt,

b) eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG besitzt,

c) eine Aufenthaltserlaubnis nach § 20 oder § 25 Abs. 1 oder
Abs. 2 besitzt,

d) seit zwei Jahren eine Aufenthaltserlaubnis besitzt und die
Aufenthaltserlaubnis nicht mit einer Nebenbestimmung nach §
8 Abs. 2 versehen oder die spätere Erteilung einer
Niederlassungserlaubnis nicht auf Grund einer Rechtsnorm
ausgeschlossen ist,

e) eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, die Ehe bei deren Erteilung
bereits bestand und die Dauer seines Aufenthalts im
Bundesgebiet voraussichtlich über ein Jahr betragen wird,

f) eine Aufenthaltserlaubnis nach § 38a besitzt und die eheliche
Lebensgemeinschaft bereits in dem Mitgliedstaat der
Europäischen Union bestand, in dem der Ausländer die
Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten
innehat oder

g) eine Blaue Karte EU besitzt.

2Satz 1 Nr. 1 und 2 ist für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis



unbeachtlich, wenn

1. der Ausländer einen Aufenthaltstitel nach den §§ 19 bis 21
besitzt und die Ehe bereits bestand, als er seinen
Lebensmittelpunkt in das Bundesgebiet verlegt hat,

2. der Ausländer unmittelbar vor der Erteilung einer
Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zum
Daueraufenthalt-EG Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis nach §
20 war oder

3. die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 3 Buchstabe f vorliegen.

3Satz 1 Nr. 2 ist für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis
unbeachtlich, wenn

1. der Ausländer einen Aufenthaltstitel nach § 25 Abs. 1 oder Abs.
2 oder § 26 Abs. 3 besitzt und die Ehe bereits bestand, als der
Ausländer seinen Lebensmittelpunkt in das Bundesgebiet verlegt
hat,

2. der Ehegatte wegen einer körperlichen, geistigen oder
seelischen Krankheit oder Behinderung nicht in der Lage ist,
einfache Kenntnisse der deutschen Sprache nachzuweisen,

3. bei dem Ehegatten ein erkennbar geringer Integrationsbedarf im
Sinne einer nach § 43 Abs. 4 erlassenen Rechtsverordnung
besteht oder dieser aus anderen Gründen nach der Einreise
keinen Anspruch nach § 44 auf Teilnahme am Integrationskurs
hätte oder

4. der Ausländer wegen seiner Staatsangehörigkeit auch für einen
Aufenthalt, der kein Kurzaufenthalt ist, visumfrei in das
Bundesgebiet einreisen und sich darin aufhalten darf.

(2) 1Die Aufenthaltserlaubnis kann zur Vermeidung einer
besonderen Härte abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 erteilt

werden. 2Besitzt der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis, kann

unbeachtlich, wenn

1. der Ausländer einen Aufenthaltstitel nach den §§ 19 bis 21
besitzt und die Ehe bereits bestand, als er seinen
Lebensmittelpunkt in das Bundesgebiet verlegt hat,

2. der Ausländer unmittelbar vor der Erteilung einer
Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zum
Daueraufenthalt-EG Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis nach §
20 war oder

3. die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 3 Buchstabe f vorliegen.

3Satz 1 Nr. 2 ist für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis
unbeachtlich, wenn

1. der Ausländer einen Aufenthaltstitel nach § 25 Abs. 1 oder Abs. 2
oder § 26 Abs. 3 besitzt und die Ehe bereits bestand, als der
Ausländer seinen Lebensmittelpunkt in das Bundesgebiet verlegt
hat,

2. der Ehegatte wegen einer körperlichen, geistigen oder
seelischen Krankheit oder Behinderung nicht in der Lage ist,
einfache Kenntnisse der deutschen Sprache nachzuweisen,

3. bei dem Ehegatten ein erkennbar geringer Integrationsbedarf im
Sinne einer nach § 43 Abs. 4 erlassenen Rechtsverordnung
besteht oder dieser aus anderen Gründen nach der Einreise
keinen Anspruch nach § 44 auf Teilnahme am Integrationskurs
hätte,

4. der Ausländer wegen seiner Staatsangehörigkeit auch für einen
Aufenthalt, der kein Kurzaufenthalt ist, visumfrei in das
Bundesgebiet einreisen und sich darin aufhalten darf oder

5. eine Blaue Karte EU besitzt.

(2) 1Die Aufenthaltserlaubnis kann zur Vermeidung einer
besonderen Härte abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 erteilt

werden. 2Besitzt der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis, kann von



von den anderen Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3
Buchstabe e abgesehen werden.

(3) Die Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von § 5 Abs. 1 Nr. 1
und § 29 Abs. 1 Nr. 2 verlängert werden, solange die eheliche
Lebensgemeinschaft fortbesteht.

(4) Ist ein Ausländer gleichzeitig mit mehreren Ehegatten
verheiratet und lebt er gemeinsam mit einem Ehegatten im
Bundesgebiet, wird keinem weiteren Ehegatten eine
Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 oder Absatz 3 erteilt.

den anderen Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3
Buchstabe e abgesehen werden.

(3) Die Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von § 5 Abs. 1 Nr. 1
und § 29 Abs. 1 Nr. 2 verlängert werden, solange die eheliche
Lebensgemeinschaft fortbesteht.

(4) Ist ein Ausländer gleichzeitig mit mehreren Ehegatten
verheiratet und lebt er gemeinsam mit einem Ehegatten im
Bundesgebiet, wird keinem weiteren Ehegatten eine
Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 oder Absatz 3 erteilt.

§ 32 Kindernachzug

(1) Dem minderjährigen ledigen Kind eines Ausländers ist eine
Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn

1. der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 oder 2
oder eine Niederlassungserlaubnis nach § 26 Abs. 3 besitzt oder

2. beide Eltern oder der allein personensorgeberechtigte Elternteil
eine Aufenthaltserlaubnis, Niederlassungserlaubnis oder
Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG besitzen und das Kind
seinen Lebensmittelpunkt zusammen mit seinen Eltern oder dem
allein personensorgeberechtigten Elternteil in das Bundesgebiet
verlegt.

(2) Einem minderjährigen ledigen Kind, welches das 16.
Lebensjahr vollendet hat, ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen,
wenn es die deutsche Sprache beherrscht oder gewährleistet
erscheint, dass es sich auf Grund seiner bisherigen Ausbildung

§ 32 Kindernachzug

(1) Dem minderjährigen ledigen Kind eines Ausländers ist eine
Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn

1. der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 oder 2
oder eine Niederlassungserlaubnis nach § 26 Abs. 3 besitzt,

1a. der allein personensorgeberechtigte Elternteil eine Blaue Karte EU
oder eine Niederlassungserlaubnis nach § 19 besitzt oder die Eltern
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet haben und mindestens
ein Elternteil eine Blaue Karte EU oder eine Niederlassungserlaubnis
nach § 19 besitzt oder

2. beide Eltern oder der allein personensorgeberechtigte Elternteil
eine Aufenthaltserlaubnis, Niederlassungserlaubnis oder
Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG besitzen und das Kind seinen
Lebensmittelpunkt zusammen mit seinen Eltern oder dem allein
personensorgeberechtigten Elternteil in das Bundesgebiet
verlegt.

(2) Einem minderjährigen ledigen Kind, welches das 16.
Lebensjahr vollendet hat, ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen,
wenn es die deutsche Sprache beherrscht oder gewährleistet
erscheint, dass es sich auf Grund seiner bisherigen Ausbildung und
Lebensverhältnisse in die Lebensverhältnisse in der



und Lebensverhältnisse in die Lebensverhältnisse in der
Bundesrepublik Deutschland einfügen kann, und beide Eltern oder
der allein personensorgeberechtigte Elternteil eine
Aufenthaltserlaubnis, Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis zum
Daueraufenthalt-EG besitzen.

(2a) 1Dem minderjährigen ledigen Kind eines Ausländers, der eine
Aufenthaltserlaubnis nach § 38a besitzt, ist eine
Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn die familiäre
Lebensgemeinschaft bereits in dem Mitgliedstaat der
Europäischen Union bestand, in dem der Ausländer die
Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten besitzt.
2Dasselbe gilt, wenn der Ausländer unmittelbar vor der Erteilung
einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zum
Daueraufenthalt-EG eine Aufenthaltserlaubnis nach § 38a besaß.

(3) Dem minderjährigen ledigen Kind eines Ausländers, welches
das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist eine
Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn beide Eltern oder der allein
personensorgeberechtigte Elternteil eine Aufenthaltserlaubnis,
Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG
besitzen.

(4) 1Im Übrigen kann dem minderjährigen ledigen Kind eines
Ausländers eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn es auf
Grund der Umstände des Einzelfalls zur Vermeidung einer

besonderen Härte erforderlich ist. 2Hierbei sind das Kindeswohl
und die familiäre Situation zu berücksichtigen.

Bundesrepublik Deutschland einfügen kann, und beide Eltern oder
der allein personensorgeberechtigte Elternteil eine
Aufenthaltserlaubnis, Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis zum
Daueraufenthalt-EG besitzen.

(2a) 1Dem minderjährigen ledigen Kind eines Ausländers, der eine
Aufenthaltserlaubnis nach § 38a besitzt, ist eine
Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn die familiäre
Lebensgemeinschaft bereits in dem Mitgliedstaat der Europäischen
Union bestand, in dem der Ausländer die Rechtsstellung eines

langfristig Aufenthaltsberechtigten besitzt. 2Dasselbe gilt, wenn der
Ausländer unmittelbar vor der Erteilung einer
Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zum
Daueraufenthalt-EG eine Aufenthaltserlaubnis nach § 38a besaß.

(3) Dem minderjährigen ledigen Kind eines Ausländers, welches
das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist eine
Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn beide Eltern oder der allein
personensorgeberechtigte Elternteil eine Aufenthaltserlaubnis,
Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG
besitzen.

(4) 1Im Übrigen kann dem minderjährigen ledigen Kind eines
Ausländers eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn es auf
Grund der Umstände des Einzelfalls zur Vermeidung einer

besonderen Härte erforderlich ist. 2Hierbei sind das Kindeswohl
und die familiäre Situation zu berücksichtigen.

§ 38a Aufenthaltserlaubnis für in anderen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union langfristig Aufenthaltsberechtigte

(1) 1Einem Ausländer, der in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union die Rechtsstellung eines langfristig

§ 38a Aufenthaltserlaubnis für in anderen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union langfristig Aufenthaltsberechtigte

(1) 1Einem Ausländer, der in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union die Rechtsstellung eines langfristig



Aufenthaltsberechtigten innehat, wird eine Aufenthaltserlaubnis
erteilt, wenn er sich länger als drei Monate im Bundesgebiet

aufhalten will. 2§ 8 Abs. 2 ist nicht anzuwenden.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf Ausländer, die

1. von einem Dienstleistungserbringer im Rahmen einer
grenzüberschreitenden Dienstleistungserbringung entsandt
werden,

2. sonst grenzüberschreitende Dienstleistungen erbringen wollen
oder

3. sich zur Ausübung einer Beschäftigung als Saisonarbeitnehmer
im Bundesgebiet aufhalten oder im Bundesgebiet eine Tätigkeit
als Grenzarbeitnehmer aufnehmen wollen.

(3) 1Der Aufenthaltstitel nach Absatz 1 berechtigt nur zur
Ausübung einer Erwerbstätigkeit, wenn die in § 18 Abs. 2, den §§

19, 20 oder § 21 genannten Voraussetzungen erfüllt sind. 2Wird
der Aufenthaltstitel nach Absatz 1 für ein Studium oder für sonstige
Ausbildungszwecke erteilt, sind die §§ 16 und 17 entsprechend

anzuwenden. 3In den Fällen des § 17 wird der Aufenthaltstitel
ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erteilt.

(4) 1Eine nach Absatz 1 erteilte Aufenthaltserlaubnis darf nur für
höchstens zwölf Monate mit einer Nebenbestimmung nach § 39

Abs. 4 versehen werden. 2Der in Satz 1 genannte Zeitraum
beginnt mit der erstmaligen Erlaubnis einer Beschäftigung bei der

Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1. 3Nach Ablauf
dieses Zeitraums berechtigt die Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung
einer Erwerbstätigkeit.

Aufenthaltsberechtigten innehat, wird eine Aufenthaltserlaubnis
erteilt, wenn er sich länger als drei Monate im Bundesgebiet

aufhalten will. 2§ 8 Abs. 2 ist nicht anzuwenden.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf Ausländer, die

1. von einem Dienstleistungserbringer im Rahmen einer
grenzüberschreitenden Dienstleistungserbringung entsandt
werden,

2. sonst grenzüberschreitende Dienstleistungen erbringen wollen
oder

3. sich zur Ausübung einer Beschäftigung als Saisonarbeitnehmer
im Bundesgebiet aufhalten oder im Bundesgebiet eine Tätigkeit
als Grenzarbeitnehmer aufnehmen wollen.

(3) 1Der Aufenthaltstitel nach Absatz 1 berechtigt nur zur Ausübung
einer Erwerbstätigkeit, wenn die in § 18 Abs. 2, den §§ 19, 19a, 20

oder § 21 genannten Voraussetzungen erfüllt sind. 2Wird der
Aufenthaltstitel nach Absatz 1 für ein Studium oder für sonstige
Ausbildungszwecke erteilt, sind die §§ 16 und 17 entsprechend

anzuwenden. 3In den Fällen des § 17 wird der Aufenthaltstitel ohne
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erteilt.

(4) 1Eine nach Absatz 1 erteilte Aufenthaltserlaubnis darf nur für
höchstens zwölf Monate mit einer Nebenbestimmung nach § 39

Abs. 4 versehen werden. 2Der in Satz 1 genannte Zeitraum beginnt
mit der erstmaligen Erlaubnis einer Beschäftigung bei der Erteilung

der Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1. 3Nach Ablauf dieses
Zeitraums berechtigt die Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer
Erwerbstätigkeit.

§ 39 Zustimmung zur Ausländerbeschäftigung § 39 Zustimmung zur Ausländerbeschäftigung



(1) Ein Aufenthaltstitel, der einem Ausländer die Ausübung einer
Beschäftigung erlaubt, kann nur mit Zustimmung der
Bundesagentur für Arbeit erteilt werden, soweit durch
Rechtsverordnung nicht etwas anderes bestimmt ist. Die
Zustimmung kann erteilt werden, wenn dies in zwischenstaatlichen
Vereinbarungen, durch ein Gesetz oder durch Rechtsverordnung
bestimmt ist.

(2) Die Bundesagentur für Arbeit kann der Erteilung einer
Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer Beschäftigung nach § 18
zustimmen, wenn

1. a) sich durch die Beschäftigung von Ausländern nachteilige
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt, insbesondere hinsichtlich
der Beschäftigungsstruktur, der Regionen und der
Wirtschaftszweige, nicht ergeben und

b) für die Beschäftigung deutsche Arbeitnehmer sowie
Ausländer, die diesen hinsichtlich der Arbeitsaufnahme
rechtlich gleichgestellt sind oder andere Ausländer, die nach
dem Recht der Europäischen Union einen Anspruch auf
vorrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt haben, nicht zur
Verfügung stehen oder

2. sie durch Prüfung nach Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a und b für
einzelne Berufsgruppen oder für einzelne Wirtschaftszweige
festgestellt hat, dass die Besetzung der offenen Stellen mit
ausländischen Bewerbern arbeitsmarkt- und integrationspolitisch
verantwortbar ist,

und der Ausländer nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als
vergleichbare deutsche Arbeitnehmer beschäftigt wird. Für die
Beschäftigung stehen deutsche Arbeitnehmer und diesen
gleichgestellte Ausländer auch dann zur Verfügung, wenn sie nur
mit Förderung der Agentur für Arbeit vermittelt werden können. Der
Arbeitgeber, bei dem ein Ausländer beschäftigt werden soll, der
dafür eine Zustimmung benötigt, hat der Bundesagentur für Arbeit
Auskunft über Arbeitsentgelt, Arbeitszeiten und sonstige

(1) Ein Aufenthaltstitel, der einem Ausländer die Ausübung einer
Beschäftigung erlaubt, kann nur mit Zustimmung der
Bundesagentur für Arbeit erteilt werden, soweit durch
Rechtsverordnung nicht etwas anderes bestimmt ist. Die
Zustimmung kann erteilt werden, wenn dies in zwischenstaatlichen
Vereinbarungen, durch ein Gesetz oder durch Rechtsverordnung
bestimmt ist.

(2) Die Bundesagentur für Arbeit kann der Erteilung einer
Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer Beschäftigung nach § 18
oder eine Blaue Karte EU nach § 19a zustimmen, wenn

1. a) sich durch die Beschäftigung von Ausländern nachteilige
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt, insbesondere hinsichtlich
der Beschäftigungsstruktur, der Regionen und der
Wirtschaftszweige, nicht ergeben und

b) für die Beschäftigung deutsche Arbeitnehmer sowie Ausländer,
die diesen hinsichtlich der Arbeitsaufnahme rechtlich
gleichgestellt sind oder andere Ausländer, die nach dem Recht
der Europäischen Union einen Anspruch auf vorrangigen
Zugang zum Arbeitsmarkt haben, nicht zur Verfügung stehen
oder

2. sie durch Prüfung nach Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a und b für
einzelne Berufsgruppen oder für einzelne Wirtschaftszweige
festgestellt hat, dass die Besetzung der offenen Stellen mit
ausländischen Bewerbern arbeitsmarkt- und integrationspolitisch
verantwortbar ist,

und der Ausländer nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als
vergleichbare deutsche Arbeitnehmer beschäftigt wird. Für die
Beschäftigung stehen deutsche Arbeitnehmer und diesen
gleichgestellte Ausländer auch dann zur Verfügung, wenn sie nur
mit Förderung der Agentur für Arbeit vermittelt werden können. Der
Arbeitgeber, bei dem ein Ausländer beschäftigt werden soll, der
dafür eine Zustimmung benötigt, hat der Bundesagentur für Arbeit
Auskunft über Arbeitsentgelt, Arbeitszeiten und sonstige



Arbeitsbedingungen zu erteilen.

(3) Absatz 2 gilt auch, wenn bei Aufenthalten zu anderen Zwecken
nach den Abschnitten 3, 5, 6 oder 7 eine Zustimmung der
Bundesagentur für Arbeit zur Ausübung einer Beschäftigung
erforderlich ist.

(4) Die Zustimmung kann die Dauer und die berufliche Tätigkeit
festlegen sowie die Beschäftigung auf bestimmte Betriebe oder
Bezirke beschränken.

(5) Die Bundesagentur für Arbeit kann der Erteilung einer
Niederlassungserlaubnis nach § 19 zustimmen, wenn sich durch
die Beschäftigung des Ausländers nachteilige Auswirkungen auf
den Arbeitsmarkt nicht ergeben.

(6) 1Staatsangehörigen derjenigen Staaten, die nach dem Vertrag
vom 25. April 2005 über den Beitritt der Republik Bulgarien und
Rumäniens zur Europäischen Union (BGBl. 2006 II S. 1146) der
Europäischen Union beigetreten sind, kann von der
Bundesagentur für Arbeit eine Beschäftigung, die eine qualifizierte
Berufsausbildung voraussetzt, unter den Voraussetzungen des
Absatzes 2 erlaubt werden, soweit nach Maßgabe dieser Verträge
von den Rechtsvorschriften der Europäischen Union abweichende

Regelungen Anwendung finden. 2Ihnen ist Vorrang gegenüber
zum Zweck der Beschäftigung einreisenden Staatsangehörigen
aus Drittstaaten zu gewähren.

Arbeitsbedingungen zu erteilen.

(3) Absatz 2 gilt auch, wenn bei Aufenthalten zu anderen Zwecken
nach den Abschnitten 3, 5, 6 oder 7 eine Zustimmung der
Bundesagentur für Arbeit zur Ausübung einer Beschäftigung
erforderlich ist.

(4) Die Zustimmung kann die Dauer und die berufliche Tätigkeit
festlegen sowie die Beschäftigung auf bestimmte Betriebe oder
Bezirke beschränken.

(5) Die Bundesagentur für Arbeit kann der Erteilung einer
Niederlassungserlaubnis nach § 19 zustimmen, wenn sich durch
die Beschäftigung des Ausländers nachteilige Auswirkungen auf
den Arbeitsmarkt nicht ergeben.

(6) 1Staatsangehörigen derjenigen Staaten, die nach dem Vertrag
vom 25. April 2005 über den Beitritt der Republik Bulgarien und
Rumäniens zur Europäischen Union (BGBl. 2006 II S. 1146) der
Europäischen Union beigetreten sind, kann von der Bundesagentur
für Arbeit eine Beschäftigung, die eine qualifizierte
Berufsausbildung voraussetzt, unter den Voraussetzungen des
Absatzes 2 erlaubt werden, soweit nach Maßgabe dieser Verträge
von den Rechtsvorschriften der Europäischen Union abweichende

Regelungen Anwendung finden. 2Ihnen ist Vorrang gegenüber zum
Zweck der Beschäftigung einreisenden Staatsangehörigen aus
Drittstaaten zu gewähren.

§ 40 Versagungsgründe

(1) Die Zustimmung nach § 39 ist zu versagen, wenn

1. das Arbeitsverhältnis auf Grund einer unerlaubten
Arbeitsvermittlung oder Anwerbung zustande gekommen ist oder

2. der Ausländer als Leiharbeitnehmer (§ 1 Abs. 1 des
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes) tätig werden will.

§ 40 Versagungsgründe

(1) Die Zustimmung nach § 39 ist zu versagen, wenn

1. das Arbeitsverhältnis auf Grund einer unerlaubten
Arbeitsvermittlung oder Anwerbung zustande gekommen ist oder

2. der Ausländer als Leiharbeitnehmer (§ 1 Abs. 1 des



(2) Die Zustimmung kann versagt werden, wenn

1. der Ausländer gegen § 1 Abs. 1 Nr. 2 des
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes schuldhaft verstoßen hat oder

2. wichtige Gründe in der Person des Ausländers vorliegen.

Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes) tätig werden will.

(2) Die Zustimmung kann versagt werden, wenn

1. der Ausländer gegen § 1 Abs. 1 Nr. 2 des
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes schuldhaft verstoßen hat,

2. wichtige Gründe in der Person des Ausländers vorliegen oder

3. die Beschäftigung bei einem Arbeitgeber erfolgen soll, der oder dessen
nach Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigter innerhalb der
letzten fünf Jahre wegen eines Verstoßes gegen § 404 Absatz 1 oder
Absatz 2 Nummer 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch rechtskräftig
mit einer Geldbuße belegt oder wegen eines Verstoßes gegen die §§
10, 10a oder 11 des Schwarzarbeitsbekämpfungs-gesetzes oder
gegen die §§ 15, 15a oder 16 Absatz 1 Nummer 2 des
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes rechtskräftig zu einer Geld- oder
Freiheitsstrafe verurteilt worden ist.

§ 42 Verordnungsermächtigung und Weisungsrecht

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Folgendes
bestimmen:

1. Beschäftigungen, für die eine Zustimmung der Bundesagentur
für Arbeit (§ 17 Satz 1, § 18 Abs. 2 Satz 1, § 19 Abs. 1) nicht
erforderlich ist,

2. Berufsgruppen, bei denen nach Maßgabe des § 18 eine
Beschäftigung ausländischer Erwerbstätiger zugelassen werden
kann, und erforderlichenfalls nähere Voraussetzungen für deren
Zulassung auf dem deutschen Arbeitsmarkt,

3. Ausnahmen für Angehörige bestimmter Staaten,

4. Tätigkeiten, die für die Durchführung dieses Gesetzes stets oder
unter bestimmten Voraussetzungen nicht als Beschäftigung
anzusehen sind.

§ 42 Verordnungsermächtigung und Weisungsrecht

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Folgendes
bestimmen:

1. Beschäftigungen, für die eine Zustimmung der Bundesagentur
für Arbeit (§ 17 Satz 1, § 18 Abs. 2 Satz 1, § 19 Abs. 1, § 19 a
Absatz 1 Nummer 2) nicht erforderlich ist,

2. Berufsgruppen, bei denen nach Maßgabe des § 18 eine
Beschäftigung ausländischer Erwerbstätiger zugelassen werden
kann, und erforderlichenfalls nähere Voraussetzungen für deren
Zulassung auf dem deutschen Arbeitsmarkt,

3. Ausnahmen für Angehörige bestimmter Staaten,

4. Tätigkeiten, die für die Durchführung dieses Gesetzes stets oder
unter bestimmten Voraussetzungen nicht als Beschäftigung
anzusehen sind.



(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates Folgendes
bestimmen:

1. die Voraussetzungen und das Verfahren zur Erteilung der
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit; dabei kann auch ein
alternatives Verfahren zur Vorrangprüfung geregelt werden,

2. Einzelheiten über die zeitliche, betriebliche, berufliche und
regionale Beschränkung der Zustimmung nach § 39 Abs. 4,

3. Ausnahmen, in denen eine Zustimmung abweichend von § 39
Abs. 2 erteilt werden darf,

4. Beschäftigungen, für die eine Zustimmung der Bundesagentur
für Arbeit nach § 4 Abs. 2 Satz 3 nicht erforderlich ist,

5. Fälle, in denen geduldeten Ausländern abweichend von § 4 Abs.
3 Satz 1 eine Beschäftigung erlaubt werden kann.

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann der
Bundesagentur für Arbeit zur Durchführung der Bestimmungen
dieses Gesetzes und der hierzu erlassenen Rechtsverordnungen
sowie der von der Europäischen Union erlassenen Bestimmungen
über den Zugang zum Arbeitsmarkt und der zwischenstaatlichen
Vereinbarungen über die Beschäftigung von Arbeitnehmern
Weisungen erteilen.

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates Folgendes
bestimmen:

1. die Voraussetzungen und das Verfahren zur Erteilung der
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit; dabei kann auch ein
alternatives Verfahren zur Vorrangprüfung geregelt werden,

2. Einzelheiten über die zeitliche, betriebliche, berufliche und
regionale Beschränkung der Zustimmung nach § 39 Abs. 4,

3. Ausnahmen, in denen eine Zustimmung abweichend von § 39
Abs. 2 erteilt werden darf,

4. Beschäftigungen, für die eine Zustimmung der Bundesagentur
für Arbeit nach § 4 Abs. 2 Satz 3 nicht erforderlich ist,

5. Fälle, in denen geduldeten Ausländern abweichend von § 4 Abs.
3 Satz 1 eine Beschäftigung erlaubt werden kann.

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann der
Bundesagentur für Arbeit zur Durchführung der Bestimmungen
dieses Gesetzes und der hierzu erlassenen Rechtsverordnungen
sowie der von der Europäischen Union erlassenen Bestimmungen
über den Zugang zum Arbeitsmarkt und der zwischenstaatlichen
Vereinbarungen über die Beschäftigung von Arbeitnehmern
Weisungen erteilen.

§ 51 Beendigung der Rechtmäßigkeit des Aufenthalts;
Fortgeltung von Beschränkungen

(1) Der Aufenthaltstitel erlischt in folgenden Fällen:

1. Ablauf seiner Geltungsdauer,

2. Eintritt einer auflösenden Bedingung,

§ 51 Beendigung der Rechtmäßigkeit des Aufenthalts;
Fortgeltung von Beschränkungen

(1) Der Aufenthaltstitel erlischt in folgenden Fällen:

1. Ablauf seiner Geltungsdauer,

2. Eintritt einer auflösenden Bedingung,



3. Rücknahme des Aufenthaltstitels,

4. Widerruf des Aufenthaltstitels,

5. Ausweisung des Ausländers,

5a. Bekanntgabe einer Abschiebungsanordnung nach § 58a,

6. wenn der Ausländer aus einem seiner Natur nach nicht
vorübergehenden Grunde ausreist,

7. wenn der Ausländer ausgereist und nicht innerhalb von sechs
Monaten oder einer von der Ausländerbehörde bestimmten
längeren Frist wieder eingereist ist,

8. wenn ein Ausländer nach Erteilung eines Aufenthaltstitels
gemäß der §§ 22, 23 oder § 25 Abs. 3 bis 5 einen Asylantrag
stellt; ein für mehrere Einreisen oder mit einer Geltungsdauer
von mehr als drei Monaten erteiltes Visum erlischt nicht nach
den Nummern 6 und 7.

(2) 1Die Niederlassungserlaubnis eines Ausländers, der sich
mindestens 15 Jahre rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten hat
sowie die Niederlassungserlaubnis seines mit ihm in ehelicher
Lebensgemeinschaft lebenden Ehegatten erlöschen nicht nach
Absatz 1 Nr. 6 und 7, wenn deren Lebensunterhalt gesichert ist

3. Rücknahme des Aufenthaltstitels,

4. Widerruf des Aufenthaltstitels,

5. Ausweisung des Ausländers,

5a. Bekanntgabe einer Abschiebungsanordnung nach § 58a,

6. wenn der Ausländer aus einem seiner Natur nach nicht
vorübergehenden Grunde ausreist,

7. wenn der Ausländer ausgereist und nicht innerhalb von sechs
Monaten oder einer von der Ausländerbehörde bestimmten
längeren Frist wieder eingereist ist,

8. wenn ein Ausländer nach Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß
der §§ 22, 23 oder § 25 Abs. 3 bis 5 einen Asylantrag stellt; ein
für mehrere Einreisen oder mit einer Geltungsdauer von mehr als
drei Monaten erteiltes Visum erlischt nicht nach den Nummern 6
und 7.

(1a) Die Niederlassungserlaubnis eines Ausländers nach § 19
Absatz 2 Nummer 3 und die Aufenthaltserlaubnisse seiner
Familienangehörigen nach den §§ 30, 32, 33 oder 36 erlöschen
über die in Absatz 1 genannten Fälle hinaus einen Tag nach
Bekanntgabe des Bescheides, mit welchem dem Ausländer oder
einem Familienangehörigen, der mit ihm in einer Bedarfs- oder
Haushaltsgemeinschaft lebt und eine Aufenthaltserlaubnis nach
den §§ 30, 32, 33 oder 36 besitzt, innerhalb von drei Jahren nach
der Erteilung der Niederlassungserlaubnis Leistungen nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch oder nach dem Dritten oder
Vierten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch bewilligt
wurden.

(2) 1Die Niederlassungserlaubnis eines Ausländers, der sich mindestens
15 Jahre rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten hat sowie die
Niederlassungserlaubnis seines mit ihm in ehelicher Lebensgemeinschaft
lebenden Ehegatten erlöschen nicht nach Absatz 1 Nr. 6 und 7, wenn



und kein Ausweisungsgrund nach § 54 Nr. 5 bis 7 oder § 55 Abs. 2

Nr. 8 bis 11 vorliegt. 2Die Niederlassungserlaubnis eines mit einem
Deutschen in ehelicher Lebensgemeinschaft lebenden Ausländers
erlischt nicht nach Absatz 1 Nr. 6 und 7, wenn kein
Ausweisungsgrund nach § 54 Nr. 5 bis 7 oder § 55 Abs. 2 Nr. 8 bis

11 vorliegt. 3Zum Nachweis des Fortbestandes der
Niederlassungserlaubnis stellt die Ausländerbehörde am Ort des
letzten gewöhnlichen Aufenthalts auf Antrag eine Bescheinigung
aus.

(3) Der Aufenthaltstitel erlischt nicht nach Absatz 1 Nr. 7, wenn die
Frist lediglich wegen Erfüllung der gesetzlichen Wehrpflicht im
Heimatstaat überschritten wird und der Ausländer innerhalb von
drei Monaten nach der Entlassung aus dem Wehrdienst wieder
einreist.

(4) 1Nach Absatz 1 Nr. 7 wird in der Regel eine längere Frist
bestimmt, wenn der Ausländer aus einem seiner Natur nach
vorübergehenden Grunde ausreisen will und eine
Niederlassungserlaubnis besitzt oder wenn der Aufenthalt
außerhalb des Bundesgebiets Interessen der Bundesrepublik

Deutschland dient. 2Abweichend von Absatz 1 Nummer 6 und 7
erlischt der Aufenthaltstitel eines Ausländers nicht, wenn er die
Voraussetzungen des § 37 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 erfüllt,
rechtswidrig mit Gewalt oder Drohung mit einem empfindlichen
Übel zur Eingehung der Ehe genötigt und von der Rückkehr nach
Deutschland abgehalten wurde und innerhalb von drei Monaten
nach Wegfall der Zwangslage, spätestens jedoch innerhalb von
zehn Jahren seit der Ausreise, wieder einreist.

(5) Die Befreiung vom Erfordernis des Aufenthaltstitels entfällt,
wenn der Ausländer ausgewiesen, zurückgeschoben oder
abgeschoben wird; § 11 Abs. 1 findet entsprechende Anwendung.

(6) Räumliche und sonstige Beschränkungen und Auflagen nach
diesem und nach anderen Gesetzen bleiben auch nach Wegfall

deren Lebensunterhalt gesichert ist und kein Ausweisungsgrund nach §

54 Nr. 5 bis 7 oder § 55 Abs. 2 Nr. 8 bis 11 vorliegt. 2Die
Niederlassungserlaubnis eines mit einem Deutschen in ehelicher
Lebensgemeinschaft lebenden Ausländers erlischt nicht nach Absatz 1
Nr. 6 und 7, wenn kein Ausweisungsgrund nach § 54 Nr. 5 bis 7 oder § 55

Abs. 2 Nr. 8 bis 11 vorliegt. 3Zum Nachweis des Fortbestandes der
Niederlassungserlaubnis stellt die Ausländerbehörde am Ort des letzten
gewöhnlichen Aufenthalts auf Antrag eine Bescheinigung aus.
(3) Der Aufenthaltstitel erlischt nicht nach Absatz 1 Nr. 7, wenn die Frist
lediglich wegen Erfüllung der gesetzlichen Wehrpflicht im Heimatstaat
überschritten wird und der Ausländer innerhalb von drei Monaten nach
der Entlassung aus dem Wehrdienst wieder einreist.

(4) 1Nach Absatz 1 Nr. 7 wird in der Regel eine längere Frist bestimmt,
wenn der Ausländer aus einem seiner Natur nach vorübergehenden
Grunde ausreisen will und eine Niederlassungserlaubnis besitzt oder
wenn der Aufenthalt außerhalb des Bundesgebiets Interessen der

Bundesrepublik Deutschland dient. 2Abweichend von Absatz 1 Nummer
6 und 7 erlischt der Aufenthaltstitel eines Ausländers nicht, wenn er die
Voraussetzungen des § 37 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 erfüllt, rechtswidrig
mit Gewalt oder Drohung mit einem empfindlichen Übel zur Eingehung
der Ehe genötigt und von der Rückkehr nach Deutschland abgehalten
wurde und innerhalb von drei Monaten nach Wegfall der Zwangslage,
spätestens jedoch innerhalb von zehn Jahren seit der Ausreise,
wieder einreist.

(5) Die Befreiung vom Erfordernis des Aufenthaltstitels entfällt,
wenn der Ausländer ausgewiesen, zurückgeschoben oder
abgeschoben wird; § 11 Abs. 1 findet entsprechende Anwendung.

(6) Räumliche und sonstige Beschränkungen und Auflagen nach
diesem und nach anderen Gesetzen bleiben auch nach Wegfall
des Aufenthaltstitels oder der Aussetzung der Abschiebung in Kraft,
bis sie aufgehoben werden oder der Ausländer seiner
Ausreisepflicht nachgekommen ist.

(7) 1Im Falle der Ausreise eines Asylberechtigten oder eines
Ausländers, dem das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge



des Aufenthaltstitels oder der Aussetzung der Abschiebung in
Kraft, bis sie aufgehoben werden oder der Ausländer seiner
Ausreisepflicht nachgekommen ist.

(7) 1Im Falle der Ausreise eines Asylberechtigten oder eines
Ausländers, dem das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
unanfechtbar die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt hat, erlischt der
Aufenthaltstitel nicht, solange er im Besitz eines gültigen, von einer
deutschen Behörde ausgestellten Reiseausweises für Flüchtlinge

ist. 2Der Ausländer hat auf Grund seiner Anerkennung als
Asylberechtigter oder der unanfechtbaren Zuerkennung der
Flüchtlingseigenschaft durch das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge, keinen Anspruch auf erneute Erteilung eines
Aufenthaltstitels, wenn er das Bundesgebiet verlassen hat und die
Zuständigkeit für die Ausstellung eines Reiseausweises für
Flüchtlinge auf einen anderen Staat übergegangen ist.

(8) 1Vor der Aufhebung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 38a Abs.
1, vor einer Ausweisung eines Ausländers, der eine solche
Aufenthaltserlaubnis besitzt und vor dem Erlass einer gegen ihn
gerichteten Abschiebungsanordnung nach § 58a gibt die
zuständige Behörde in dem Verfahren nach § 91c Absatz 2 über
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge dem Mitgliedstaat der
Europäischen Union, in dem der Ausländer die Rechtsstellung
eines langfristig Aufenthaltsberechtigten besitzt, Gelegenheit zur
Stellungnahme, wenn die Abschiebung in ein Gebiet erwogen wird,

in dem diese Rechtsstellung nicht erworben werden kann. 2Geht
die Stellungnahme des anderen Mitgliedstaates rechtzeitig ein,
wird sie von der zuständigen Behörde berücksichtigt.

(8a) 1Soweit die Behörden anderer Schengen- Staaten über
Entscheidungen nach Artikel 34 der Verordnung (EG) Nr.
810/2009, die durch die Ausländerbehörden getroffen wurden, zu
unterrichten sind, erfolgt dies über das Bundesamt für Migration

und Flüchtlinge. 2Die mit der polizeilichen Kontrolle des

unanfechtbar die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt hat, erlischt der
Aufenthaltstitel nicht, solange er im Besitz eines gültigen, von einer
deutschen Behörde ausgestellten Reiseausweises für Flüchtlinge

ist. 2Der Ausländer hat auf Grund seiner Anerkennung als
Asylberechtigter oder der unanfechtbaren Zuerkennung der
Flüchtlingseigenschaft durch das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge, keinen Anspruch auf erneute Erteilung eines
Aufenthaltstitels, wenn er das Bundesgebiet verlassen hat und die
Zuständigkeit für die Ausstellung eines Reiseausweises für
Flüchtlinge auf einen anderen Staat übergegangen ist.

(8) 1Vor der Aufhebung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 38a Abs.
1, vor einer Ausweisung eines Ausländers, der eine solche
Aufenthaltserlaubnis besitzt und vor dem Erlass einer gegen ihn
gerichteten Abschiebungsanordnung nach § 58a gibt die
zuständige Behörde in dem Verfahren nach § 91c Absatz 2 über
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge dem Mitgliedstaat der
Europäischen Union, in dem der Ausländer die Rechtsstellung
eines langfristig Aufenthaltsberechtigten besitzt, Gelegenheit zur
Stellungnahme, wenn die Abschiebung in ein Gebiet erwogen wird,

in dem diese Rechtsstellung nicht erworben werden kann. 2Geht
die Stellungnahme des anderen Mitgliedstaates rechtzeitig ein, wird
sie von der zuständigen Behörde berücksichtigt.

(8a) 1Soweit die Behörden anderer Schengen- Staaten über
Entscheidungen nach Artikel 34 der Verordnung (EG) Nr. 810/2009,
die durch die Ausländerbehörden getroffen wurden, zu unterrichten
sind, erfolgt dies über das Bundesamt für Migration und

Flüchtlinge. 2Die mit der polizeilichen Kontrolle des
grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden
unterrichten die Behörden anderer Schengen-Staaten unmittelbar
über ihre Entscheidungen nach Artikel 34 der Verordnung (EG) Nr.
810/2009.



grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden
unterrichten die Behörden anderer Schengen-Staaten unmittelbar
über ihre Entscheidungen nach Artikel 34 der Verordnung (EG) Nr.
810/2009.

(9) 1Die Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG erlischt nur, wenn

1. ihre Erteilung wegen Täuschung, Drohung oder Bestechung
zurückgenommen wird,

2. der Ausländer ausgewiesen oder ihm eine
Abschiebungsanordnung nach § 58a bekannt gegeben wird,

3. sich der Ausländer für einen Zeitraum von zwölf aufeinander
folgenden Monaten außerhalb des Gebiets aufhält, in dem die
Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten
erworben werden kann,

4. sich der Ausländer für einen Zeitraum von sechs Jahren
außerhalb des Bundesgebiets aufhält oder

5. der Ausländer die Rechtsstellung eines langfristig
Aufenthaltsberechtigten in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union erwirbt.

2Auf die in Satz 1 Nr. 3 und 4 genannten Fälle sind die Absätze 2
bis 4 entsprechend anzuwenden.

(9) 1Die Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG erlischt nur, wenn

1. ihre Erteilung wegen Täuschung, Drohung oder Bestechung
zurückgenommen wird,

2. der Ausländer ausgewiesen oder ihm eine
Abschiebungsanordnung nach § 58a bekannt gegeben wird,

3. sich der Ausländer für einen Zeitraum von zwölf aufeinander
folgenden Monaten außerhalb des Gebiets aufhält, in dem die
Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten
erworben werden kann; der Zeitraum beträgt 24 aufeinander
folgende Monate bei einem Ausländer, der zuvor im Besitz einer
Blauen Karte EU war, und bei seinen Familienangehörigen, die zuvor
im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 30, 32, 33 oder 36
waren,

4. sich der Ausländer für einen Zeitraum von sechs Jahren
außerhalb des Bundesgebiets aufhält oder

5. der Ausländer die Rechtsstellung eines langfristig
Aufenthaltsberechtigten in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union erwirbt.

2Auf die in Satz 1 Nr. 3 und 4 genannten Fälle sind die Absätze 2
bis 4 entsprechend anzuwenden.

(10) Abweichend von Absatz 1 Nummer 7 beträgt die Frist für die Blaue
Karte EU und die Aufenthaltserlaubnisse nach den §§ 30, 32, 33 oder 36
die den Familienangehörigen eines Inhabers einer Blauen Karte EU
erteilt worden sind, zwölf Monate.

§ 52 Widerruf

(1) 1Der Aufenthaltstitel des Ausländers nach § 4 Absatz 1 Satz 2
Nummer 1 zweite Alternative, Nummer 2, 3 und 4 kann außer in
den Fällen der Absätze 2 bis 7 nur widerrufen werden, wenn
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(1) 1Der Aufenthaltstitel des Ausländers nach § 4 Absatz 1 Satz 2
Nummer 1 zweite Alternative, Nummer 2, 2a, 3 und 4 kann außer in
den Fällen der Absätze 2 bis 7 nur widerrufen werden, wenn



1. er keinen gültigen Pass oder Passersatz mehr besitzt,

2. er seine Staatsangehörigkeit wechselt oder verliert,

3. er noch nicht eingereist ist,

4. seine Anerkennung als Asylberechtigter oder seine
Rechtsstellung als Flüchtling erlischt oder unwirksam wird oder

5. die Ausländerbehörde nach Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis
nach § 25 Abs. 3 Satz 1 feststellt, dass

a) die Voraussetzungen des § 60 Abs. 2, 3, 5 oder Abs. 7 nicht
oder nicht mehr vorliegen,

b) der Ausländer einen der Ausschlussgründe nach § 25 Abs. 3
Satz 2 Buchstabe a bis d erfüllt oder

c) in den Fällen des § 42 Satz 1 des Asylverfahrensgesetzes die
Feststellung aufgehoben oder unwirksam wird.

2In den Fällen des Satzes 1 Nr. 4 und 5 kann auch der
Aufenthaltstitel der mit dem Ausländer in familiärer Gemeinschaft
lebenden Familienangehörigen widerrufen werden, wenn diesen
kein eigenständiger Anspruch auf den Aufenthaltstitel zusteht.

(2) 1Ein nationales Visum und eine Aufenthaltserlaubnis, die zum
Zweck der Beschäftigung erteilt wurden, sind zu widerrufen, wenn
die Bundesagentur für Arbeit nach § 41 die Zustimmung zur

Ausübung der Beschäftigung widerrufen hat. 2Ein nationales
Visum und eine Aufenthaltserlaubnis, die nicht zum Zweck der
Beschäftigung erteilt wurden, sind im Falle des Satzes 1 in dem
Umfang zu widerrufen, in dem sie die Beschäftigung gestatten.

(3) Eine nach § 16 Abs. 1 zum Zweck des Studiums erteilte
Aufenthaltserlaubnis kann widerrufen werden, wenn

1. der Ausländer ohne die erforderliche Erlaubnis eine
Erwerbstätigkeit ausübt,

2. der Ausländer unter Berücksichtigung der durchschnittlichen
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Feststellung aufgehoben oder unwirksam wird.

2In den Fällen des Satzes 1 Nr. 4 und 5 kann auch der
Aufenthaltstitel der mit dem Ausländer in familiärer Gemeinschaft
lebenden Familienangehörigen widerrufen werden, wenn diesen
kein eigenständiger Anspruch auf den Aufenthaltstitel zusteht.

(2) 1Ein nationales Visum, eine Aufenthaltserlaubnis und eine
Blaue Karte EU, die zum Zweck der Beschäftigung erteilt wurden,
sind zu widerrufen, wenn die Bundesagentur für Arbeit nach § 41
die Zustimmung zur Ausübung der Beschäftigung widerrufen hat.
2Ein nationales Visum und eine Aufenthaltserlaubnis, die nicht zum
Zweck der Beschäftigung erteilt wurden, sind im Falle des Satzes 1
in dem Umfang zu widerrufen, in dem sie die Beschäftigung
gestatten.
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1. der Ausländer ohne die erforderliche Erlaubnis eine
Erwerbstätigkeit ausübt,



Studiendauer an der betreffenden Hochschule im jeweiligen
Studiengang und seiner individuellen Situation keine
ausreichenden Studienfortschritte macht oder

3. der Ausländer nicht mehr die Voraussetzungen erfüllt, unter
denen ihm eine Aufenthaltserlaubnis nach § 16 Abs. 1 oder Abs.
6 erteilt werden könnte.

(4) Eine nach § 20 erteilte Aufenthaltserlaubnis kann widerrufen
werden, wenn

1. die Forschungseinrichtung, mit welcher der Ausländer eine
Aufnahmevereinbarung abgeschlossen hat, ihre Anerkennung
verliert, sofern er an einer Handlung beteiligt war, die zum
Verlust der Anerkennung geführt hat,

2. der Ausländer bei der Forschungseinrichtung keine Forschung
mehr betreibt oder betreiben darf oder

3. der Ausländer nicht mehr die Voraussetzungen erfüllt, unter
denen ihm eine Aufenthaltserlaubnis nach § 20 erteilt werden
könnte oder eine Aufnahmevereinbarung mit ihm abgeschlossen
werden dürfte.

(5) 1Eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 4a Satz 1 oder
Absatz 4b Satz 1 soll widerrufen werden, wenn

1. der Ausländer nicht bereit war oder nicht mehr bereit ist, im
Strafverfahren auszusagen,

2. die Angaben des Ausländers, auf die in § 25 Absatz 4a Satz 2
Nummer 1 oder Absatz 4b Satz 2 Nummer 1 Bezug genommen
wird, nach Mitteilung der Staatsanwaltschaft oder des
Strafgerichts mit hinreichender Wahrscheinlichkeit als falsch
anzusehen sind,

3. das Strafverfahren, in dem der Ausländer als Zeuge aussagen
sollte, eingestellt wurde oder

4. der Ausländer auf Grund sonstiger Umstände nicht mehr die

2. der Ausländer unter Berücksichtigung der durchschnittlichen
Studiendauer an der betreffenden Hochschule im jeweiligen
Studiengang und seiner individuellen Situation keine
ausreichenden Studienfortschritte macht oder

3. der Ausländer nicht mehr die Voraussetzungen erfüllt, unter
denen ihm eine Aufenthaltserlaubnis nach § 16 Abs. 1 oder Abs.
6 erteilt werden könnte.

(4) Eine nach § 20 erteilte Aufenthaltserlaubnis kann widerrufen
werden, wenn

1. die Forschungseinrichtung, mit welcher der Ausländer eine
Aufnahmevereinbarung abgeschlossen hat, ihre Anerkennung
verliert, sofern er an einer Handlung beteiligt war, die zum Verlust
der Anerkennung geführt hat,

2. der Ausländer bei der Forschungseinrichtung keine Forschung
mehr betreibt oder betreiben darf oder

3. der Ausländer nicht mehr die Voraussetzungen erfüllt, unter
denen ihm eine Aufenthaltserlaubnis nach § 20 erteilt werden
könnte oder eine Aufnahmevereinbarung mit ihm abgeschlossen
werden dürfte.

(5) 1Eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 4a Satz 1 oder
Absatz 4b Satz 1 soll widerrufen werden, wenn

1. der Ausländer nicht bereit war oder nicht mehr bereit ist, im
Strafverfahren auszusagen,

2. die Angaben des Ausländers, auf die in § 25 Absatz 4a Satz 2
Nummer 1 oder Absatz 4b Satz 2 Nummer 1 Bezug genommen
wird, nach Mitteilung der Staatsanwaltschaft oder des
Strafgerichts mit hinreichender Wahrscheinlichkeit als falsch
anzusehen sind,

3. das Strafverfahren, in dem der Ausländer als Zeuge aussagen
sollte, eingestellt wurde oder



Voraussetzungen für die Erteilung eines Aufenthaltstitels nach §
25 Absatz 4a oder Absatz 4b erfüllt.

2Eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 4a Satz 1 soll auch
dann widerrufen werden, wenn der Ausländer freiwillig wieder
Verbindung zu den Personen nach § 25 Absatz 4a Satz 2 Nummer
2 aufgenommen hat.

(6) Eine Aufenthaltserlaubnis nach § 38a soll widerrufen werden,
wenn der Ausländer seine Rechtsstellung als langfristig
Aufenthaltsberechtigter in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union verliert.

4. der Ausländer auf Grund sonstiger Umstände nicht mehr die
Voraussetzungen für die Erteilung eines Aufenthaltstitels nach §
25 Absatz 4a oder Absatz 4b erfüllt.

2Eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 4a Satz 1 soll auch
dann widerrufen werden, wenn der Ausländer freiwillig wieder
Verbindung zu den Personen nach § 25 Absatz 4a Satz 2 Nummer
2 aufgenommen hat.

(6) Eine Aufenthaltserlaubnis nach § 38a soll widerrufen werden,
wenn der Ausländer seine Rechtsstellung als langfristig
Aufenthaltsberechtigter in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union verliert.

§ 69 Gebühren

(1) Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz und den zur
Durchführung dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen
werden Gebühren und Auslagen erhoben. Satz 1 gilt nicht für
Amtshandlungen der Bundesagentur für Arbeit nach den §§ 39 bis
42. § 287 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt.

(2) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates die gebührenpflichtigen Tatbestände
und die Gebührensätze sowie Gebührenbefreiungen und
-ermäßigungen, insbesondere für Fälle der Bedürftigkeit. Das
Verwaltungskostengesetz findet Anwendung, soweit dieses Gesetz
keine abweichenden Vorschriften enthält.

(3) Die in der Rechtsverordnung bestimmten Gebühren dürfen
folgende Höchstsätze nicht übersteigen:

1. für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis: 140 Euro,
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1a. für die Erteilung einer Blauen Karte EU: 140 Euro,



2. für die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis: 260 Euro,

2a. für die Erteilung einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG: 260
Euro,

3. für die Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis: 100 Euro,

4. für die Erteilung eines nationalen Visums und die Ausstellung
eines Passersatzes und eines Ausweisersatzes: 100 Euro,

5. für die Anerkennung einer Forschungseinrichtung zum
Abschluss von Aufnahmevereinbarungen nach § 20: 200 Euro,

6. für sonstige Amtshandlungen: 30 Euro,

7. für Amtshandlungen zu Gunsten Minderjähriger: die Hälfte der
für die Amtshandlung bestimmten Gebühr.

8. für die Neuausstellung eines Dokuments nach § 78 Absatz 1, die
auf Grund einer Änderung der Angaben nach § 78 Absatz 1 Satz
3, auf Grund des Ablaufs der technischen Kartennutzungsdauer,
auf Grund des Verlustes des Dokuments oder auf Grund des
Verlustes der technischen Funktionsfähigkeit des Dokuments
notwendig wird: 60 Euro.

(4) 1Für die Erteilung eines nationalen Visums und eines
Passersatzes an der Grenze darf ein Zuschlag von höchstens 25

Euro erhoben werden. 2Für eine auf Wunsch des Antragstellers
außerhalb der Dienstzeit vorgenommene Amtshandlung darf ein
Zuschlag von höchstens 30 Euro erhoben werden.
3Gebührenzuschläge können auch für die Amtshandlungen
gegenüber einem Staatsangehörigen festgesetzt werden, dessen
Heimatstaat von Deutschen für entsprechende Amtshandlungen

höhere als die nach Absatz 2 festgesetzten Gebühren erhebt. 4Die
Sätze 2 und 3 gelten nicht für die Erteilung oder Verlängerung

eines Schengen-Visums. 5Bei der Festsetzung von
Gebührenzuschlägen können die in Absatz 3 bestimmten

2. für die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis: 260 Euro,

2a. für die Erteilung einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG: 260
Euro,

3. für die Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis oder einer
Blauen Karte EU: 100 Euro,

4. für die Erteilung eines nationalen Visums und die Ausstellung
eines Passersatzes und eines Ausweisersatzes: 100 Euro,

5. für die Anerkennung einer Forschungseinrichtung zum Abschluss
von Aufnahmevereinbarungen nach § 20: 200 Euro,

6. für sonstige Amtshandlungen: 30 Euro,

7. für Amtshandlungen zu Gunsten Minderjähriger: die Hälfte der
für die Amtshandlung bestimmten Gebühr.
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Sätze 2 und 3 gelten nicht für die Erteilung oder Verlängerung
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Höchstsätze überschritten werden.

(5) 1Die Rechtsverordnung nach Absatz 2 kann vorsehen, dass für
die Beantragung gebührenpflichtiger Amtshandlungen eine

Bearbeitungsgebühr erhoben wird. 2Die Bearbeitungsgebühr für
die Beantragung einer Niederlassungserlaubnis oder einer
Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG darf höchstens die Hälfte der

für ihre Erteilung zu erhebenden Gebühr betragen. 3Die Gebühr ist

auf die Gebühr für die Amtshandlung anzurechnen. 4Sie wird auch
im Falle der Rücknahme des Antrages und der Versagung der
beantragten Amtshandlung nicht zurückgezahlt.

(6) Die Rechtsverordnung nach Absatz 2 kann für die Einlegung
eines Widerspruchs Gebühren vorsehen, die höchstens betragen
dürfen:

1. für den Widerspruch gegen die Ablehnung eines Antrages auf
Vornahme einer gebührenpflichtigen Amtshandlung: die Hälfte
der für diese vorgesehenen Gebühr,

2. für den Widerspruch gegen eine sonstige Amtshandlung: 55
Euro.

2Soweit der Widerspruch Erfolg hat, ist die Gebühr auf die Gebühr
für die vorzunehmende Amtshandlung anzurechnen und im
Übrigen zurückzuzahlen.

Höchstsätze überschritten werden.
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der für diese vorgesehenen Gebühr,
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2Soweit der Widerspruch Erfolg hat, ist die Gebühr auf die Gebühr
für die vorzunehmende Amtshandlung anzurechnen und im
Übrigen zurückzuzahlen.

§ 72 Beteiligungserfordernisse

(1) 1Eine Betretenserlaubnis (§ 11 Abs. 2) darf nur mit Zustimmung
der für den vorgesehenen Aufenthaltsort zuständigen

Ausländerbehörde erteilt werden. 2Die Behörde, die den Ausländer
ausgewiesen, abgeschoben oder zurückgeschoben hat, ist in der
Regel zu beteiligen.

§ 72 Beteiligungserfordernisse

(1) 1Eine Betretenserlaubnis (§ 11 Abs. 2) darf nur mit Zustimmung
der für den vorgesehenen Aufenthaltsort zuständigen
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(2) Über das Vorliegen eines zielstaatsbezogenen
Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 2 bis 5 oder Abs. 7 und das
Vorliegen eines Ausschlusstatbestandes nach § 25 Abs. 3 Satz 2
Buchstabe a bis d entscheidet die Ausländerbehörde nur nach
vorheriger Beteiligung des Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge.

(3) 1Räumliche Beschränkungen, Auflagen und Bedingungen,
Befristungen nach § 11 Abs. 1 Satz 3, Anordnungen nach § 47 und
sonstige Maßnahmen gegen einen Ausländer, der nicht im Besitz
eines erforderlichen Aufenthaltstitels ist, dürfen von einer anderen
Behörde nur im Einvernehmen mit der Behörde geändert oder

aufgehoben werden, die die Maßnahme angeordnet hat. 2Satz 1
findet keine Anwendung, wenn der Aufenthalt des Ausländers nach
den Vorschriften des Asylverfahrensgesetzes auf den Bezirk der
anderen Ausländerbehörde beschränkt ist.

(4) 1Ein Ausländer, gegen den öffentliche Klage erhoben oder ein
strafrechtliches Ermittlungsverfahren eingeleitet ist, darf nur im
Einvernehmen mit der zuständigen Staatsanwaltschaft

ausgewiesen und abgeschoben werden. 2Ein Ausländer, der zu
schützende Person im Sinne des Zeugenschutz-
Harmonisierungsgesetzes ist, darf nur im Einvernehmen mit der
Zeugenschutzdienststelle ausgewiesen oder abgeschoben
werden.

(5) § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch gilt nicht für
Ausreiseeinrichtungen und Einrichtungen, die der
vorübergehenden Unterbringung von Ausländern dienen, denen
aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen eine
Aufenthaltserlaubnis erteilt oder bei denen die Abschiebung
ausgesetzt wird.

(6) 1Vor einer Entscheidung über die Erteilung, die Verlängerung
oder den Widerruf eines Aufenthaltstitels nach § 25 Abs. 4a oder
4b und die Festlegung, Aufhebung oder Verkürzung einer
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den Vorschriften des Asylverfahrensgesetzes auf den Bezirk der
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(4) 1Ein Ausländer, gegen den öffentliche Klage erhoben oder ein
strafrechtliches Ermittlungsverfahren eingeleitet ist, darf nur im
Einvernehmen mit der zuständigen Staatsanwaltschaft

ausgewiesen und abgeschoben werden. 2Ein Ausländer, der zu
schützende Person im Sinne des Zeugenschutz-
Harmonisierungsgesetzes ist, darf nur im Einvernehmen mit der
Zeugenschutzdienststelle ausgewiesen oder abgeschoben werden.

(5) § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch gilt nicht für
Ausreiseeinrichtungen und Einrichtungen, die der
vorübergehenden Unterbringung von Ausländern dienen, denen
aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen eine
Aufenthaltserlaubnis erteilt oder bei denen die Abschiebung
ausgesetzt wird.

(6) 1Vor einer Entscheidung über die Erteilung, die Verlängerung
oder den Widerruf eines Aufenthaltstitels nach § 25 Abs. 4a oder 4b
und die Festlegung, Aufhebung oder Verkürzung einer Ausreisefrist
nach § 59 Absatz 7 ist die für das in § 25 Abs. 4a oder 4b in Bezug



Ausreisefrist nach § 59 Absatz 7 ist die für das in § 25 Abs. 4a oder
4b in Bezug genommene Strafverfahren zuständige
Staatsanwaltschaft oder das mit ihm befasste Strafgericht zu
beteiligen, es sei denn, es liegt ein Fall des § 87 Abs. 5 Nr. 1 vor.
2Sofern der Ausländerbehörde die zuständige Staatsanwaltschaft
noch nicht bekannt ist, beteiligt sie vor einer Entscheidung über die
Festlegung, Aufhebung oder Verkürzung einer Ausreisefrist nach §
59 Absatz 7 die für den Aufenthaltsort zuständige Polizeibehörde.

genommene Strafverfahren zuständige Staatsanwaltschaft oder
das mit ihm befasste Strafgericht zu beteiligen, es sei denn, es liegt

ein Fall des § 87 Abs. 5 Nr. 1 vor. 2Sofern der Ausländerbehörde
die zuständige Staatsanwaltschaft noch nicht bekannt ist, beteiligt
sie vor einer Entscheidung über die Festlegung, Aufhebung oder
Verkürzung einer Ausreisefrist nach § 59 Absatz 7 die für den
Aufenthaltsort zuständige Polizeibehörde.

(7) Zur Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen der §§ 18,
18b, 19 und 19a kann die Ausländerbehörde die Bundesagentur für
Arbeit auch dann beteiligen, wenn sie deren Zustimmung nicht
bedarf.

§ 75 Aufgaben

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge hat unbeschadet der
Aufgaben nach anderen Gesetzen folgende Aufgaben:

1. Koordinierung der Informationen über den Aufenthalt zum Zweck
der Erwerbstätigkeit zwischen den Ausländerbehörden, der
Bundesagentur für Arbeit und der für Pass- und
Visaangelegenheiten vom Auswärtigen Amt ermächtigten
deutschen Auslandsvertretungen;

2. a) Entwicklung von Grundstruktur und Lerninhalten des
Integrationskurses nach § 43 Abs. 3,

b) deren Durchführung und

c) Maßnahmen nach § 9 Abs. 5 des
Bundesvertriebenengesetzes;

3. fachliche Zuarbeit für die Bundesregierung auf dem Gebiet der
Integrationsförderung und der Erstellung von
Informationsmaterial über Integrationsangebote von Bund,
Ländern und Kommunen für Ausländer und Spätaussiedler;

4. Betreiben wissenschaftlicher Forschungen über
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Informationsmaterial über Integrationsangebote von Bund,
Ländern und Kommunen für Ausländer und Spätaussiedler;

4. Betreiben wissenschaftlicher Forschungen über Migrationsfragen



Migrationsfragen (Begleitforschung) zur Gewinnung analytischer
Aussagen für die Steuerung der Zuwanderung;

5. Zusammenarbeit mit den Verwaltungsbehörden der
Mitgliedstaaten der Europäischen Union als Nationale
Kontaktstelle und zuständige Behörde nach Artikel 27 der
Richtlinie 2001/55/EG, Artikel 25 der Richtlinie 2003/109/EG und
Artikel 8 Abs. 3 der Richtlinie 2004/114/EG sowie für Mitteilungen
nach § 51 Absatz 8a;

6. Führung des Registers nach § 91 a;

7. Gewährung der Auszahlungen der nach den Programmen zur
Förderung der freiwilligen Rückkehr bewilligten Mittel;

8. die Durchführung des Aufnahmeverfahrens nach § 23 Abs. 2
und die Verteilung der nach § 23 sowie der nach § 22 Satz 2
aufgenommenen Ausländer auf die Länder;

9. Durchführung einer migrationsspezifischen Beratung nach § 45
Satz 1, soweit sie nicht durch andere Stellen wahrgenommen
wird; hierzu kann es sich privater oder öffentlicher Träger
bedienen;

10. Anerkennung von Forschungseinrichtungen zum Abschluss
von Aufnahmevereinbarungen nach § 20; hierbei wird das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge durch einen Beirat für
Forschungsmigration unterstützt;

11. Koordinierung der Informationsübermittlung und Auswertung
von Erkenntnissen der Bundesbehörden, insbesondere des
Bundeskriminalamtes und des Bundesamtes für
Verfassungsschutz, zu Ausländern, bei denen wegen
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit ausländer-, asyl- oder
staatsangehörigkeitsrechtliche Maßnahmen in Betracht
kommen.
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(1) Ein Aufenthaltstitel wird einem Ausländer nur auf seinen Antrag
erteilt, soweit nichts anderes bestimmt ist.

(2) 1Ein Aufenthaltstitel, der nach Maßgabe der Rechtsverordnung
nach § 99 Abs. 1 Nr. 2 nach der Einreise eingeholt werden kann,
ist unverzüglich nach der Einreise oder innerhalb der in der

Rechtsverordnung bestimmten Frist zu beantragen. 2Für ein im
Bundesgebiet geborenes Kind, dem nicht von Amts wegen ein
Aufenthaltstitel zu erteilen ist, ist der Antrag innerhalb von sechs
Monaten nach der Geburt zu stellen.

(3) 1Beantragt ein Ausländer, der sich rechtmäßig im Bundesgebiet
aufhält, ohne einen Aufenthaltstitel zu besitzen, die Erteilung eines
Aufenthaltstitels, gilt sein Aufenthalt bis zur Entscheidung der

Ausländerbehörde als erlaubt. 2Wird der Antrag verspätet gestellt,
gilt ab dem Zeitpunkt der Antragstellung bis zur Entscheidung der
Ausländerbehörde die Abschiebung als ausgesetzt.

(4) Beantragt ein Ausländer die Verlängerung seines
Aufenthaltstitels oder die Erteilung eines anderen Aufenthaltstitels,
gilt der bisherige Aufenthaltstitel vom Zeitpunkt seines Ablaufs bis
zur Entscheidung der Ausländerbehörde als fortbestehend.

(5) Dem Ausländer ist eine Bescheinigung über die Wirkung seiner
Antragstellung (Fiktionsbescheinigung) auszustellen.
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Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 30, 32, 33 oder 36 eines
Familienangehörigen eines Ausländers, der eine Niederlassungserlaubnis
nach § 19 Absatz 2 Nummer 3 besitzt, gilt dies auch dann, wenn der
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Antragstellung (Fiktionsbescheinigung) auszustellen.

§ 82 Mitwirkung des Ausländers

(1) 1Der Ausländer ist verpflichtet, seine Belange und für ihn
günstige Umstände, soweit sie nicht offenkundig oder bekannt
sind, unter Angabe nachprüfbarer Umstände unverzüglich geltend
zu machen und die erforderlichen Nachweise über seine
persönlichen Verhältnisse, sonstige erforderliche Bescheinigungen
und Erlaubnisse sowie sonstige erforderliche Nachweise, die er

erbringen kann, unverzüglich beizubringen. 2Die
Ausländerbehörde kann ihm dafür eine angemessene Frist setzen.
3Sie setzt ihm eine solche Frist, wenn sie die Bearbeitung eines
Antrags auf Erteilung eines Aufenthaltstitels wegen fehlender oder
unvollständiger Angaben aussetzt, und benennt dabei die

nachzuholenden Angaben. 4Nach Ablauf der Frist geltend
gemachte Umstände und beigebrachte Nachweise können
unberücksichtigt bleiben.

(2) Absatz 1 findet im Widerspruchsverfahren entsprechende
Anwendung.

(3) 1Der Ausländer soll auf seine Pflichten nach Absatz 1 sowie
seine wesentlichen Rechte und Pflichten nach diesem Gesetz,
insbesondere die Verpflichtungen aus den §§ 44a, 48, 49 und 81
und die Möglichkeit der Antragstellung nach § 11 Abs. 1 Satz 3

hingewiesen werden. 2Im Falle der Fristsetzung ist er auf die
Folgen der Fristversäumung hinzuweisen.

(4) 1Soweit es zur Vorbereitung und Durchführung von
Maßnahmen nach diesem Gesetz und nach ausländerrechtlichen
Bestimmungen in anderen Gesetzen erforderlich ist, kann
angeordnet werden, dass ein Ausländer bei der zuständigen
Behörde sowie den Vertretungen oder ermächtigten Bediensteten
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und die Möglichkeit der Antragstellung nach § 11 Abs. 1 Satz 3
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Bestimmungen in anderen Gesetzen erforderlich ist, kann
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Behörde sowie den Vertretungen oder ermächtigten Bediensteten
des Staates, dessen Staatsangehörigkeit er vermutlich besitzt,



des Staates, dessen Staatsangehörigkeit er vermutlich besitzt,
persönlich erscheint sowie eine ärztliche Untersuchung zur

Feststellung der Reisefähigkeit durchgeführt wird. 2Kommt der
Ausländer einer Anordnung nach Satz 1 nicht nach, kann sie

zwangsweise durchgesetzt werden. 3§ 1 Abs. 1 Satz 1 und 3 des
Bundespolizeigesetzes finden entsprechende Anwendung.

(5) 1Der Ausländer, für den nach diesem Gesetz, dem
Asylverfahrensgesetz oder den zur Durchführung dieser Gesetze
erlassenen Bestimmungen ein Dokument ausgestellt werden soll,
hat auf Verlangen

1. ein aktuelles Lichtbild nach Maßgabe einer nach § 99 Abs. 1 Nr.
13 und 13a erlassenen Rechtsverordnung vorzulegen, oder bei
der Aufnahme eines solchen Lichtbildes mitzuwirken und

2. bei der Abnahme seiner Fingerabdrückenach Maßgabe einer
nach § 99 Absatz 1 Nummer 13 und 13a erlassenen

Rechtsverordnung mitzuwirken.

2Das Lichtbild und die Fingerabdrücke dürfen in Dokumente nach
Satz 1 eingebracht und von den zuständigen Behörden zur
Sicherung und einer späteren Feststellung der Identität verarbeitet
und genutzt werden.
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13 und 13a erlassenen Rechtsverordnung vorzulegen, oder bei
der Aufnahme eines solchen Lichtbildes mitzuwirken und

2. bei der Abnahme seiner Fingerabdrückenach Maßgabe einer
nach § 99 Absatz 1 Nummer 13 und 13a erlassenen

Rechtsverordnung mitzuwirken.

2Das Lichtbild und die Fingerabdrücke dürfen in Dokumente nach
Satz 1 eingebracht und von den zuständigen Behörden zur
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(6) Ausländer, die im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 18
oder 18a oder einer Blauen Karte EU sind, sind verpflichtet, der
zuständigen Ausländerbehörde mitzuteilen, wenn die Beschäftigung, für
die der Aufenthaltstitel erteilt wurde, vorzeitig beendet wird. Dies gilt nicht,
wenn der Ausländer eine Beschäftigung aufnehmen darf, ohne einer
Erlaubnis zu bedürfen, die nur mit einer Zustimmung nach § 39 Absatz 2
erteilt werden kann. Der Ausländer ist bei Erteilung des Aufenthaltstitels
über seine Verpflichtung nach Satz 1 zu unterrichten.



§ 87 Übermittlungen an Ausländerbehörden

(1) Öffentliche Stellen mit Ausnahme von Schulen sowie Bildungs-
und Erziehungseinrichtungen haben ihnen bekannt gewordene
Umstände den in § 86 Satz 1 genannten Stellen auf Ersuchen
mitzuteilen, soweit dies für die dort genannten Zwecke erforderlich
ist.

(2) 1Öffentliche Stellen im Sinne von Absatz 1 haben unverzüglich
die zuständige Ausländerbehörde zu unterrichten, wenn sie im
Zusammenhang mit der Erfüllung ihrer Aufgaben Kenntnis
erlangen von

1. dem Aufenthalt eines Ausländers, der keinen erforderlichen
Aufenthaltstitel besitzt und dessen Abschiebung nicht ausgesetzt
ist,

2. dem Verstoß gegen eine räumliche Beschränkung,

3. einem sonstigen Ausweisungsgrund oder

4. konkreten Tatsachen, die die Annahme rechtfertigen, dass die
Voraussetzungen für ein behördliches Anfechtungsrecht nach §
1600 Abs. 1 Nr. 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegen;

in den Fällen der Nummern 1 und 2 und sonstiger nach diesem
Gesetz strafbarer Handlungen kann statt der Ausländerbehörde die
zuständige Polizeibehörde unterrichtet werden, wenn eine der in §
71 Abs. 5 bezeichneten Maßnahmen in Betracht kommt; die
Polizeibehörde unterrichtet unverzüglich die Ausländerbehörde;
das Jugendamt ist zur Mitteilung nach der Nummer 4 nur
verpflichtet, soweit dadurch die Erfüllung der eigenen Aufgaben
nicht gefährdet wird.

2Öffentliche Stellen sollen unverzüglich die zuständige
Ausländerbehörde unterrichten, wenn sie im Zusammenhang mit
der Erfüllung ihrer Aufgaben Kenntnis erlangen von einer
besonderen Integrationsbedürftigkeit im Sinne einer nach § 43

Abs. 4 erlassenen Rechtsverordnung. 3Die Auslandsvertretungen
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übermitteln der zuständigen Ausländerbehörde personenbezogene
Daten eines Ausländers, die geeignet sind, dessen Identität oder
Staatsangehörigkeit festzustellen, wenn sie davon Kenntnis
erlangen, dass die Daten für die Durchsetzung der vollziehbaren
Ausreisepflicht gegenüber dem Ausländer gegenwärtig von
Bedeutung sein können.

(3) 1Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration,
Flüchtlinge und Integration ist nach den Absätzen 1 und 2 zu
Mitteilungen über einen diesem Personenkreis angehörenden
Ausländer nur verpflichtet, soweit dadurch die Erfüllung der

eigenen Aufgaben nicht gefährdet wird. 2Die Landesregierungen
können durch Rechtsverordnung bestimmen, dass
Ausländerbeauftragte des Landes und Ausländerbeauftragte von
Gemeinden nach den Absätzen 1 und 2 zu Mitteilungen über einen
Ausländer, der sich rechtmäßig in dem Land oder der Gemeinde
aufhält oder der sich bis zum Erlass eines die Rechtmäßigkeit des
Aufenthalts beendenden Verwaltungsaktes rechtmäßig dort
aufgehalten hat, nur nach Maßgabe des Satzes 1 verpflichtet sind.

(4) 1Die für die Einleitung und Durchführung eines Straf- oder
eines Bußgeldverfahrens zuständigen Stellen haben die
zuständige Ausländerbehörde unverzüglich über die Einleitung des
Strafverfahrens sowie die Erledigung des Straf- oder
Bußgeldverfahrens bei der Staatsanwaltschaft, bei Gericht oder bei
der für die Verfolgung und Ahndung der Ordnungswidrigkeit
zuständigen Verwaltungsbehörde unter Angabe der gesetzlichen

Vorschriften zu unterrichten. 2Satz 1 gilt entsprechend für die
Einleitung eines Auslieferungsverfahrens gegen einen Ausländer.
3Satz 1 gilt nicht für Verfahren wegen einer Ordnungswidrigkeit,
die nur mit einer Geldbuße bis zu eintausend Euro geahndet
werden kann, sowie für Verfahren wegen einer Zuwiderhandlung
im Sinne des § 24 des Straßenverkehrsgesetzes oder wegen einer
fahrlässigen Zuwiderhandlung im Sinne des § 24a des
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Straßenverkehrsgesetzes. 4Die Zeugenschutzdienststelle
unterrichtet die zuständige Ausländerbehörde unverzüglich über
Beginn und Ende des Zeugenschutzes für einen Ausländer.

(5) Die nach § 72 Abs. 6 zu beteiligenden Stellen haben den
Ausländerbehörden

1. von Amts wegen Umstände mitzuteilen, die einen Widerruf eines
nach § 25 Abs. 4a oder 4b erteilten Aufenthaltstitels oder die
Verkürzung oder Aufhebung einer nach § 59 Absatz 7 gewährten
Ausreisefrist rechtfertigen und

2. von Amts wegen Angaben zur zuständigen Stelle oder zum
Übergang der Zuständigkeit mitzuteilen, sofern in einem
Strafverfahren eine Beteiligung nach § 72 Abs. 6 erfolgte oder
eine Mitteilung nach Nummer 1 gemacht wurde.

(6) In den Fällen des § 1600 Abs. 1 Nr. 5 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs besteht gegenüber der Ausländerbehörde oder der
Auslandsvertretung eine Mitteilungspflicht

1. der anfechtungsberechtigten Behörde über die Vorbereitung
oder Erhebung einer Klage oder die Entscheidung, dass von
einer Klage abgesehen wird und

2. der Familiengerichte über die gerichtliche Entscheidung.
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(7) Die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende und die Träger der
Sozialhilfe haben der zuständigen Ausländerbehörde den Tag der
Bekanntgabe des Bescheides mitzuteilen, mit dem einem Ausländer, der
eine Niederlassungserlaubnis nach § 19 Absatz 2 Nummer 3 besitzt, oder
einem Familienangehörigen, der mit ihm in einer Bedarfs- oder
Haushaltsgemeinschaft lebt und eine Aufenthaltserlaubnis nach den §§
30, 32, 33 oder 36 besitzt, innerhalb von drei Jahren nach deren Erteilung
Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch oder nach dem
Dritten oder Vierten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch
bewilligt wurden.



§ 91f Auskünfte zur Durchführung der Richtlinie 2009/50/EG
innerhalb der Europäischen Union

(1) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterrichtet als
nationale Kontaktstelle im Sinne des Artikels 22 Absatz 1 der Richtlinie
2009/50/EG die zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaates der
Europäischen Union, in dem der Ausländer eine Blaue Karte EU besitzt,
über den Inhalt und den Tag einer Entscheidung über die Erteilung einer
Blauen Karte EU. Die Behörde, die die Entscheidung getroffen hat,
übermittelt der nationalen Kontaktstelle unverzüglich die hierfür
erforderlichen Angaben. Der nationalen Kontaktstelle können die für
Unterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten aus dem
Ausländerzentralregister durch die Ausländerbehörden unter Nutzung der
AZR-Nummer automatisiert übermittelt werden.

(2) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge übermittelt den
zuständigen Organen der Europäischen Union jährlich

1. die Daten, die nach der Verordnung (EG) Nr. 862/ 2007 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 zu
Gemeinschaftsstatistiken über Wanderung und internationalen
Schutz und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 311/76
des Rates über die Erstellung von Statistiken über ausländische
Arbeitnehmer (ABl. L 199 vom 31.7.2007, S. 23) im
Zusammenhang mit der Erteilung von Blauen Karten EU zu
übermitteln sind, sowie

2. ein Verzeichnis der Berufe, für die durch Rechtsverordnung nach
§ 19a Absatz 2 Nummer 1 ein Gehalt nach Artikel 5 Absatz 5 der
Richtlinie 2009/50/ EG bestimmt wurde.

§ 105c Übergangsregelung zu § 51 Absatz 1a

Die Erlöschensregelung von § 51 Absatz 1a gilt nicht für Aufenthaltstitel,
die vor dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes]



beantragt wurden.“
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Zustimmung des BR vom 11.05.2012

§ 31 Zustimmung der Ausländerbehörde zur Visumerteilung

(1) 1Ein Visum bedarf der vorherigen Zustimmung der für den
vorgesehenen Aufenthaltsort zuständigen Ausländerbehörde, wenn

1. der Ausländer sich länger als drei Monate im Bundesgebiet
aufhalten will,

2. der Ausländer im Bundesgebiet eine Erwerbstätigkeit ausüben
will oder

3. die Daten des Ausländers nach § 73 Absatz 1 Satz 1 des
Aufenthaltsgesetzes an die Sicherheitsbehörden übermittelt
werden, soweit das Bundesministerium des Innern die
Zustimmungsbedürftigkeit unter Berücksichtigung der aktuellen
Sicherheitslage angeordnet hat.

2Im Fall des Satzes 1 Nr. 3 gilt die Zustimmung als erteilt, wenn
nicht die Ausländerbehörde der Erteilung des Visums binnen zehn
Tagen nach Übermittlung der Daten des Visumantrages an sie
widerspricht oder die Ausländerbehörde im Einzelfall innerhalb
dieses Zeitraums der Auslandsvertretung mitgeteilt hat, dass die

Prüfung nicht innerhalb dieser Frist abgeschlossen wird. 3Dasselbe
gilt bei Anträgen auf Erteilung eines Visums zu einem Aufenthalt
nach § 16 Abs. 1 oder 1a oder nach § 20 des Aufenthaltsgesetzes,
soweit das Visum nicht nach § 34 Nummer 3 und 4
zustimmungsfrei ist, mit der Maßgabe, dass die Frist drei Wochen

§ 31 Zustimmung der Ausländerbehörde zur Visumerteilung

(1) 1Ein Visum bedarf der vorherigen Zustimmung der für den
vorgesehenen Aufenthaltsort zuständigen Ausländerbehörde, wenn

1. der Ausländer sich länger als drei Monate im Bundesgebiet
aufhalten will,

2. der Ausländer im Bundesgebiet eine Erwerbstätigkeit ausüben
will oder

3. die Daten des Ausländers nach § 73 Absatz 1 Satz 1 des
Aufenthaltsgesetzes an die Sicherheitsbehörden übermittelt
werden, soweit das Bundesministerium des Innern die
Zustimmungsbedürftigkeit unter Berücksichtigung der aktuellen
Sicherheitslage angeordnet hat.

2Im Fall des Satzes 1 Nr. 3 gilt die Zustimmung als erteilt, wenn
nicht die Ausländerbehörde der Erteilung des Visums binnen zehn
Tagen nach Übermittlung der Daten des Visumantrages an sie
widerspricht oder die Ausländerbehörde im Einzelfall innerhalb
dieses Zeitraums der Auslandsvertretung mitgeteilt hat, dass die
Prüfung nicht innerhalb dieser Frist abgeschlossen wird.
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und 4 zustimmungsfrei ist, mit der Maßgabe, dass die Frist drei



und zwei Werktage beträgt.

(2) 1Wird der Aufenthalt des Ausländers von einer öffentlichen
Stelle mit Sitz im Bundesgebiet vermittelt, kann die Zustimmung
zur Visumerteilung auch von der Ausländerbehörde erteilt werden,

die für den Sitz der vermittelnden Stelle zuständig ist. 2Im Visum ist
ein Hinweis auf diese Vorschrift aufzunehmen und die
Ausländerbehörde zu bezeichnen.

(3) Die Ausländerbehörde kann insbesondere in dringenden Fällen,
im Fall eines Anspruchs auf Erteilung eines Aufenthaltstitels, eines
öffentlichen Interesses oder in den Fällen des § 18 oder § 19 des
Aufenthaltsgesetzes der Visumerteilung vor der Beantragung des
Visums bei der Auslandsvertretung zustimmen (Vorabzustimmung).

Wochen und zwei Werktage beträgt.

(2) 1Wird der Aufenthalt des Ausländers von einer öffentlichen
Stelle mit Sitz im Bundesgebiet vermittelt, kann die Zustimmung
zur Visumerteilung auch von der Ausländerbehörde erteilt werden,

die für den Sitz der vermittelnden Stelle zuständig ist. 2Im Visum ist
ein Hinweis auf diese Vorschrift aufzunehmen und die
Ausländerbehörde zu bezeichnen.

(3) Die Ausländerbehörde kann insbesondere in dringenden Fällen,
im Fall eines Anspruchs auf Erteilung eines Aufenthaltstitels, eines
öffentlichen Interesses oder in den Fällen des §§ 18, 19 oder 19a
des Aufenthaltsgesetzes der Visumerteilung vor der Beantragung
des Visums bei der Auslandsvertretung zustimmen
(Vorabzustimmung).

§ 38a Voraussetzungen für die Anerkennung von
Forschungseinrichtungen

(1) 1Eine öffentliche oder private Einrichtung soll auf Antrag zum
Abschluss von Aufnahmevereinbarungen nach § 20 Abs. 1 Nr. 1
des Aufenthaltsgesetzes anerkannt werden, wenn sie im Inland

Forschung betreibt. 2Forschung ist jede systematisch betriebene
schöpferische und rechtlich zulässige Tätigkeit, die den Zweck
verfolgt, den Wissensstand zu erweitern, einschließlich der
Erkenntnisse über den Menschen, die Kultur und die Gesellschaft,
oder solches Wissen einzusetzen, um neue
Anwendungsmöglichkeiten zu finden.

(2) 1Der Antrag auf Anerkennung ist schriftlich beim Bundesamt für

Migration und Flüchtlinge zu stellen. 2Er hat folgende Angaben zu
enthalten:

1. Name, Rechtsform und Anschrift der Forschungseinrichtung,

2. Namen und Vornamen der gesetzlichen Vertreter der
Forschungseinrichtung,

§ 38a Voraussetzungen für die Anerkennung von
Forschungseinrichtungen

(1) 1Eine öffentliche oder private Einrichtung soll auf Antrag zum
Abschluss von Aufnahmevereinbarungen nach § 20 Abs. 1 Nr. 1
des Aufenthaltsgesetzes anerkannt werden, wenn sie im Inland

Forschung betreibt. 2Forschung ist jede systematisch betriebene
schöpferische und rechtlich zulässige Tätigkeit, die den Zweck
verfolgt, den Wissensstand zu erweitern, einschließlich der
Erkenntnisse über den Menschen, die Kultur und die Gesellschaft,
oder solches Wissen einzusetzen, um neue
Anwendungsmöglichkeiten zu finden.

(2) 1Der Antrag auf Anerkennung ist schriftlich beim Bundesamt für

Migration und Flüchtlinge zu stellen. 2Bei öffentlichen
Einrichtungen entfallen die Angaben zu Satz 1 Nummer 4 und 5.
3Er hat folgende Angaben zu enthalten:

1. Name, Rechtsform und Anschrift der Forschungseinrichtung,

2. Namen und Vornamen der gesetzlichen Vertreter der



3. die Anschriften der Forschungsstätten, in denen Ausländer, mit
denen Aufnahmevereinbarungen abgeschlossen werden, tätig
werden sollen,

4. einen Abdruck der Satzung, des Gesellschaftsvertrages, des
Stiftungsgeschäfts, eines anderen Rechtsgeschäfts oder der
Rechtsnormen, aus denen sich Zweck und Gegenstand der
Tätigkeit der Forschungseinrichtung ergeben, sowie

5. Angaben zur Tätigkeit der Forschungseinrichtung, aus denen
hervorgeht, dass sie im Inland Forschung betreibt.

3Im Antragsverfahren sind amtlich vorgeschriebene Vor drucke,
Eingabemasken im Internet oder Dateiformate, die mit allgemein
verbreiteten Datenverarbeitungsprogrammen erzeugt werden

können, zu verwenden. 4Das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge stellt die jeweils gültigen Vorgaben nach Satz 3 auch im
Internet zur Verfügung.

(3) 1Die Anerkennung kann von der Abgabe einer allgemeinen
Erklärung nach § 20 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes und dem
Nachweis der hinreichenden finanziellen Leistungsfähigkeit zur
Erfüllung einer solchen Verpflichtung abhängig gemacht werden,
wenn die Tätigkeit der Forschungseinrichtung nicht überwiegend

aus öffentlichen Mitteln finanziert wird. 2Das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge kann auf Antrag feststellen, dass eine
Forschungseinrichtung überwiegend aus öffentlichen Mitteln
finanziert wird oder dass die Durchführung eines bestimmten

Forschungsprojekts im öffentlichen Interesse liegt. 3Eine Liste der
wirksamen Feststellungen nach Satz 2 kann das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge im Internet veröffentlichen.

(4) Die Anerkennung soll auf mindestens fünf Jahre befristet
werden.

(5) Eine anerkannte Forschungseinrichtung ist verpflichtet, dem
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich Änderungen

Forschungseinrichtung,

3. die Anschriften der Forschungsstätten, in denen Ausländer, mit
denen Aufnahmevereinbarungen abgeschlossen werden, tätig
werden sollen,

4. einen Abdruck der Satzung, des Gesellschaftsvertrages, des
Stiftungsgeschäfts, eines anderen Rechtsgeschäfts oder der
Rechtsnormen, aus denen sich Zweck und Gegenstand der
Tätigkeit der Forschungseinrichtung ergeben, sowie

5. Angaben zur Tätigkeit der Forschungseinrichtung, aus denen
hervorgeht, dass sie im Inland Forschung betreibt.

3Im Antragsverfahren sind amtlich vorgeschriebene Vor drucke,
Eingabemasken im Internet oder Dateiformate, die mit allgemein
verbreiteten Datenverarbeitungsprogrammen erzeugt werden

können, zu verwenden. 4Das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge stellt die jeweils gültigen Vorgaben nach Satz 3 auch im
Internet zur Verfügung.

(3) 1Die Anerkennung kann von der Abgabe einer allgemeinen
Erklärung nach § 20 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes und dem
Nachweis der hinreichenden finanziellen Leistungsfähigkeit zur
Erfüllung einer solchen Verpflichtung abhängig gemacht werden,
wenn die Tätigkeit der Forschungseinrichtung nicht überwiegend

aus öffentlichen Mitteln finanziert wird. 2Das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge kann auf Antrag feststellen, dass eine
Forschungseinrichtung überwiegend aus öffentlichen Mitteln
finanziert wird oder dass die Durchführung eines bestimmten

Forschungsprojekts im öffentlichen Interesse liegt. 3Eine Liste der
wirksamen Feststellungen nach Satz 2 kann das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge im Internet veröffentlichen.

(4) Die Anerkennung soll auf mindestens fünf Jahre befristet
werden.



der in Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 bis 3 genannten Verhältnisse oder eine
Beendigung des Betreibens von Forschung anzuzeigen.

(5) Eine anerkannte Forschungseinrichtung ist verpflichtet, dem
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich Änderungen
der in Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 bis 3 genannten Verhältnisse oder eine
Beendigung des Betreibens von Forschung anzuzeigen.

§ 38f Inhalt und Voraussetzungen der Unterzeichnung der
Aufnahmevereinbarung

(1) Eine Aufnahmevereinbarung muss folgende Angaben enthalten:

1. die genaue Bezeichnung des Forschungsvorhabens,

2. die Verpflichtung des Ausländers, das Forschungsvorhaben
durchzuführen,

3. die Verpflichtung der Forschungseinrichtung, den Ausländer zur
Durchführung des Forschungsvorhabens aufzunehmen,

4. die Angaben zum wesentlichen Inhalt des Rechtsverhältnisses,
das zwischen der Forschungseinrichtung und dem Ausländer
begründet werden soll, wenn ihm eine Aufenthaltserlaubnis nach
§ 20 des Aufenthaltsgesetzes erteilt wird, insbesondere zum
Umfang der Tätigkeit des Ausländers, zum Gehalt, zum Urlaub,
zur Arbeitszeit und zur Versicherung, sowie

5. eine Bestimmung, wonach die Aufnahmevereinbarung
unwirksam wird, wenn dem Ausländer keine Aufenthaltserlaubnis
nach § 20 des Aufenthaltsgesetzes erteilt wird.

(2) Eine anerkannte Forschungseinrichtung kann eine
Aufnahmevereinbarung nur wirksam abschließen, wenn

1. feststeht, dass das Forschungsvorhaben durchgeführt wird,
insbesondere, dass über seine Durchführung von den
zuständigen Stellen innerhalb der Forschungseinrichtung nach
Prüfung seines Zwecks, seiner Dauer und seiner Finanzierung
abschließend entschieden worden ist,

2. der Ausländer, der die Forschung in dem Vorhaben, das in der
Aufnahmevereinbarung bezeichnet ist, durchführen soll, dafür

§ 38f Inhalt und Voraussetzungen der Unterzeichnung der
Aufnahmevereinbarung

(1) Eine Aufnahmevereinbarung muss folgende Angaben enthalten:

1. die genaue Bezeichnung des Forschungsvorhabens,

1. die Verpflichtung des Ausländers, das Forschungsvorhaben
durchzuführen,

2. die Verpflichtung der Forschungseinrichtung, den Ausländer zur
Durchführung des Forschungsvorhabens aufzunehmen,

3. die Angaben zum wesentlichen Inhalt des Rechtsverhältnisses,
das zwischen der Forschungseinrichtung und dem Ausländer
begründet werden soll, wenn ihm eine Aufenthaltserlaubnis nach
§ 20 des Aufenthaltsgesetzes erteilt wird, insbesondere zum
Umfang der Tätigkeit des Ausländers und zum Gehalt, zum
Urlaub, zur Arbeitszeit und zur Versicherung, sowie

4. eine Bestimmung, wonach die Aufnahmevereinbarung
unwirksam wird, wenn dem Ausländer keine Aufenthaltserlaubnis
nach § 20 des Aufenthaltsgesetzes erteilt wird.

(2) Eine anerkannte Forschungseinrichtung kann eine
Aufnahmevereinbarung nur wirksam abschließen, wenn

1. feststeht, dass das Forschungsvorhaben durchgeführt wird,
insbesondere, dass über seine Durchführung von den
zuständigen Stellen innerhalb der Forschungseinrichtung nach
Prüfung seines Zwecks, seiner Dauer und seiner Finanzierung
abschließend entschieden worden ist,

2. der Ausländer, der die Forschung in dem Vorhaben, das in der
Aufnahmevereinbarung bezeichnet ist, durchführen soll, dafür



geeignet und befähigt ist, über den in der Regel hierfür
notwendigen Hochschulabschluss verfügt, der Zugang zu
Doktoratsprogrammen ermöglicht, und

3. der Lebensunterhalt des Ausländers gesichert ist.

geeignet und befähigt ist, über den in der Regel hierfür
notwendigen Hochschulabschluss verfügt, der Zugang zu
Doktoratsprogrammen ermöglicht, und

3. der Lebensunterhalt des Ausländers gesichert ist.

§ 39 Verlängerung eines Aufenthalts im Bundesgebiet für
längerfristige Zwecke

Über die im Aufenthaltsgesetz geregelten Fälle hinaus kann ein
Ausländer einen Aufenthaltstitel im Bundesgebiet einholen oder
verlängern lassen, wenn

1. er ein nationales Visum (§ 6 Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes)
oder eine Aufenthaltserlaubnis besitzt,

2. er vom Erfordernis des Aufenthaltstitels befreit ist und die
Befreiung nicht auf einen Teil des Bundesgebiets oder auf einen
Aufenthalt bis zu längstens sechs Monaten beschränkt ist,

3. er Staatsangehöriger eines in Anhang  II der Verordnung (EG)
Nr. 539/2001 aufgeführten Staates ist und sich rechtmäßig im
Bundesgebiet aufhält oder ein gültiges Schengen-Visum für
kurzfristige Aufenthalte (§ 6 Absatz 1 Nummer 1 des
Aufenthaltsgesetzes) besitzt, sofern die Voraussetzungen eines
Anspruchs auf Erteilung eines Aufenthaltstitels nach der Einreise
entstanden sind,

4. er eine Aufenthaltsgestattung nach dem Asylverfahrensgesetz
besitzt und die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 oder 2 des
Aufenthaltsgesetzes vorliegen,

5. seine Abschiebung nach § 60a des Aufenthaltsgesetzes
ausgesetzt ist und er auf Grund einer Eheschließung oder der
Begründung einer Lebenspartnerschaft im Bundesgebiet oder
der Geburt eines Kindes während seines Aufenthalts im
Bundesgebiet einen Anspruch auf Erteilung einer
Aufenthaltserlaubnis erworben hat oder

§ 39 Verlängerung eines Aufenthalts im Bundesgebiet für
längerfristige Zwecke

Über die im Aufenthaltsgesetz geregelten Fälle hinaus kann ein
Ausländer einen Aufenthaltstitel im Bundesgebiet einholen oder
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oder eine Aufenthaltserlaubnis besitzt,

2. er vom Erfordernis des Aufenthaltstitels befreit ist und die
Befreiung nicht auf einen Teil des Bundesgebiets oder auf einen
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3. er Staatsangehöriger eines in Anhang  II der Verordnung (EG)
Nr. 539/2001 aufgeführten Staates ist und sich rechtmäßig im
Bundesgebiet aufhält oder ein gültiges Schengen-Visum für
kurzfristige Aufenthalte (§ 6 Absatz 1 Nummer 1 des
Aufenthaltsgesetzes) besitzt, sofern die Voraussetzungen eines
Anspruchs auf Erteilung eines Aufenthaltstitels nach der Einreise
entstanden sind,

4. er eine Aufenthaltsgestattung nach dem Asylverfahrensgesetz
besitzt und die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 oder 2 des
Aufenthaltsgesetzes vorliegen,

5. seine Abschiebung nach § 60a des Aufenthaltsgesetzes
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6. er einen von einem anderen Schengen-Staat ausgestellten



6. er einen von einem anderen Schengen-Staat ausgestellten
Aufenthaltstitel besitzt und auf Grund dieses Aufenthaltstitels
berechtigt ist, sich im Bundesgebiet aufzuhalten, sofern die
Voraussetzungen eines Anspruchs auf Erteilung eines
Aufenthaltstitels erfüllt sind; § 41 Abs. 3 findet Anwendung.

Aufenthaltstitel besitzt und auf Grund dieses Aufenthaltstitels
berechtigt ist, sich im Bundesgebiet aufzuhalten, sofern die
Voraussetzungen eines Anspruchs auf Erteilung eines
Aufenthaltstitels erfüllt sind; § 41 Abs. 3 findet Anwendung oder

7. er seit mindestens 18 Monaten eine Blaue Karte EU besitzt, die von
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union ausgestellt
wurde, und er für die Ausübung einer hochqualifizierten Be-
schäftigung eine Blaue Karte EU beantragt. Gleiches gilt für seine
Familienangehörigen, die im Besitz eines Aufenthaltstitels zum
Familien- nachzug sind, der von demselben Staat ausge- stellt wurde
wie die Blaue Karte EU des Auslän- ders. Die Anträge auf die Blaue
Karte EU sowie auf die Aufenthaltserlaubnisse zum Familien- nachzug
sind innerhalb eines Monats nach Ein- reise in das Bundesgebiet zu
stellen.

§ 45 Gebühren für die Aufenthaltserlaubnis

An Gebühren sind zu erheben

1. für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis

a) mit einer Geltungsdauer von bis zu einem Jahr 100 Euro,

b) mit einer Geltungsdauer von mehr als einem Jahr 110 Euro,

2. für die Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis

a) für einen weiteren Aufenthalt von bis zu drei Monaten 65 Euro,

b) für einen weiteren Aufenthalt von mehr als drei Monaten 80
Euro,

3. für die durch einen Wechsel des Aufenthaltszwecks veranlasste
Änderung der Aufenthaltserlaubnis einschließlich deren
Verlängerung

§ 45 Gebühren für die Aufenthaltserlaubnis und die Blaue
Karte EU

An Gebühren sind zu erheben

1. für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis  und die Blaue Karte
EU

a) mit einer Geltungsdauer von bis zu einem Jahr 100 Euro,

b) mit einer Geltungsdauer von mehr als einem Jahr 110 Euro,

2. für die Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis und die Blaue
Karte EU

a) für einen weiteren Aufenthalt von bis zu drei Monaten 65 Euro,

b) für einen weiteren Aufenthalt von mehr als drei Monaten 80
Euro,

3. für die durch einen Wechsel des Aufenthaltszwecks veranlasste
Änderung der Aufenthaltserlaubnis einschließlich deren Verlängerung

§ 59 Muster der Aufenthaltstitel § 59 Muster der Aufenthaltstitel



(1) 1Das Muster des Aufenthaltstitels nach § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
des Aufenthaltsgesetzes (Visum) richtet sich nach der Verordnung
(EG) Nr. 1683/95 des Rates vom 29. Mai 1995 über eine
einheitliche Visagestaltung (ABl. EG Nr. L 164 S. 1), zuletzt
geändert durch Anhang II Nr. 18 Buchstabe B der Akte über die
Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der
Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der
Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der
Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen
Republik und die Anpassungen der die Europäische Union
begründenden Verträge (ABl. EU 2003 Nr. L 236 S. 718), in der

jeweils geltenden Fassung. 2Es ist in Anlage D13a abgedruckt.
3Für die Verlängerung im Inland ist das in Anlage D13b
abgedruckte Muster zu verwenden.

(2) 1Die Muster der Aufenthaltstitel, die nach § 78 Absatz 1 des
Aufenthaltsgesetzes als eigenständige Dokumente mit
elektronischem Speicher- und Verarbeitungsmedium auszustellen
sind, sowie die Muster der Aufenthalts- und
Daueraufenthaltskarten, die nach § 11 Absatz 1 des
Freizügigkeitsgesetzes/EU in Verbindung mit § 78 Absatz 1 des
Aufenthaltsgesetzes als Dokumente mit elektronischem Speicher-
und Verarbeitungsmedium auszustellen sind, richten sich nach der
Verordnung (EG) Nr. 380/2008 des Rates vom 18. April 2008 zur
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1030/2002 zur einheitlichen
Gestaltung des Aufenthaltstitels für Drittstaatenangehörige (ABl. L
115 vom 29.4.2008, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung.
2Gleiches gilt für Aufenthaltserlaubnisse, die nach Maßgabe des
Abkommens vom 21. Juni 1999 zwischen der Europäischen
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits auf Antrag als
Dokumente mit elektronischem Speicher- und

Verarbeitungsmedium ausgestellt werden. 3Die Muster für
Dokumente nach den Sätzen 1 und 2 sind in Anlage D14a
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jeweils geltenden Fassung. 2Es ist in Anlage D13a abgedruckt.
3Für die Verlängerung im Inland ist das in Anlage D13b
abgedruckte Muster zu verwenden.

(2) 1Die Muster der Aufenthaltstitel, die nach § 78 Absatz 1 des
Aufenthaltsgesetzes als eigenständige Dokumente mit
elektronischem Speicher- und Verarbeitungsmedium auszustellen
sind, sowie die Muster der Aufenthalts- und
Daueraufenthaltskarten, die nach § 11 Absatz 1 des
Freizügigkeitsgesetzes/EU in Verbindung mit § 78 Absatz 1 des
Aufenthaltsgesetzes als Dokumente mit elektronischem Speicher-
und Verarbeitungsmedium auszustellen sind, richten sich nach der
Verordnung (EG) Nr. 380/2008 des Rates vom 18. April 2008 zur
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1030/2002 zur einheitlichen
Gestaltung des Aufenthaltstitels für Drittstaatenangehörige (ABl. L
115 vom 29.4.2008, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung.
2Gleiches gilt für Aufenthaltserlaubnisse, die nach Maßgabe des
Abkommens vom 21. Juni 1999 zwischen der Europäischen
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits auf Antrag als
Dokumente mit elektronischem Speicher- und

Verarbeitungsmedium ausgestellt werden. 3Die Muster für
Dokumente nach den Sätzen 1 und 2 sind in Anlage D14a



abgedruckt.

(3) 1Die Muster für Vordrucke der Aufenthaltstitel nach § 4 Absatz 1
Nummer 2 bis 4 des Aufenthaltsgesetzes richten sich im Fall des §
78a Absatz 1 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes nach der Verordnung
(EG) Nr.   1030/2002   des Rates vom 13. Juni 2002 zur einheitlichen
Gestaltung des Aufenthaltstitels für Drittstaatenangehörige (ABl. L

157 vom 15.6.2002, S. 1). 2Sie sind in Anlage D14 abgedruckt.
3Bei der Niederlassungserlaubnis, der Erlaubnis zum
Daueraufenthalt-EG und der Aufenthaltserlaubnis ist im Feld für
Anmerkungen die für die Erteilung maßgebliche Rechtsgrundlage
einzutragen.

(4) In einer Aufenthaltserlaubnis, die nach § 20 des
Aufenthaltsgesetzes erteilt wird, oder in einem zu dieser
Aufenthaltserlaubnis gehörenden Zusatzblatt nach den Anlagen
D11 und D11a oder in dem Trägervordruck nach der Anlage D1
wird der Vermerk "Forscher" eingetragen.

(5) Ist in einem Aufenthaltstitel die Nebenbestimmung eingetragen,
wonach die Ausübung einer Erwerbstätigkeit nicht gestattet ist,
bezieht sich diese Nebenbestimmung nicht auf die in § 17 Abs. 2
genannten Tätigkeiten, sofern im Aufenthaltstitel nicht ausdrücklich
etwas anderes bestimmt ist.

(6) Wenn die Grenzbehörde die Einreise nach § 60a Abs. 2a Satz 1
des Aufenthaltsgesetzes zulässt und eine Duldung ausstellt,
vermerkt sie dies auf dem nach § 58 Nr. 2 vorgesehenen Vordruck.

abgedruckt.

(3) 1Die Muster für Vordrucke der Aufenthaltstitel nach § 4 Absatz
1 Nummer 2 bis 4 des Aufenthaltsgesetzes richten sich im Fall des
§ 78a Absatz 1 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes nach der
Verordnung (EG) Nr.   1030/2002   des Rates vom 13. Juni 2002 zur
einheitlichen Gestaltung des Aufenthaltstitels für

Drittstaatenangehörige (ABl. L 157 vom 15.6.2002, S. 1). 2Sie sind

in Anlage D14 abgedruckt. 3Bei der Niederlassungserlaubnis, der
Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG, der Blaue Karte EU und der
Aufenthaltserlaubnis ist im Feld für Anmerkungen die für die
Erteilung maßgebliche Rechtsgrundlage einzutragen. Bei Inhabern
der Blauen Karte EU ist bei Erteilung der Erlaubnis zum Daueraufenthalt-
EG im Feld für Anmerkungen „Ehem. Inh. der Blauen Karte EU“
einzutragen.

(4) In einer Aufenthaltserlaubnis, die nach § 20 des
Aufenthaltsgesetzes erteilt wird, oder in einem zu dieser
Aufenthaltserlaubnis gehörenden Zusatzblatt nach den Anlagen
D11 und D11a oder in dem Trägervordruck nach der Anlage D1
wird der Vermerk "Forscher" eingetragen.

(5) Ist in einem Aufenthaltstitel die Nebenbestimmung eingetragen,
wonach die Ausübung einer Erwerbstätigkeit nicht gestattet ist,
bezieht sich diese Nebenbestimmung nicht auf die in § 17 Abs. 2
genannten Tätigkeiten, sofern im Aufenthaltstitel nicht ausdrücklich
etwas anderes bestimmt ist.

(6) Wenn die Grenzbehörde die Einreise nach § 60a Abs. 2a Satz 1
des Aufenthaltsgesetzes zulässt und eine Duldung ausstellt,
vermerkt sie dies auf dem nach § 58 Nr. 2 vorgesehenen Vordruck.

In Anlage D14a werden nach der Abbildung der Rückseite der Daueraufenthaltskarte (Familienangehöriger EU) folgende Abbildungen
eingefügt:

- Vorderseite -
[Abbildung des Musters Blaue Karte EU]



- Rückseite -
[Abbildung des Musters Blaue Karte EU].



Synopse BeschV, Stand 11.05.2012

Gesetzes zur Umsetzung der Hochqualifizierten-Richtlinie der Europäischen Union
Drucksache 17/8682 vom 15.02.2012

Gesetzentwurf Drucksache 236/12 vom 27.05.2012 (identisch mit Beschlussempfehlung des Innenausschusses 17/9436)

Zustimmung des BR vom 11.05.2012

§ 1 Grundsatz
Die Erteilung eines Aufenthaltstitels zum Zwecke der Beschäftigung (§ 17
Satz 1, § 18 Abs. 2 Satz 1, § 19 Abs. 1 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes)
bedarf in den Fällen der §§ 2 bis 16 nicht der Zustimmung der
Bundesagentur für Arbeit gemäß § 39 des Aufenthaltsgesetzes.

§ 1 Grundsatz
Die Erteilung eines Aufenthaltstitels zum Zwecke der Beschäftigung (§ 17
Satz 1, § 18 Abs. 2 Satz 1, § 19 Abs. 1 Satz 1, § 19a Absatz 1 des
Aufenthaltsgesetzes) bedarf in den Fällen der §§ 2 bis 16 nicht der
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit gemäß § 39 des
Aufenthaltsgesetzes.

§ 2 Aus- und Weiterbildungen

(1) Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels
an Absolventen deutscher Auslandsschulen zum Zweck einer
qualifizierten betrieblichen Ausbildung in einem staatlich
anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf

(2) Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels
für ein Praktikum

1. während eines Aufenthaltes zum Zwecke der schulischen
Ausbildung oder des Studiums (§ 16 des Aufenthaltsgesetzes),
das vorgeschriebener Bestandteil der Ausbildung oder zur
Erreichung des Ausbildungszieles nachweislich erforderlich ist,

2. im Rahmen eines von der Europäischen Gemeinschaft finanziell
geförderten Programms,

3. bis zu einem Jahr im Rahmen eines nachgewiesenen
internationalen Austauschprogramms von Verbänden und
öffentlich-rechtlichen Einrichtungen oder studentischen
Organisationen im Einvernehmen mit der Bundesagentur für
Arbeit oder

§ 2 Aus- und Weiterbildungen

(1) Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels
an Absolventen deutscher Auslandsschulen zum Zweck einer
qualifizierten betrieblichen Ausbildung in einem staatlich
anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf

(2) Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels
für ein Praktikum

1. während eines Aufenthaltes zum Zwecke der schulischen
Ausbildung oder des Studiums (§ 16 des Aufenthaltsgesetzes),
das vorgeschriebener Bestandteil der Ausbildung oder zur
Erreichung des Ausbildungszieles nachweislich erforderlich ist,

2. im Rahmen eines von der Europäischen Gemeinschaft finanziell
geförderten Programms,

3. bis zu einem Jahr im Rahmen eines nachgewiesenen
internationalen Austauschprogramms von Verbänden und ,
öffentlich-rechtlichen Einrichtungen oder studentischen
Organisationen für Studierende oder Absolventen ausländischer
Hochschulen  im Einvernehmen mit der Bundesagentur für Arbeit



4. an Fach- und Führungskräfte, die ein Stipendium aus
öffentlichen deutschen Mitteln, Mitteln der Europäischen
Gemeinschaft oder Mitteln internationaler zwischenstaatlicher
Organisationen erhalten (Regierungspraktikanten).

(3) Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels
an im Ausland beschäftigte Fachkräfte eines international tätigen
Konzerns oder Unternehmens zum Zweck der betrieblichen
Weiterbildung im inländischen Konzern- oder Unternehmensteil für
bis zu drei Monate innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten.

oder,
4. an Fach- und Führungskräfte, die ein Stipendium aus

öffentlichen deutschen Mitteln, Mitteln der Europäischen
Gemeinschaft oder Mitteln internationaler zwischenstaatlicher
Organisationen erhalten (Regierungspraktikanten) oder

5. während eines Studiums an einer ausländischen Hochschule, das
nach dem vierten Semester studienfachbezogen im Einvernehmen mit
der Bundesagentur für Arbeit ausgeübt wird; die Dauer des Praktikums
darf ein Jahr nicht überschreiten.

(3) Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels
an im Ausland beschäftigte Fachkräfte eines international tätigen
Konzerns oder Unternehmens zum Zweck der betrieblichen
Weiterbildung im inländischen Konzern- oder Unternehmensteil für
bis zu drei Monate innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten.

§ 3a Blaue Karte EU 

Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung einer Blauen Karte EU, wenn der
Ausländer
1. ein Gehalt nach § 41a Absatz 1 erhält oder
2. einen inländischen Hochschulabschluss besitzt und die
Voraussetzungen des § 41a Absatz 2 erfüllt

§ 3b Fachkräfte mit inländischem Hochschulabschluss

Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zur
Ausübung einer der beruflichen Qualifikation angemessenen
Beschäftigung an Fachkräfte mit einem inländischen Hochschulabschluss

§ 7 Besondere Berufsgruppen

Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels an
1. Personen einschließlich ihres Hilfspersonals, die unter
Beibehaltung ihres gewöhnlichen Wohnsitzes im Ausland in

§ 7 Besondere Berufsgruppen

Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels an
1. Personen einschließlich ihres Hilfspersonals, die unter
Beibehaltung ihres gewöhnlichen Wohnsitzes im Ausland in



Vorträgen oder in Darbietungen von besonderem
wissenschaftlichen oder künstlerischen Wert oder bei Darbietungen
sportlichen Charakters im Inland tätig werden, wenn die Dauer der
Tätigkeit drei Monate innerhalb von zwölf Monaten nicht übersteigt,
2. Personen, die im Rahmen von Festspielen oder Musik- und
Kulturtagen beschäftigt oder im Rahmen von Gastspielen oder
ausländischen Film- und Fernsehproduktionen entsandt werden,
wenn die Dauer der Tätigkeit drei Monate innerhalb von zwölf
Monaten nicht übersteigt,
3. Personen, die in Tagesdarbietungen bis zu 15 Tage im Jahr
auftreten,
4. Berufssportlerinnen und Berufssportler oder Berufstrainerinnen
und Berufstrainer, deren Einsatz in deutschen Sportvereinen oder
vergleichbaren am Wettkampfsport teilnehmenden sportlichen
Einrichtungen vorgesehen ist, wenn sie das 16. Lebensjahr
vollendet haben und der Verein oder die Einrichtung ein
Bruttogehalt zahlt, das mindestens 50 Prozent der
Beitragsbemessungsgrenze für die gesetzliche
Rentenversicherung beträgt und der für die Sportart zuständige
deutsche Spitzenverband im Einvernehmen mit dem Deutschen
Olympischen Sportbund die sportliche Qualifikation als
Berufssportlerin oder Berufssportler oder die fachliche Eignung als
Trainerin oder Trainer bestätigt, oder
5. Fotomodelle, Werbetypen, Mannequins oder Dressmen, wenn
der Arbeitgeber der Bundesagentur für Arbeit die Beschäftigungen
vor deren Aufnahme angezeigt hat.

Vorträgen oder in Darbietungen von besonderem
wissenschaftlichen oder künstlerischen Wert oder bei Darbietungen
sportlichen Charakters im Inland tätig werden, wenn die Dauer der
Tätigkeit drei Monate innerhalb von zwölf Monaten nicht übersteigt,
2. Personen, die im Rahmen von Festspielen oder Musik- und
Kulturtagen beschäftigt oder im Rahmen von Gastspielen oder
ausländischen Film- und Fernsehproduktionen entsandt werden,
wenn die Dauer der Tätigkeit drei Monate innerhalb von zwölf
Monaten nicht übersteigt,
3. Personen, die in Tagesdarbietungen bis zu 15 Tage im Jahr
auftreten,
4. Berufssportlerinnen und Berufssportler oder Berufstrainerinnen
und Berufstrainer, deren Einsatz in deutschen Sportvereinen oder
vergleichbaren am Wettkampfsport teilnehmenden sportlichen
Einrichtungen vorgesehen ist, wenn sie das 16. Lebensjahr
vollendet haben und der Verein oder die Einrichtung ein
Bruttogehalt zahlt, das mindestens 50 Prozent der
Beitragsbemessungsgrenze für die gesetzliche
Rentenversicherung beträgt und der für die Sportart zuständige
deutsche Spitzenverband im Einvernehmen mit dem Deutschen
Olympischen Sportbund die sportliche Qualifikation als
Berufssportlerin oder Berufssportler oder die fachliche Eignung als
Trainerin oder Trainer bestätigt, oder
5. Fotomodelle, Werbetypen, Mannequins oder Dressmen, wenn
der Arbeitgeber der Bundesagentur für Arbeit die Beschäftigungen
vor deren Aufnahme angezeigt hat . oder
6. Reiseleiter, die unter Beibehaltung ihres gewöhnlichen Aufenthaltes im
Ausland ausländische Touristengruppen in das Inland begleiten, wenn die
Dauer der Tätigkeit drei Monate innerhalb von zwölf Monaten nicht
übersteigt.

§ 13 Internationaler Straßen- und Schienenverkehr

(1) Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels
an das Fahrpersonal eines Arbeitgebers mit Sitz im Ausland im
grenzüberschreitenden Straßenverkehr, soweit

§ 13 Internationaler Straßen- und Schienenverkehr

(1) Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels
an das Fahrpersonal eines Arbeitgebers mit Sitz im Ausland im
grenzüberschreitenden Straßenverkehr, soweit



1. das Unternehmen diesen Sitz im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum hat und dem Arbeitgeber für seine
drittstaatsangehörigen Fahrer eine Fahrerbescheinigung
ausgestellt wurde nach der Verordnung (EWG) Nr. 881/92 des
Rates vom 26. März 1992 über den Zugang zum
Güterkraftverkehrsmarkt in der Gemeinschaft für Beförderung
aus oder nach einem Mitgliedstaat oder durch einen oder
mehrere Mitgliedstaaten (ABl. EG Nr. L 95 S. 1), zuletzt geändert
durch die Akte über die Bedingungen des Beitritts der
Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der
Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der
Republik Slowenien und der Slowakischen Republik und die
Anpassungen der die Europäischen Union begründenden
Verträge - Anhang II: Liste nach Artikel 20 der Beitrittsakte - 8.
Verkehrspolitik - C. Straßenverkehr (ABl. EG Nr. L 236 S. 449),
oder

2. das Unternehmen diesen Sitz außerhalb des Hoheitsgebietes
eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum hat und das Fahrzeug im
Sitzstaat des Arbeitgebers zugelassen ist, für einen Aufenthalt
von höchstens drei Monaten innerhalb von zwölf Monaten.

Satz 1 gilt im grenzüberschreitenden Linienverkehr mit
Omnibussen ohne Fahrerbescheinigung auch dann, wenn das
Fahrzeug im Inland zugelassen ist.

(2) Im grenzüberschreitenden Schienenverkehr gelten die
Bestimmungen des Absatzes 1 Satz 1 ohne Fahrerbescheinigung
auch ungeachtet der Zulassung des Fahrzeuges.

1. das Unternehmen diesen Sitz im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum hat und dem Arbeitgeber für seine
drittstaatsangehörigen Fahrer eine Fahrerbescheinigung
ausgestellt wurde nach der Verordnung (EWG) Nr. 881/92 des
Rates vom 26. März 1992 über den Zugang zum
Güterkraftverkehrsmarkt in der Gemeinschaft für Beförderung
aus oder nach einem Mitgliedstaat oder durch einen oder
mehrere Mitgliedstaaten (ABl. EG Nr. L 95 S. 1), zuletzt geändert
durch die Akte über die Bedingungen des Beitritts der
Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der
Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der
Republik Slowenien und der Slowakischen Republik und die
Anpassungen der die Europäischen Union begründenden
Verträge - Anhang II: Liste nach Artikel 20 der Beitrittsakte - 8.
Verkehrspolitik - C. Straßenverkehr (ABl. EG Nr. L 236 S. 449),
oder

2. das Unternehmen diesen Sitz außerhalb des Hoheitsgebietes
eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum hat und das Fahrzeug im
Sitzstaat des Arbeitgebers zugelassen ist, für einen Aufenthalt
von höchstens drei Monaten innerhalb von zwölf Monaten.

Satz 1 gilt im grenzüberschreitenden Linienverkehr mit
Omnibussen ohne Fahrerbescheinigung auch dann, wenn das
Fahrzeug im Inland zugelassen ist.

(1) Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels an das
Fahrpersonal, das
1. im Güterkraftverkehr für einen Arbeitgeber mit Sitz
2. im grenzüberschreitenden Personenverkehr auf der Straße für einen
Arbeitgeber mit Sitz im Ausland grenzüberschreitende Fahrten mit einem



im Sitzstaat des Arbeitgebers zugelassenen Fahrzeug durchführt. 

Satz 1 Nummer 2 gilt im grenzüberschreitenden Linienverkehr mit
Omnibussen auch dann, wenn das Fahrzeug im Inland zugelassen ist.
a) im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen
Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum Beförderungen im grenz überschrei-
tenden Verkehr nach Artikel 2 Num mer 2 oder Kabotagebeförderungen
nach Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über
gemeinsame Regeln für den Zugang zum Markt des
grenzüberschreitenden Güterverkehrs (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 75
und 77) durchführt und für das dem Arbeitgeber eine
Fahrerbescheinigung ausgestellt worden ist,
b) außerhalb des Hoheitsgebietes eines Mitgliedstaates der
Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum Beförderungen im
grenzüberschreitenden Güterverkehr mit einem im Sitzstaat des
Arbeitgebers zugelassenen Fahrzeug durchführt, für einen Aufenthalt von
höchstens drei Monaten innerhalb von zwölf Monaten,

(2) Im grenzüberschreitenden Schienenverkehr gelten die
Bestimmungen des Absatzes 1 Satz 1 ohne Fahrerbescheinigung
auch ungeachtet der Zulassung des Fahrzeuges.

§ 26 Zeitlich begrenzte Zulassungen von Sprachlehrern und
Spezialitätenköchen

(1) Die Zustimmung zu einem Aufenthaltstitel zur Ausübung einer
Beschäftigung kann Lehrkräften zur Erteilung muttersprachlichen
Unterrichts in Schulen unter Aufsicht der jeweils zuständigen
berufskonsularischen Vertretung bis zu einer Geltungsdauer von
fünf Jahren erteilt werden.

(2) Die Zustimmung zu einem Aufenthaltstitel kann
Spezialitätenköchen für die Beschäftigung in
Spezialitätenrestaurants bis zu einer Geltungsdauer von vier

§ 26 Zeitlich begrenzte Zulassungen von Sprachlehrern und
Spezialitätenköchen

(1) Die Zustimmung zu einem Aufenthaltstitel zur Ausübung einer
Beschäftigung kann Lehrkräften zur Erteilung muttersprachlichen
Unterrichts in Schulen unter Aufsicht der jeweils zuständigen
berufskonsularischen Vertretung bis zu einer Geltungsdauer von
fünf Jahren erteilt werden.

(2) Die Zustimmung zu einem Aufenthaltstitel kann
Spezialitätenköchen für die Beschäftigung  Ausübung einer
Vollzeitbeschäftigung in Spezialitätenrestaurants bis zu einer



Jahren erteilt werden.

(3) Eine erneute Zustimmung zu einem Aufenthaltstitel zur
Ausübung einer Beschäftigung nach diesem Abschnitt darf den in
den Absätzen 1 und 2 genannten Ausländern nicht vor Ablauf von
drei Jahren nach Ablauf des früheren Aufenthaltstitels und der
Ausreise erteilt werden.

Geltungsdauer von vier Jahren erteilt werden.

(3) Eine erneute Zustimmung zu einem Aufenthaltstitel zur
Ausübung einer Beschäftigung nach diesem Abschnitt darf den in
den Absätzen 1 und 2 genannten Ausländern nicht vor Ablauf von
drei Jahren nach Ablauf des früheren Aufenthaltstitels und der
Ausreise erteilt werden.

§ 27 Fachkräfte

Die Zustimmung zu einem Aufenthaltstitel kann zur Ausübung einer
der beruflichen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung erteilt
werden

1. Fachkräften mit einem anerkannten oder einem deutschen
Hochschulabschluss vergleichbaren ausländischen
Hochschulabschluss,

2. Fachkräften mit einer einem anerkannten ausländischen
Hochschulabschluss vergleichbaren Qualifikation mit
Schwerpunkt auf dem Gebiet der Informations- und
Kommunikationstechnologie,

3. Fachkräften mit einem inländischen Hochschulabschluss und

4. Absolventen deutscher Auslandsschulen mit einem anerkannten
oder einem deutschen Hochschulabschluss vergleichbaren
ausländischen Hochschulabschluss oder einer im Inland
erworbenen qualifizierten Berufsausbildung in einem staatlich
anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf.

Die Zustimmung wird in den Fällen der Nummern 3 und 4 ohne
Vorrangprüfung nach § 39 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des
Aufenthaltsgesetzes erteilt.

§ 27 Fachkräfte

Die Zustimmung zu einem Aufenthaltstitel kann zur Ausübung einer
der beruflichen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung erteilt
werden

1. Fachkräften mit einem anerkannten oder einem deutschen
Hochschulabschluss vergleichbaren ausländischen
Hochschulabschluss,

2. Fachkräften mit einer einem anerkannten ausländischen
Hochschulabschluss vergleichbaren Qualifikation mit
Schwerpunkt auf dem Gebiet der Informations- und
Kommunikationstechnologie,

3. Fachkräften mit einem inländischen Hochschulabschluss und
(aufgehoben)

4. 3. Absolventen deutscher Auslandsschulen mit einem
anerkannten oder einem deutschen Hochschulabschluss
vergleichbaren ausländischen Hochschulabschluss oder einer im
Inland erworbenen qualifizierten Berufsausbildung in einem
staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten
Ausbildungsberuf. Und

4. Fachkräften im Anschluss an eine im Inland erworbene qualifizierte
Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar
geregelten Ausbildungsberuf.

Die Zustimmung wird in den Fällen der Nummern 3 und 4 ohne
Vorrangprüfung nach § 39 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des



Aufenthaltsgesetzes erteilt. (aufgehoben)

(2) Die Zustimmung zu einer Blauen Karte EU kann erteilt werden, wenn
der Ausländer die Voraussetzungen nach § 41a Absatz 2 erfüllt.

(3) Die Zustimmung wird in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 3 und 4
und des Absatzes 2 ohne Vorrangprüfung nach § 39 Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 des Aufenthaltsgesetzes erteilt.

Abschnitt 5a
Entgeltgrenzen für die Erteilung einer Blauen Karte EU

§ 41a Entgeltgrenze

(1) Die Höhe des Gehalts nach § 19a Absatz 2 Nummer 1 des
Aufenthaltsgesetzes beträgt zwei Drittel der jährlichen
Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung. 
Das Bundesministerium des Innern gibt das Mindestgehalt für jedes
Kalenderjahr jeweils bis zum 31. Dezember des Vorjahres im
Bundesanzeiger bekannt.

(2) Für Berufe, die zu den Gruppen 21, 221 und 25 der Internationalen
Standardklassifikation der Berufe (ABl. L 292 vom 10.11.2009, S. 31)
gehören, beträgt die Höhe des Gehalts nach § 19a Absatz 2 Nummer 1
des Aufenthaltsgesetzes 52 Prozent der jährlichen Beitragsbemes-
sungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung. Absatz 1 Satz 4
gilt entsprechend.

§ 45 Befristungen

(1) Bei Beschäftigungen, für die nach dieser Verordnung oder einer
zwischenstaatlichen Vereinbarung eine zeitliche Begrenzung
bestimmt ist, darf die Zustimmung längstens für die vorgesehene
Dauer der Beschäftigung erteilt werden.

(2) Bei Beschäftigungen zur beruflichen Aus- und Weiterbildung
nach § 17 des Aufenthaltsgesetzes ist die Zustimmung bei der
Ausbildung für die nach der Ausbildungsordnung festgelegte

§ 45 Befristungen

(1) Bei Beschäftigungen, für die nach dieser Verordnung oder einer
zwischenstaatlichen Vereinbarung eine zeitliche Begrenzung
bestimmt ist, darf die Zustimmung längstens für die vorgesehene
Dauer der Beschäftigung erteilt werden.

(2) Bei Beschäftigungen zur beruflichen Aus- und Weiterbildung
nach § 17 des Aufenthaltsgesetzes ist die Zustimmung bei der
Ausbildung für die nach der Ausbildungsordnung festgelegte



Ausbildungsdauer und bei der Weiterbildung für die Dauer zu
erteilen, die nachweislich eines von der Bundesagentur für Arbeit
geprüften Weiterbildungsplanes zur Erreichung des
Weiterbildungszieles erforderlich ist.

Ausbildungsdauer und bei der Weiterbildung für die Dauer zu
erteilen, die nachweislich eines von der Bundesagentur für Arbeit
geprüften Weiterbildungsplanes zur Erreichung des
Weiterbildungszieles erforderlich ist.

(3) Bei einer Beschäftigung nach § 26 Absatz 2 wird die erstmalige
Zustimmung zur Beschäftigung im Zeitraum von drei Jahren ab dem
… Tag des Inkrafttretens nach Artikel 6 dieses Gesetzes] längstens für
ein Jahr erteilt.
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Gesetz
zur Umsetzung der Hochqualifizierten-Richtlinie der Europäischen Union

Vom 1. Juni 2012

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des
Aufenthaltsgesetzes

Das Aufenthaltsgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162), das
zuletzt durch Artikel 2 Absatz 25 des Gesetzes vom
22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3044) geändert worden
ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Nach der Angabe zu § 18a wird folgende An-
gabe eingefügt:

„§ 18b Niederlassungserlaubnis für Absol-
venten deutscher Hochschulen

§ 18c Aufenthaltserlaubnis zur Arbeitsplatz-
suche für qualifizierte Fachkräfte“.

b) Nach der Angabe zu § 19 wird folgende An-
gabe eingefügt:

„§ 19a Blaue Karte EU“.

c) Nach der Angabe zu § 91e wird folgende An-
gabe eingefügt:

„§ 91f Auskünfte zur Durchführung der
Richtlinie 2009/50/EG innerhalb der
Europäischen Union“.

d) Nach der Angabe zu § 105b wird folgende An-
gabe eingefügt:

„§ 105c Übergangsregelung zu § 51 Ab-
satz 1a“.

2. § 4 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 2 Nummer 2 wird folgende Num-
mer 2a eingefügt:

„2a. Blaue Karte EU (§ 19a),“.

b) Folgender Satz wird angefügt:

„Die für die Aufenthaltserlaubnis geltenden
Rechtsvorschriften werden auch auf die Blaue
Karte EU angewandt, sofern durch Gesetz
oder Rechtsverordnung nichts anderes be-
stimmt ist.“

3. § 6 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden nach dem Wort „Aufenthalts-
erlaubnis,“ die Wörter „die Blaue Karte EU,“
eingefügt.

b) In Satz 3 werden nach dem Wort „Aufenthalts-
erlaubnis,“ die Wörter „Blauen Karte EU,“ ein-
gefügt.
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 4. In § 9a Absatz 3 Nummer 1 wird das Komma am
Ende durch ein Semikolon ersetzt und wird fol-
gender Halbsatz angefügt:

„Gleiches gilt, wenn er einen solchen Titel oder
eine solche Rechtsstellung beantragt hat und
über den Antrag noch nicht abschließend ent-
schieden worden ist,“.

 5. § 9b wird wie folgt geändert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1.

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) Auf die erforderlichen Zeiten nach § 9a
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 werden die Zeiten
angerechnet, in denen der Ausländer eine
Blaue Karte EU besitzt, die von einem anderen
Mitgliedstaat der Europäischen Union erteilt
wurde, wenn sich der Ausländer

1. in diesem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union mit einer Blauen Karte
EU mindestens 18 Monate aufgehalten hat
und

2. bei Antragstellung seit mindestens zwei
Jahren als Inhaber der Blauen Karte EU im
Bundesgebiet aufhält.

Nicht angerechnet werden Zeiten, in denen
sich der Ausländer nicht in der Europäischen
Union aufgehalten hat. Diese Zeiten unterbre-
chen jedoch den Aufenthalt nach § 9a Absatz 2
Satz 1 Nummer 1 nicht, wenn sie zwölf aufei-
nanderfolgende Monate nicht überschreiten
und innerhalb des Zeitraums nach § 9a Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 1 insgesamt 18 Monate
nicht überschreiten. Die Sätze 1 bis 3 sind ent-
sprechend auf Familienangehörige des Auslän-
ders anzuwenden, denen eine Aufenthaltser-
laubnis nach den §§ 30 oder 32 erteilt wurde.“

 6. § 16 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „90“ durch
die Angabe „120“ und wird die Angabe „180“
durch die Angabe „240“ ersetzt.

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „zu einem
Jahr“ durch die Wörter „zu 18 Monaten“
ersetzt und wird nach der Angabe „§§ 18,
19“ die Angabe „ , 19a“ eingefügt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt wäh-
rend dieses Zeitraums zur Ausübung einer
Erwerbstätigkeit.“

c) Nach Absatz 5 werden die folgenden Ab-
sätze 5a und 5b eingefügt:

„(5a) Dient der Schulbesuch nach Absatz 5
einer qualifizierten Berufsausbildung, berech-
tigt die Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung
einer von der Ausbildung unabhängigen Be-
schäftigung bis zu zehn Stunden je Woche.

(5b) Nach erfolgreichem Abschluss der qua-
lifizierten Berufsausbildung kann die Aufent-
haltserlaubnis bis zu einem Jahr zur Suche ei-
nes diesem Abschluss angemessenen Arbeits-
platzes, sofern er nach den Bestimmungen der
§§ 18 und 21 von Ausländern besetzt werden
darf, verlängert werden. Die Aufenthaltserlaub-
nis berechtigt während dieses Zeitraums zur
Ausübung einer Erwerbstätigkeit. § 9 findet
keine Anwendung.“

 6a. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1.

b) Die folgenden Absätze 2 und 3 werden ange-
fügt:

„(2) Handelt es sich um eine qualifizierte
Berufsausbildung, berechtigt die Aufenthalts-
erlaubnis zur Ausübung einer von der Berufs-
ausbildung unabhängigen Beschäftigung bis
zu zehn Stunden je Woche.

(3) Nach erfolgreichem Abschluss der quali-
fizierten Berufsausbildung kann die Aufent-
haltserlaubnis bis zu einem Jahr zur Suche
eines diesem Abschluss angemessenen
Arbeitsplatzes, sofern er nach den Bestimmun-
gen der §§ 18 und 21 von Ausländern besetzt
werden darf, verlängert werden. Die Aufent-
haltserlaubnis berechtigt während dieses Zeit-
raums zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit.
§ 9 findet keine Anwendung.“

 7. § 18 Absatz 5 wird durch die folgenden Absätze 5
und 6 ersetzt:

„(5) Ein Aufenthaltstitel nach Absatz 2, § 19
oder § 19a darf nur erteilt werden, wenn ein
konkretes Arbeitsplatzangebot vorliegt und eine
Berufsausübungserlaubnis, soweit diese vorge-
schrieben ist, erteilt wurde oder ihre Erteilung zu-
gesagt ist.

(6) Die Erteilung oder Verlängerung eines Auf-
enthaltstitels nach Absatz 2, § 19 oder § 19a, der
auf Grund dieses Gesetzes, einer Rechtsverord-
nung oder einer zwischenstaatlichen Vereinba-
rung nicht der Zustimmung der Bundesagentur
für Arbeit bedarf, kann versagt werden, wenn ein
Sachverhalt vorliegt, der bei zustimmungspflichti-
gen Beschäftigungen zur Versagung der Zustim-
mung nach § 40 Absatz 2 Nummer 3 berechtigen
würde.“

 8. Nach § 18a werden die folgenden §§ 18b und 18c
eingefügt:

„§ 18b

Niederlassungserlaubnis für
Absolventen deutscher Hochschulen

Einem Ausländer, der sein Studium an einer
staatlichen oder staatlich anerkannten Hoch-
schule oder vergleichbaren Ausbildungseinrich-
tung im Bundesgebiet erfolgreich abgeschlossen
hat, wird eine Niederlassungserlaubnis erteilt,
wenn

1. er seit zwei Jahren einen Aufenthaltstitel nach
den §§ 18, 18a, 19a oder § 21 besitzt,

2. er einen seinem Abschluss angemessenen
Arbeitsplatz innehat,
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3. er mindestens 24 Monate Pflichtbeiträge oder
freiwillige Beiträge zur gesetzlichen Renten-
versicherung geleistet hat oder Aufwendungen
für einen Anspruch auf vergleichbare Leistun-
gen einer Versicherungs- oder Versorgungs-
einrichtung oder eines Versicherungsunterneh-
mens nachweist und

4. die Voraussetzungen des § 9 Absatz 2 Satz 1
Nummer 2 und 4 bis 9 vorliegen; § 9 Absatz 2
Satz 2 bis 6 gilt entsprechend.

§ 18c

Aufenthaltstitel zur
Arbeitsplatzsuche für qualifizierte Fachkräfte

(1) Einem Ausländer, der über einen deutschen
oder anerkannten oder einem deutschen Hoch-
schulabschluss vergleichbaren ausländischen
Hochschulabschluss verfügt und dessen Lebens-
unterhalt gesichert ist, kann ein Aufenthaltstitel
zur Suche nach einem der Qualifikation angemes-
senen Arbeitsplatz für bis zu sechs Monate erteilt
werden. Der Aufenthaltstitel berechtigt nicht zur
Erwerbstätigkeit.

(2) Eine Verlängerung des Aufenthaltstitels
über den in Absatz 1 genannten Höchstzeitraum
hinaus ist ausgeschlossen. Ein Aufenthaltstitel
nach Absatz 1 kann erneut nur erteilt werden,
wenn sich der Ausländer nach seiner Ausreise
mindestens so lange im Ausland aufgehalten hat,
wie er sich zuvor auf der Grundlage eines Aufent-
haltstitels nach Absatz 1 im Bundesgebiet aufge-
halten hat.

(3) Absatz 1 findet keine Anwendung auf Aus-
länder, die sich mit einem Aufenthaltstitel zu
einem anderen Zweck im Bundesgebiet aufhal-
ten.“

 9. § 19 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird das Komma durch das Wort
„oder“ ersetzt.

b) In Nummer 2 wird das Wort „oder“ durch einen
Punkt ersetzt.

c) Nummer 3 wird gestrichen.

10. Nach § 19 wird folgender § 19a eingefügt:

„§ 19a

Blaue Karte EU

(1) Einem Ausländer wird eine Blaue Karte EU
nach der Richtlinie 2009/50/EG des Rates vom
25. Mai 2009 über die Bedingungen für die Ein-
reise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehöri-
gen zur Ausübung einer hochqualifizierten Be-
schäftigung (ABl. L 155 vom 18.6.2009, S. 17)
zum Zweck einer seiner Qualifikation angemesse-
nen Beschäftigung erteilt, wenn

1. er

a) einen deutschen, einen anerkannten auslän-
dischen oder einen einem deutschen Hoch-
schulabschluss vergleichbaren ausländi-
schen Hochschulabschluss besitzt oder

b) soweit durch Rechtsverordnung nach Ab-
satz 2 bestimmt, eine durch eine mindes-

tens fünfjährige Berufserfahrung nachge-
wiesene vergleichbare Qualifikation besitzt,

2. die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zuge-
stimmt hat oder durch Rechtsverordnung nach
§ 42 oder zwischenstaatliche Vereinbarung be-
stimmt ist, dass die Blaue Karte EU ohne Zu-
stimmung der Bundesagentur für Arbeit nach
§ 39 erteilt werden kann, und

3. er ein Gehalt erhält, das mindestens dem Be-
trag entspricht, der durch Rechtsverordnung
nach Absatz 2 bestimmt ist.

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales kann durch Rechtsverordnung Folgendes
bestimmen:

1. die Höhe des Gehalts nach Absatz 1 Num-
mer 3,

2. Berufe, in denen die einem Hochschulab-
schluss vergleichbare Qualifikation durch min-
destens fünfjährige Berufserfahrung nachge-
wiesen werden kann, und

3. Berufe, in denen für Angehörige bestimmter
Staaten die Erteilung einer Blauen Karte EU
zu versagen ist, weil im Herkunftsland ein Man-
gel an qualifizierten Arbeitnehmern in diesen
Berufsgruppen besteht.

Rechtsverordnungen nach den Nummern 1 und 2
bedürfen der Zustimmung des Bundesrates.

(3) Die Blaue Karte EU wird bei erstmaliger Er-
teilung auf höchstens vier Jahre befristet. Beträgt
die Dauer des Arbeitsvertrags weniger als vier
Jahre, wird die Blaue Karte EU für die Dauer des
Arbeitsvertrags zuzüglich dreier Monate ausge-
stellt oder verlängert.

(4) Für jeden Arbeitsplatzwechsel eines Inha-
bers einer Blauen Karte EU ist in den ersten zwei
Jahren der Beschäftigung die Erlaubnis durch die
Ausländerbehörde erforderlich; die Erlaubnis wird
erteilt, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 1
vorliegen.

(5) Eine Blaue Karte EU wird nicht erteilt an
Ausländer,

1. die die Voraussetzungen nach § 9a Absatz 3
Nummer 1 oder 2 erfüllen,

2. die einen Antrag auf Feststellung der Voraus-
setzungen nach § 60 Absatz 5 oder 7 Satz 1
oder nach § 60a Absatz 2 Satz 1 gestellt
haben,

3. deren Einreise in einen Mitgliedstaat der
Europäischen Union Verpflichtungen unterliegt,
die sich aus internationalen Abkommen zur
Erleichterung der Einreise und des vorüber-
gehenden Aufenthalts bestimmter Kategorien
von natürlichen Personen, die handels- und
investitionsbezogene Tätigkeiten ausüben,
herleiten,

4. die in einem Mitgliedstaat der Europäischen
Union als Saisonarbeitnehmer zugelassen wur-
den,

5. die im Besitz einer Duldung nach § 60a sind,

6. die unter die Richtlinie 96/71/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 16. De-
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zember 1996 über die Entsendung von Arbeit-
nehmern im Rahmen der Erbringung von
Dienstleistungen (ABl. L 18 vom 21.1.1997,
S. 1) fallen, für die Dauer ihrer Entsendung
nach Deutschland, oder

7. die auf Grund von Übereinkommen zwischen
der Europäischen Union und ihren Mitglied-
staaten einerseits und Drittstaaten anderseits
ein Recht auf freien Personenverkehr genie-
ßen, das dem der Unionsbürger gleichwertig
ist.

(6) Dem Inhaber einer Blauen Karte EU ist eine
Niederlassungserlaubnis zu erteilen, wenn er min-
destens 33 Monate eine Beschäftigung nach
Absatz 1 ausgeübt hat und für diesen Zeitraum
Pflichtbeiträge oder freiwillige Beiträge zur ge-
setzlichen Rentenversicherung geleistet hat oder
Aufwendungen für einen Anspruch auf vergleich-
bare Leistungen einer Versicherungs- oder Ver-
sorgungseinrichtung oder eines Versicherungsun-
ternehmens nachweist und die Voraussetzungen
des § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 4 bis 9
vorliegen. § 9 Absatz 2 Satz 2 bis 6 gilt entspre-
chend. Die Frist nach Satz 1 verkürzt sich auf
21 Monate, wenn der Ausländer deutsche
Sprachkenntnisse der Stufe B1 nachweist.“

11. In § 20 Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter „Er-
werbstätigkeit für das in der Aufnahmeverein-
barung bezeichnete Forschungsvorhaben“ durch
die Wörter „Forschungstätigkeit bei der in der
Aufnahmevereinbarung bezeichneten Forschungs-
einrichtung“ ersetzt.

11a. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Nummer 1 werden die Wörter
„übergeordnetes“ und „besonderes“ ge-
strichen.

bb) Satz 2 wird gestrichen.

cc) Im bisherigen Satz 3 werden die Wörter „Im
Übrigen richtet sich die Beurteilung der
Voraussetzungen nach Satz 1“ durch die
Wörter „Die Beurteilung der Voraussetzun-
gen nach Satz 1 richtet sich“ ersetzt.

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a einge-
fügt:

„(2a) Einem Ausländer, der sein Studium an
einer staatlichen oder staatlich anerkannten
Hochschule oder vergleichbaren Ausbildungs-
einrichtung im Bundesgebiet erfolgreich abge-
schlossen hat oder der als Forscher oder Wis-
senschaftler eine Aufenthaltserlaubnis nach
§ 18 oder § 20 besitzt, kann eine Aufenthalts-
erlaubnis zur Ausübung einer selbständigen
Tätigkeit abweichend von Absatz 1 erteilt wer-
den. Die beabsichtigte selbständige Tätigkeit
muss einen Zusammenhang mit den in der
Hochschulausbildung erworbenen Kenntnis-
sen oder der Tätigkeit als Forscher oder Wis-
senschaftler erkennen lassen.“

12. In § 27 Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „oder“
durch ein Komma ersetzt und werden nach der
Angabe „§ 38a“ die Wörter „oder eine Blaue Karte
EU“ eingefügt.

13. § 29 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nummer 1 wird das Wort „oder“
durch ein Komma ersetzt und werden nach
dem Wort „Aufenthaltserlaubnis“ die Wörter
„oder eine Blaue Karte EU“ eingefügt.

b) In Absatz 5 Nummer 2 wird die Angabe „§ 20“
durch die Wörter „den §§ 19a oder 20“ ersetzt.

14. § 30 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 Nummer 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchstabe e wird das Wort „oder“ durch
ein Komma ersetzt.

bb) In Buchstabe f wird der Punkt am Ende
durch das Wort „ , oder“ ersetzt.

cc) Folgender Buchstabe g wird angefügt:

„g) eine Blaue Karte EU besitzt.“

b) Satz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 3 wird das Wort „oder“ durch
ein Komma ersetzt.

bb) In Nummer 4 wird der Punkt am Satzende
durch das Wort „oder“ ersetzt.

cc) Folgende Nummer 5 wird angefügt:

„5. der Ausländer im Besitz einer Blauen
Karte EU ist.“

15. § 32 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird das Wort „oder“ am Ende
durch ein Komma ersetzt.

b) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1a ein-
gefügt:

„1a. der allein personensorgeberechtigte El-
ternteil eine Blaue Karte EU oder eine Nie-
derlassungserlaubnis nach § 19 besitzt
oder die Eltern ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt im Bundesgebiet haben und min-
destens ein Elternteil eine Blaue Karte EU
oder eine Niederlassungserlaubnis nach
§ 19 besitzt oder“.

16. In § 38a Absatz 3 Satz 1 wird nach der Angabe
„§§ 19,“ die Angabe „19a,“ eingefügt.

17. In § 39 Absatz 2 Satz 1 werden im Satzteil vor
Nummer 1 nach der Angabe „§ 18“ die Wörter
„oder einer Blauen Karte EU nach § 19a“ einge-
fügt.

18. § 40 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird das Wort „oder“ am Ende
durch ein Komma ersetzt.

b) In Nummer 2 wird der Punkt am Ende durch
das Wort „oder“ ersetzt.

c) Folgende Nummer 3 wird angefügt:

„3. die Beschäftigung bei einem Arbeitgeber
erfolgen soll, der oder dessen nach Sat-
zung oder Gesetz Vertretungsberechtigter
innerhalb der letzten fünf Jahre wegen ei-
nes Verstoßes gegen § 404 Absatz 1 oder
Absatz 2 Nummer 3 des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch rechtskräftig mit einer
Geldbuße belegt oder wegen eines Ver-
stoßes gegen die §§ 10, 10a oder 11
des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes
oder gegen die §§ 15, 15a oder 16 Absatz 1
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Nummer 2 des Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetzes rechtskräftig zu einer Geld- oder
Freiheitsstrafe verurteilt worden ist.“

19. In § 42 Absatz 1 Nummer 1 werden nach der An-
gabe „§ 19 Abs. 1“ die Wörter „ , § 19a Absatz 1
Nummer 2“ eingefügt.

20. § 51 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 9 Satz 1 Nummer 3 wird das Komma
am Ende durch ein Semikolon ersetzt und wer-
den folgende Wörter angefügt:

„der Zeitraum beträgt 24 aufeinanderfolgende
Monate bei einem Ausländer, der zuvor im Be-
sitz einer Blauen Karte EU war, und bei seinen
Familienangehörigen, die zuvor im Besitz einer
Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 30, 32, 33
oder 36 waren,“.

b) Folgender Absatz 10 wird angefügt:

„(10) Abweichend von Absatz 1 Nummer 7
beträgt die Frist für die Blaue Karte EU und die
Aufenthaltserlaubnisse nach den §§ 30, 32, 33
oder 36, die den Familienangehörigen eines In-
habers einer Blauen Karte EU erteilt worden
sind, zwölf Monate.“

21. § 52 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird im Satzteil vor Num-
mer 1 nach der Angabe „Nummer 2,“ die An-
gabe „2a,“ eingefügt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „und eine
Aufenthaltserlaubnis“ durch die Wörter „ , eine
Aufenthaltserlaubnis und eine Blaue Karte EU“
ersetzt.

22. § 69 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1a ein-
gefügt:

„1a. für die Erteilung einer Blauen Karte EU:
140 Euro,“.

b) In Nummer 3 werden nach dem Wort „Aufent-
haltserlaubnis“ die Wörter „oder einer Blauen
Karte EU“ eingefügt.

23. Dem § 72 wird folgender Absatz 7 angefügt:

„(7) Zur Prüfung des Vorliegens der Vorausset-
zungen der §§ 18, 18b, 19 und 19a kann die Aus-
länderbehörde die Bundesagentur für Arbeit auch
dann beteiligen, wenn sie deren Zustimmung
nicht bedarf.“

24. In § 75 Nummer 5 wird nach der Angabe
„2003/109/EG“ das Wort „und“ durch ein Komma
ersetzt und werden nach der Angabe
„2004/114/EG“ die Wörter „und Artikel 22 Ab-
satz 1 der Richtlinie 2009/50/EG“ eingefügt.

25. § 81 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Beantragt ein Ausländer vor Ablauf seines
Aufenthaltstitels dessen Verlängerung oder die Er-
teilung eines anderen Aufenthaltstitels, gilt der
bisherige Aufenthaltstitel vom Zeitpunkt seines
Ablaufs bis zur Entscheidung der Ausländerbe-
hörde als fortbestehend. Wurde der Antrag auf Er-
teilung oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels
verspätet gestellt, kann die Ausländerbehörde

zur Vermeidung einer unbilligen Härte die Fortgel-
tungswirkung anordnen.“

26. Dem § 82 wird folgender Absatz 6 angefügt:

„(6) Ausländer, die im Besitz einer Aufenthalts-
erlaubnis nach den §§ 18 oder 18a oder einer
Blauen Karte EU sind, sind verpflichtet, der zu-
ständigen Ausländerbehörde mitzuteilen, wenn
die Beschäftigung, für die der Aufenthaltstitel er-
teilt wurde, vorzeitig beendet wird. Dies gilt nicht,
wenn der Ausländer eine Beschäftigung aufneh-
men darf, ohne einer Erlaubnis zu bedürfen, die
nur mit einer Zustimmung nach § 39 Absatz 2 er-
teilt werden kann. Der Ausländer ist bei Erteilung
des Aufenthaltstitels über seine Verpflichtung
nach Satz 1 zu unterrichten.“

27. Nach § 91e wird folgender § 91f eingefügt:

„§ 91f

Auskünfte
zur Durchführung der
Richtlinie 2009/50/EG

innerhalb der Europäischen Union

(1) Das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge unterrichtet als nationale Kontaktstelle im
Sinne des Artikels 22 Absatz 1 der Richtlinie
2009/50/EG die zuständige Behörde eines ande-
ren Mitgliedstaates der Europäischen Union, in
dem der Ausländer eine Blaue Karte EU besitzt,
über den Inhalt und den Tag einer Entscheidung
über die Erteilung einer Blauen Karte EU. Die Be-
hörde, die die Entscheidung getroffen hat, über-
mittelt der nationalen Kontaktstelle unverzüglich
die hierfür erforderlichen Angaben. Der nationalen
Kontaktstelle können die für Unterrichtungen
nach Satz 1 erforderlichen Daten aus dem Aus-
länderzentralregister durch die Ausländerbehör-
den unter Nutzung der AZR-Nummer automati-
siert übermittelt werden.

(2) Das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge übermittelt den zuständigen Organen der
Europäischen Union jährlich

1. die Daten, die nach der Verordnung (EG)
Nr. 862/2007 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 11. Juli 2007 zu Gemein-
schaftsstatistiken über Wanderung und inter-
nationalen Schutz und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 311/76 des Rates über die
Erstellung von Statistiken über ausländische
Arbeitnehmer (ABl. L 199 vom 31.7.2007, S. 23)
im Zusammenhang mit der Erteilung von
Blauen Karten EU zu übermitteln sind, sowie

2. ein Verzeichnis der Berufe, für die durch
Rechtsverordnung nach § 19a Absatz 2 Num-
mer 1 ein Gehalt nach Artikel 5 Absatz 5 der
Richtlinie 2009/50/EG bestimmt wurde.“

Artikel 2

Änderung des
Staatsangehörigkeitsgesetzes

In § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Staatsange-
hörigkeitsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III,
Gliederungsnummer 102-1, veröffentlichten bereinigten
Fassung, das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 22. November 2011 (BGBl. I S. 2258) geändert
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worden ist, werden nach dem Wort „Freizügigkeit“ die
Wörter „ , eine Blaue Karte EU“ eingefügt.

Artikel 3

Änderung des
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch

Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche
Rentenversicherung – in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Februar 2002 (BGBl. I S. 754, 1404,
3384), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom
22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3057) geändert worden
ist, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 113 wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Absatz 3 Satz 1 gilt nicht für Berechtigte, die
Inhaber

1. einer in der Bundesrepublik Deutschland aus-
gestellten Blauen Karte EU nach der Richtlinie
2009/50/EG des Rates vom 25. Mai 2009 über
die Bedingungen für die Einreise und den Auf-
enthalt von Drittstaatsangehörigen zur Ausübung
einer hochqualifizierten Beschäftigung (ABl. L 155
vom 18.6.2009, S. 17) oder

2. einer Niederlassungserlaubnis nach § 19 des Auf-
enthaltsgesetzes

sind oder waren, und deren Hinterbliebene.“

2. Dem § 114 wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Berech-
tigte, die Inhaber

1. einer in der Bundesrepublik Deutschland aus-
gestellten Blauen Karte EU nach der Richtlinie
2009/50/EG oder

2. einer Niederlassungserlaubnis nach § 19 des Auf-
enthaltsgesetzes

sind oder waren, und deren Hinterbliebene.“

Artikel 4

Änderung des
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch

In § 71 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b und
Nummer 3 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch
– Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz –

in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar
2001 (BGBl. I S. 130), das zuletzt durch Artikel 9 des
Gesetzes vom 12. April 2012 (BGBl. I S. 579) geändert
worden ist, werden jeweils die Wörter „und § 19 Ab-
satz 1 Satz 1“ durch die Wörter „§ 19 Absatz 1 Satz 1
und § 19a Absatz 1“ ersetzt.

Artikel 5

Änderung von Verordnungen

(1) Die Aufenthaltsverordnung vom 25. November
2004 (BGBl. I S. 2945), die zuletzt durch Artikel 2 Ab-
satz 26 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I
S. 3044) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht werden der Angabe zu § 45
die Wörter „und die Blaue Karte EU“ angefügt.

2. In § 31 Absatz 3 werden die Wörter „des § 18 oder
§ 19“ durch die Wörter „der §§ 18, 19 oder 19a“
ersetzt.

3. Nach § 38a Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz ein-
gefügt:

„Bei öffentlichen Einrichtungen entfallen die Anga-
ben zu Satz 1 Nummer 4 und 5.“

4. § 38f Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 wird aufgehoben.

b) In Nummer 4 wird nach dem Wort „Ausländers“
das Komma durch das Wort „und“ ersetzt
und werden nach dem Wort „Gehalt“ die Wörter
„ , zum Urlaub, zur Arbeitszeit und zur Versiche-
rung,“ gestrichen.

c) Die bisherigen Nummern 2 bis 5 werden die Num-
mern 1 bis 4.

5. § 39 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 5 wird das Wort „oder“ am Ende
durch ein Komma ersetzt.

b) In Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch das
Wort „oder“ ersetzt.

c) Folgende Nummer 7 wird angefügt:

„7. er seit mindestens 18 Monaten eine Blaue
Karte EU besitzt, die von einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union ausge-
stellt wurde, und er für die Ausübung einer
hochqualifizierten Beschäftigung eine Blaue
Karte EU beantragt. Gleiches gilt für seine
Familienangehörigen, die im Besitz eines Auf-
enthaltstitels zum Familiennachzug sind, der
von demselben Staat ausgestellt wurde wie
die Blaue Karte EU des Ausländers. Die An-
träge auf die Blaue Karte EU sowie auf die
Aufenthaltserlaubnisse zum Familiennachzug
sind innerhalb eines Monats nach Einreise in
das Bundesgebiet zu stellen.“

6. § 45 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden die Wörter „und die Blaue
Karte EU“ angefügt.

b) In den Nummern 1 und 2 werden jeweils im Satz-
teil vor Buchstabe a nach dem Wort „Aufenthalts-
erlaubnis“ die Wörter „oder einer Blauen Karte
EU“ eingefügt.

7. § 59 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 3 werden nach dem Wort „Daueraufent-
halt-EG“ die Wörter „ , der Blauen Karte EU“ ein-
gefügt.

b) Folgender Satz wird angefügt:

„Bei Inhabern der Blauen Karte EU ist bei Ertei-
lung der Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG im
Feld für Anmerkungen „Ehem. Inh. der Blauen
Karte EU“ einzutragen.“
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8. In Anlage D14a werden nach der Abbildung der Rückseite der Daueraufenthaltskarte (Familienangehöriger EU)
folgende Abbildungen eingefügt:

– Vorderseite –

– Rückseite –
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(2) Die AZRG-Durchführungsverordnung vom 17. Mai
1995 (BGBl. I S. 695), die zuletzt durch Artikel 12 Ab-
satz 4 des Gesetzes vom 22. November 2011 (BGBl. I
S. 2258) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Abschnitt I Nummer 10 der Anlage wird wie folgt ge-
ändert:

a) Spalte A Buchstabe a wird wie folgt geändert:

aa) Nach Doppelbuchstabe dd wird folgender
Doppelbuchstabe ee eingefügt:

„ee) § 16 Absatz 5b AufenthG
(Arbeitsplatzsuche nach schulischer Be-
rufsausbildung)
erteilt am

befristet bis“.

bb) Die bisherigen Doppelbuchstaben ee und ff
werden die Doppelbuchstaben ff und gg.

cc) Doppelbuchstabe gg wird wie folgt gefasst:

„gg) § 17 Absatz 1 AufenthG
(sonstige betriebliche Ausbildungszwe-
cke)
erteilt am

befristet bis“.

dd) Folgender Doppelbuchstabe hh wird ange-
fügt:

„hh) § 17 Absatz 3 AufenthG
(Arbeitsplatzsuche nach betrieblicher
Berufsausbildung)
erteilt am

befristet bis“.

b) In Spalte B wird zu den neuen Doppel-
buchstaben ee und hh aus Spalte A die Angabe
„(2)*)“ eingefügt.

c) Spalte A Buchstabe b wird wie folgt geändert:

aa) Nach Doppelbuchstabe ff werden die folgen-
den Doppelbuchstaben gg bis ii eingefügt:

„gg) § 18c AufenthG
(Aufenthaltserlaubnis zur Arbeitsplatzsu-
che)
erteilt am

befristet bis

hh) § 19a AufenthG i. V. m. § 41a Absatz 1
BeschV
(Blaue Karte EU, Regelberufe)
erteilt am

befristet bis

ii) § 19a AufenthG i. V. m. § 41a Absatz 2
BeschV
(Blaue Karte EU, Mangelberufe)
erteilt am

befristet bis“.

bb) Die bisherigen Doppelbuchstaben gg bis jj
werden die Doppelbuchstaben jj bis mm.

cc) Nach Doppelbuchstabe mm wird folgender
Doppelbuchstabe nn eingefügt:

„nn) § 21 Absatz 2a AufenthG
(selbständige Tätigkeit – Absolvent in-
ländischer Hochschule)

erteilt am

befristet bis“.

dd) Der bisherige Doppelbuchstabe kk wird Dop-
pelbuchstabe oo.

d) In Spalte B wird zu den neuen Doppelbuchsta-
ben gg bis ii und nn aus Spalte A die Angabe
„(2)*)“ eingefügt.

e) Spalte A Buchstabe d wird wie folgt geändert:

aa) Doppelbuchstabe ee wird wie folgt gefasst:

„ee) § 30 AufenthG (Ehegattennachzug) ohne
§ 30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3g
AufenthG
erteilt am

befristet bis“.

bb) Nach Doppelbuchstabe ee wird folgender
Doppelbuchstabe ff eingefügt:

„ff) § 30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3g
AufenthG (Ehegattennachzug zu einem
Inhaber einer Blauen Karte EU)
erteilt am

befristet bis“.

cc) Der bisherige Doppelbuchstabe ff wird Dop-
pelbuchstabe gg.

dd) Nach dem neuen Doppelbuchstaben gg wird
folgender Doppelbuchstabe hh eingefügt:

„hh) § 32 Absatz 1 Nummer 1a AufenthG
(Kindernachzug zu einem Inhaber einer
Blauen Karte EU)
erteilt am

befristet bis“.

ee) Die bisherigen Doppelbuchstaben gg bis nn
werden die Doppelbuchstaben ii bis pp.

f) In Spalte B wird zu den neuen Doppelbuchsta-
ben ff und hh aus Spalte A die Angabe „(2)*)“ ein-
gefügt.

2. Abschnitt I Nummer 11 der Anlage wird wie folgt ge-
ändert:

a) In Spalte A wird Buchstabe c wie folgt gefasst:

„c) § 18b AufenthG
(Niederlassungserlaubnis für Absolventen
deutscher Hochschulen)
erteilt am“.

b) In Spalte A werden nach Buchstabe c die folgen-
den Buchstaben d bis f eingefügt:

„d) § 19 Absatz 1 AufenthG
(Hochqualifizierter ohne Zuordnung nach Ab-
satz 2)
erteilt am

e) § 19 Absatz 2 Nummer 1 AufenthG
(Hochqualifizierter Wissenschaftler)
erteilt am

f) § 19 Absatz 2 Nummer 2 AufenthG
(Hochqualifizierte Lehrperson)
erteilt am“.

c) Die bisherigen Buchstaben d bis m werden die
Buchstaben g bis p.

d) In Spalte B wird zu den neuen Buchstaben d bis f
aus Spalte A die Angabe „(2)*)“ eingefügt.
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(3) Die Beschäftigungsverordnung vom 22. Novem-
ber 2004 (BGBl. I S. 2937), die zuletzt durch Artikel 12
Absatz 6 des Gesetzes vom 22. November 2011
(BGBl. I S. 2258) geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:

1. In § 1 wird nach der Angabe „§ 19 Abs. 1 Satz 1“
die Angabe „ , § 19a Absatz 1“ eingefügt.

2. § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 3 wird das Wort „und“ durch ein
Komma ersetzt, werden nach dem Wort „Orga-
nisationen“ die Wörter „für Studierende oder Ab-
solventen ausländischer Hochschulen“ einge-
fügt und wird nach dem Wort „Arbeit“ das Wort
„oder“ durch ein Komma ersetzt.

b) In Nummer 4 wird der Punkt am Ende durch das
Wort „oder“ ersetzt.

c) Folgende Nummer 5 wird angefügt:

„5. während eines Studiums an einer ausländi-
schen Hochschule, das nach dem vierten
Semester studienfachbezogen im Einverneh-
men mit der Bundesagentur für Arbeit aus-
geübt wird; die Dauer des Praktikums darf
ein Jahr nicht überschreiten.“

3. Nach § 3 werden die folgenden §§ 3a und 3b einge-
fügt:

„§ 3a

Blaue Karte EU

Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung einer
Blauen Karte EU, wenn der Ausländer

1. ein Gehalt nach § 41a Absatz 1 erhält oder

2. einen inländischen Hochschulabschluss besitzt
und die Voraussetzungen des § 41a Absatz 2 er-
füllt.

§ 3b

Fachkräfte mit
inländischem Hochschulabschluss

Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung einer
Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer der beruf-
lichen Qualifikation angemessenen Beschäftigung
an Fachkräfte mit einem inländischen Hochschul-
abschluss.“

4. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 4 wird das Wort „oder“ nach den
Wörtern „Trainer bestätigt,“ gestrichen.

b) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch das
Wort „oder“ ersetzt.

c) Folgende Nummer 6 wird angefügt:

„6. Reiseleiter, die unter Beibehaltung ihres ge-
wöhnlichen Aufenthaltes im Ausland auslän-
dische Touristengruppen in das Inland be-
gleiten, wenn die Dauer der Tätigkeit drei
Monate innerhalb von zwölf Monaten nicht
übersteigt.“

5. § 13 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung
eines Aufenthaltstitels an das Fahrpersonal, das

1. im Güterkraftverkehr für einen Arbeitgeber mit
Sitz

a) im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaa-
tes der Europäischen Union oder eines ande-
ren Vertragsstaates des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum Beförde-
rungen im grenzüberschreitenden Verkehr
nach Artikel 2 Nummer 2 oder Kabotage-
beförderungen nach Artikel 8 Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom
21. Oktober 2009 über gemeinsame Regeln
für den Zugang zum Markt des grenzüber-
schreitenden Güterverkehrs (ABl. L 300 vom
14.11.2009, S. 72) durchführt und für das
dem Arbeitgeber eine Fahrerbescheinigung
ausgestellt worden ist,

b) außerhalb des Hoheitsgebietes eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Union oder
eines anderen Vertragsstaates des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschafts-
raum Beförderungen im grenzüberschreiten-
den Güterverkehr mit einem im Sitzstaat des
Arbeitgebers zugelassenen Fahrzeug durch-
führt, für einen Aufenthalt von höchstens drei
Monaten innerhalb von zwölf Monaten,

2. im grenzüberschreitenden Personenverkehr auf
der Straße für einen Arbeitgeber mit Sitz im Aus-
land grenzüberschreitende Fahrten mit einem im
Sitzstaat des Arbeitgebers zugelassenen Fahr-
zeug durchführt.

Satz 1 Nummer 2 gilt im grenzüberschreitenden
Linienverkehr mit Omnibussen auch dann, wenn
das Fahrzeug im Inland zugelassen ist.“

5a. In § 26 Absatz 2 wird das Wort „Beschäftigung“
durch die Wörter „Ausübung einer Vollzeitbeschäf-
tigung“ ersetzt.

6. § 27 wird wie folgt geändert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und wie folgt geän-
dert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) Nummer 3 wird aufgehoben.

bbb) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 3
und es werden die Wörter „oder einer
im Inland erworbenen qualifizierten Be-
rufsausbildung in einem staatlich aner-
kannten oder vergleichbar geregelten
Ausbildungsberuf“ gestrichen und wird
der Punkt am Ende durch das Wort
„und“ ersetzt.

ccc) Folgende Nummer 4 wird angefügt:

„4. Fachkräften im Anschluss an eine
im Inland erworbene qualifizierte
Berufsausbildung in einem staatlich
anerkannten oder vergleichbar ge-
regelten Ausbildungsberuf.“

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Die folgenden Absätze 2 und 3 werden angefügt:

„(2) Die Zustimmung zu einer Blauen Karte
EU kann erteilt werden, wenn der Ausländer die
Voraussetzungen nach § 41a Absatz 2 erfüllt.

(3) Die Zustimmung wird in den Fällen des
Absatzes 1 Nummer 3 und 4 und des Absatzes 2
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ohne Vorrangprüfung nach § 39 Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 des Aufenthaltsgesetzes erteilt.“

7. Dem § 41 wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Die Zustimmung zu einem Aufenthaltstitel
zur Beschäftigung kann an Personen erteilt werden,
die von einem Unternehmen mit Sitz im Ausland
ordnungsgemäß beschäftigt und auf der Grundlage
des Übereinkommens vom 15. April 1994 zur Er-
richtung der Welthandelsorganisation (BGBl. 1994 II
S. 1438, 1441) oder anderer für die Bundesrepublik
Deutschland völkerrechtlich verbindlicher Freihan-
delsabkommen der Europäischen Union oder der
Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten
vorübergehend in das Bundesgebiet entsandt
werden.“

8. Nach § 41 wird folgender Abschnitt 5a eingefügt:

„Abschnitt 5a

Entgeltgrenzen für
die Erteilung einer Blauen Karte EU

§ 41a

Entgeltgrenze

(1) Die Höhe des Gehalts nach § 19a Absatz 2
Nummer 1 des Aufenthaltsgesetzes beträgt zwei
Drittel der jährlichen Beitragsbemessungsgrenze in
der allgemeinen Rentenversicherung. Das Bundes-
ministerium des Innern gibt das Mindestgehalt für
jedes Kalenderjahr jeweils bis zum 31. Dezember
des Vorjahres im Bundesanzeiger bekannt.

(2) Für Berufe, die zu den Gruppen 21, 221 und 25
der Internationalen Standardklassifikation der Be-
rufe (ABl. L 292 vom 10.11.2009, S. 31) gehören,
beträgt die Höhe des Gehalts nach § 19a Absatz 2
Nummer 1 des Aufenthaltsgesetzes 52 Prozent der
jährlichen Beitragsbemessungsgrenze in der allge-
meinen Rentenversicherung. Absatz 1 Satz 4 gilt
entsprechend.“

9. Dem § 45 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Bei einer Beschäftigung nach § 26 Absatz 2
wird die erstmalige Zustimmung zur Beschäftigung
im Zeitraum von drei Jahren ab dem 1. August 2012
längstens für ein Jahr erteilt.“

(4) Die Beschäftigungsverfahrensverordnung vom
22. November 2004 (BGBl. I S. 2934), die zuletzt durch
Artikel 12 Absatz 5 des Gesetzes vom 22. November
2011 (BGBl. I S. 2258) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

1. In § 1 Nummer 1 wird die Angabe „§§ 17, 18 und 19“
durch die Angabe „§§ 17, 18, 19 und 19a“ ersetzt.

2. In § 2 wird nach der Angabe „§§ 3,“ die Angabe „3a,
3b,“ eingefügt.

3. § 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 3

Familienangehörige

Keiner Zustimmung bedarf die Ausübung einer
Beschäftigung

1. von Familienangehörigen einer ausländischen
Fachkraft, die nach den §§ 3b, 4, 5, 27 und 28
der Beschäftigungsverordnung eine Beschäfti-
gung ausüben darf, oder

2. von Ehegatten, Lebenspartnern, Verwandten und
Verschwägerten ersten Grades eines Arbeitge-
bers in dessen Betrieb, wenn der Arbeitgeber
mit diesen in häuslicher Gemeinschaft lebt.“

4. In § 8 werden die Wörter „den §§ 4, 5, 27, 28 und 31
Satz 1 Nr. 1“ durch die Wörter „§ 31 Satz 1 Num-
mer 1“ ersetzt.

5. Nach § 14 wird folgender § 14a eingefügt:

„§ 14a

Zustimmungsfiktion, Vorabprüfung

(1) Die Zustimmung zur Ausübung einer Beschäf-
tigung gilt als erteilt, wenn die Bundesagentur für
Arbeit nicht innerhalb von zwei Wochen nach der
Übermittlung der Zustimmungsanfrage der zuständi-
gen Stelle mitteilt, dass die übermittelten Informatio-
nen für die Entscheidung über die Zustimmung nicht
ausreichen oder der Arbeitgeber die erforderlichen
Auskünfte nicht oder nicht rechtzeitig erteilt hat.

(2) Die Bundesagentur für Arbeit soll bereits vor
der Übermittlung der Zustimmungsanfrage der Aus-
übung der Beschäftigung gegenüber der zuständi-
gen Stelle zustimmen oder prüfen, ob die arbeits-
marktbezogenen Voraussetzungen für eine spätere
Zustimmung vorliegen, wenn der Arbeitgeber die
hierzu erforderlichen Auskünfte erteilt hat und das
Verfahren dadurch beschleunigt wird.“

Artikel 6

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 2012 in Kraft.

(2) § 18c des Aufenthaltsgesetzes tritt am 1. August
2016 außer Kraft.
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Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es
ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden.

Berlin, den 1. Juni 2012

D e r B u n d e s p r ä s i d e n t
J o a c h i m G a u c k

D i e B u n d e s k a n z l e r i n
Dr. A n g e l a M e r k e l

D e r B u n d e sm i n i s t e r d e s I n n e r n
H a n s - P e t e r F r i e d r i c h

D e r B u n d e sm i n i s t e r
f ü r W i r t s c h a f t u n d Te c h n o l o g i e

P h i l i p p R ö s l e r

D i e B u n d e sm i n i s t e r i n
f ü r A r b e i t u n d S o z i a l e s
U r s u l a v o n d e r L e y e n

1234 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2012 Teil I Nr. 24, ausgegeben zu Bonn am 8. Juni 2012

Das Bundesgesetzblatt im Internet: www.bundesgesetzblatt.de | Ein Service des Bundesanzeiger Verlag www.bundesanzeiger-verlag.de


	Synopse AufenthG, Stand 11.05.2012.pdf
	Synopse AufenthV, Stand 11.05.2012
	Synopse BeschV, Stand 11.05.2012
	Synopse BeschVerfV, Stand 11.05.2012

